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Wenn der Sommerurlaub vorbei
ist, wird auch das Fortbil-
dungs- und Veranstaltungs-

programm des Berliner Anwaltsvereins
wieder losgehen.

Der September bietet gleich drei Ver-
anstaltungen zum Arbeitsrecht,

selbstverständlich mit FAO-Bescheini-
gung. Arbeitnehmerüberwachung ist
das Thema einer Blockveranstaltung,
die von Richterin am Arbeitsgericht
Sanchez und Richter am Landesarbeits-
gericht Wenning-Morgenthaler durchge-
führt wird (3. und 7. September). Teil I
befasst sich mit den herkömmlichen
Methoden der Mitarbeiterkontrolle, Teil
II geht auf neue Probleme im Zusam-
menhang mit Internet und Emailverkehr
ein. Spannende Themen, die sowohl für
die Beratung von Arbeitgebern als auch
für die Vertretung von Arbeitnehmern im
Kündigungsschutzprozeß interessant
sein dürften. Der Referent wird dabei
auch seine technische und daten-
schutzrechtliche Erfahrung als IT-Beauf-
tragter der Berliner Arbeitsgerichtsbar-
keit einbringen. In der nächsten Woche
geht es gleich weiter mit dem Thema
Befristung von Arbeitsverträgen und
unserer bewährten Referentin Richterin
am Arbeitsgericht Caroline Noack
(11.09.2007). 

Wir möchten Ihnen die Möglichkeit
geben, sich vor Ort zu den wich-

tigsten Gesetzesänderungen fortzubil-
den. Bereits im Mai hat Richter am KG
Dr. Oliver Elzer in das Reform des WEG

eingeführt. Diese Fortbildungsveranstal-
tung ist auf so große Resonanz ge-
stoßen, dass wir sie Ihnen am 27. Sep-
tember gleich noch einmal anbieten.
Über Veranstaltungen zum Elterngeld,
zum Versicherungsvertragsrecht und
zum neuen Unterhaltsrecht werden wir
Sie demnächst auf unserer Website
www.berliner-anwaltsverein.de – und
natürlich im Anwaltsblatt – informieren. 

Über Aktuelles und Spezialfragen –
insbesondere aber über die Berliner

Praxis – zum SGB II werden Richter am
Sozialgericht Udo Geiger und Rechtsan-
wältin Regine Blasinski berichten
(12.09.2007). Richter am KG Jochen
Stummeyer informiert über neue Recht-
sprechung des BGH und des Kammer-
gerichts zum Bauwerkvertrags- und

Architektenrecht (09.10.2007). Im Ver-

kehrsrecht wird am 22. November
Rechtsanwalt und Verkehrsrechtsex-
perte Wolfgang Ferner bei uns zu Gast
sein. 

Es soll Mitglieder geben, die nicht nur
an Fortbildungen denken, wenn von

Veranstaltungen des Berliner Anwalts-

vereins die Rede ist. Seit Jahrzehnten
gehört das Berliner Anwaltsessen zu
den festen Terminen im Kalender vieler
Berliner Anwälte. Es ist zu einem der be-
deutendsten gesellschaftlichen Zusam-
mentreffen der deutschen Justiz und
Justizpolitik, und selbstverständlich der
Berliner Anwaltschaft und zahlreicher
Vertreter ausländischer Anwaltsvereini-
gungen geworden. 

Ich lade Sie herzlich ein, sich bereits
jetzt die folgenden Termine vorzumer-

ken: Den Begrüßungsabend am Don-

nerstag, den 1. November, ein geselli-
ges Treffen unter Kollegen aus Berlin
und dem europäischen Ausland, und
das festliche Traditionelle Berliner An-

waltsessen am Freitag, den 2. No-

vember 2007. Ich freue mich darauf, Sie
auch wieder – oder vielleicht zum ersten
Mal? – in diesem Jahr dort zu sehen. 

Mit freundlichen Grüßen

Ihr

Ulrich Schellenberg

Liebe Leserinnen und Leser,
herzlich willkommen im Berliner Anwaltsblatt
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Beilagenhinweis

Dieser Ausgabe liegen zwei Prospekte
der 

Juristische Fachseminare, Bonn, 

bei.

Wir bitten um freundliche Beachtung
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Die Mitgliedschaft im Berliner Anwaltsverein bringt Ihnen viel, kostet Sie aber fast nichts,
wenn Sie die Vorteile der Mitgliedschaft in Anspruch nehmen:

für den Mitgliedsbeitrag von 98,50 Euro im Jahr für Junganwältinnen und Junganwälte in den ersten zwei Jahren 
nach Zulassung, danach für 198 Euro im Jahr bieten wir Ihnen

Alle Leistungen des Berliner Anwaltsvereins

• kostenlos das Berliner Anwaltsblatt (10mal jährlich),

• kostenlos DAV-Ratgeber in den ersten zwei Jahren nach Zulassung, danach gegen eine Schutzgebühr von 5 Euro,

• kostenlose den halbjährlichen Veranstaltungskalender der Anwaltsakademie,

• kostenlos Vermittlung von Namen und Anschriften von Anwälten im europäischen Ausland,

• Sonderkonditionen beim Zugang zu den Fortbildungsveranstaltungen des Berliner Anwaltsvereins,

• Sonderkonditionen beim Abschluss einer Krankenversicherung bei der DKV,

• Sonderkonditionen beim Abschluss von Berufshaftpflicht und Kanzleiversicherungen im Gerling-Konzern,

• Sonderkonditionen beim Abschluss von Kapital, Renten- u. Berufsunfähigkeitsversicherung (Sterbegeldversicherung bei einem
Eintrittsalter von 30 bis 60 Jahren automatisch mitenthalten) bei der Deutschen Anwalts- u. Notarversicherung,

• Sonderkonditionen beim Abschluss einer Kanzleiausfallversicherung über Dr. Rinner & Partner,

• Sonderkonditionen bei der Übernahme der sicherheitstechnischen Betreuung der Arbeitnehmer durch Sicherheitsingenieure des
Bundesverbandes freuberuflicher Sicherheitsingenieure e.V. (BFSI),

• Sonderkonditionen beim Eintrag in den „gewusst-wo“-Rechtsberatungsspiegel in Zusammenarbeit mit dem
Verlag Schmidt-Römhild

• Sonderkonditionen bei Kauf/Miete einer Kartenzahlungssoftware für Kanzleien über die ADT Wellcom GmbH

Alle Leistungen des Deutschen AnwaltVereins (in dem Sie über den BAV automatisch Mitglied werden)

• kostenlos das Anwaltsblatt (11mal jährlich),

• kostenlos Europa im Überblick (per E-Mail),

• kostenlose Aufnahme in den Datenbestand der Deutschen AnwaltAuskunft, der Anwaltvermittlung des DAV
(nur für DAV-Mitglieder),

• kostenlose AnwaltCard – das Kreditkartendoppel des DAV,

• Zugang zu den 27 verschiedenen DAV-Arbeitsgemeinschaften (nur für Mitglieder)
die u.a. einen Erfahrungsaustausch ermöglichen,

• Sonderkonditionen bei den Fortbildungsveranstaltungen der Deutschen Anwaltakademie,

• Sonderkonditionen bei den Fortbildungsveranstaltungen des DAV,

• Sonderkonditionen für das Anwaltsverzeichnis (ca. 40 Euro Ersparnis),

• Sonderkonditionen für Peugeot-Fahrzeuge über ein Lieferabkommen der SAV GmbH, der Service-GmbH des
Saarländischen AnwaltVereins mit Peugeot Deutschland,

• Sonderkonditionen beim Telefonieren im D-1- und D-2-Mobil-Netz bei der Grundgebühr, über die 
Deutsche Telekom bzw. die Mannesmann Mobilfunk GmbH,

• Sonderkonditionen mit E-Plus,

• Sonderkonditionen im Festnetz/Mobilfunk/Internetzugang über Telego!

• Sonderkonditionen beim Zugang zu Jurion (40 % für Mitglieder, 50 % für Mitglieder des Forums Junge Anwaltschaft),

• Sonderkondition beim Bezug der NJW (ca. 20 Euro Ersparnis),

Beitritt

Nehmen Sie unsere zahlreichen Vorteile in Anspruch, stärken Sie unseren gemeinsamen Einfluss
in Politik und Wirtschaft, arbeiten Sie mit uns an einer gemeinsamen und starken Berliner Anwaltschaft.

Daher: Zögern Sie nicht länger
und treten Sie dem zweitgrößten örtlichen Anwaltsverein Deutschlands mit über 3500 Mitgliedern bei. BAV
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PR von Anwäl-

ten und für An-

wälte – vor

zehn Jahren

war das noch

verboten.

Heute versu-

chen sich deut-

sche Kanzleien

verstärkt in der

Öffentlichkeits-

arbeit – jedoch selten mit der gebote-

nen Professionalität, meint Michael

Schmuck, selbst Jurist und Journalist

sowie ehemaliger Pressereferent der

Berliner Anwaltskammer. Ein Rund-

umschlag aus Sicht des Insiders.

Was entsteht, wenn man heiße Luft mit
heißer Luft anreichert? Richtig: noch
mehr heiße Luft. Für Ballonfahrer mag
das Prinzip des Aufgeblasenseins von
Nutzen sein. Doch auch Anwalts-PR ist
diesem Aggregatzustand oft erstaunlich
nahe. 

Liest man die jüngeren Veröffentlichun-
gen zu dem Thema, kommt sogar Luft
unterschiedlicher Temperaturstufen
zum Vorschein. Da gibt es selbstver-
ständlich das, was man schlicht als Ei-
gen-PR einstuft: Anwälte machen auf
sich und ihre Arbeit aufmerksam. 

Dann hat sich unter dem Stichwort An-
walts-PR etwas, jedenfalls hierzulande,
relativ Neues eingebürgert: Anwälte
übernehmen die PR für ihre Mandanten,
genauer: die Pressearbeit, bedeutungs-
voll „Litigation PR“ genannt. Das er-
scheint noch fragwürdiger, denn An-
wälte sind in aller Regel die letzten, die
etwas von PR verstehen. Und, ganz
neu: Public Affairs. Anwälte begleiten
zum Beispiel für Mandanten Gesetzge-
bungsvorhaben und machen Lobbyar-
beit in der Politik. 

Romantische Ideen  

Für sich selbst PR zu machen,  klingt
einfach. Es heißt schlicht, auf sich auf-
merksam zu machen – denken jeden-
falls die meisten Anwälte. Schreibe ich
doch einfach mal was für die Presse,
gebe ein Interview oder noch besser:
warte, bis ein Journalist mich darum bit-
tet. 

Solche romantischen und egozentri-
schen Vorstellungen haben Anwälte
allzu oft. Das wahre PR-Leben ist ihnen
unbekannt. Weil sie gute Juristen sind
und ihre Schriftsätze fehlerfrei diktieren
können, glauben sie, sie verstünden
auch vom Schreiben etwas. Ein Trug-
schluss. 

Kein Blick für die Medien   

Erst recht verstehen sie nichts vom
Schreiben für die Presse oder vom Um-
gang mit den Medien. Juristensprache
ist als Schwulst und Leserbeleidigung
allerorten bekannt – außer bei Juristen.
Klare Sprache und möglichst kurze
Texte, wie Journalisten und Mandanten
sie sich wünschen, sind Anwälten
fremd. 

Juristen fehlt zudem der Blick für das,
was Medien interessiert. Sie sind es ge-
wohnt, dass ihre Texte wichtig sind und
darum gelesen werden. Dass diese Lo-
gik nur im Mikrokosmos ihrer Fälle und
Prozesse gilt, aber nicht im Rest des Le-
bens, sehen viele nicht. In aller Regel ru-
fen Journalisten nicht so einfach an.
Nach Interviews mit Anwälten dürstet es
die Medien auch nicht gerade, und nur
wenige interessieren sich brennend für
die Pressemitteilung einer Kanzlei. 

Medieninformationen bleiben nicht nur
wegen komplizierter Sprache und Über-
länge folgenlos. Häufig hakt es schon
am Thema: Die Meinung der Kanzlei zu
einem neuen, womöglich exotischen
Gesetz oder einem aktuellen Urteil ist
selten interessant. Stellungnahmen
dazu kommen ja bereits von den An-
waltsverbänden.

Einen Aufhänger können Prozesse her-
geben, die eine Kanzlei gerade führt und
sogar gewonnen hat. Doch das interes-
siert meist nur bei Strafsachen. Zivil-
und Verwaltungsrechtsverfahren haben,
jedenfalls in aller Regel, nichts wahrhaft
Interessantes zum Gegenstand. Und
wenn doch, erkennen Anwälte es oft
nicht, weil sie nur das Juristische sehen
statt des vielleicht spannenden Sach-
verhalts. Zudem müssen die Mandanten
zustimmen, wenn Kanzleien ihre Fälle
für PR nutzen wollen.

Agenturen als Lösung   

Das alles gilt nicht nur für kleine Kanz-
leien, sondern auch für große. Zwar ha-
ben viele davon mittlerweile einen Pres-
sesprecher oder gar eine PR-Abteilung,
aber der Medien- oder die PR-Beauf-
tragten sind meist auch „nur“ Anwälte
ohne besondere Ausbildung und PR-
Wissen und eher zufällig an die Position
gelangt. So erreichen selbst Großkanz-
leien keine herausragenden PR-Erfolge.
Selbstverständlich: Es gibt wenige löbli-
che Ausnahmen.

Die Kanzleien, die ihr PR-Manko erkannt
haben – ein erster, großer Schritt zur
Besserung – beauftragen Agenturen.
Daraus ergibt sich ein neues Problem:
PR-Leuten ist die Juristerei fremd. Und
Rechtsberatung als Produkt ist wenig
greifbar. Auch die Frage, wie man
rechtssicher PR macht, bleibt in diesem
Fall oft unbeantwortet.

Wie schwierig die Beziehung zwischen
Anwälten und PR ist, macht sich in der
Zusammenarbeit bemerkbar: Die einen
wollen klare, knappe Texte und Aussa-
gen für Journalisten und potentielle
Mandanten, die anderen schwadronie-
ren und deklamieren, um sich selbst zu
präsentieren. Da beschränkt sich die PR
in aller Regel darauf, Umsatzzahlen und
Fallzahlen der Kanzlei, soweit überhaupt
erlaubt, zu veröffentlichen oder sich
großer Mandanten zu rühmen.

����

Thema
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Heiße Luft
Michael Schmuck1

1 Der Titelbeitrag ist im Juli 2007 im PR-Ma-
gazin (S. 37 ff.) erschienen. Wir danken
dem Medienfachverlag Rommerskirchen
für die Nachdruckerlaubnis.
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Rankings sinnlos  

Umsatzzahlen, Mandanten? Apropos –
mit Rankings ließe sich doch etwas ma-
chen: Wir gehören zu den Größten, zu
den Bedeutendsten. Doch bei genauem
Hinsehen sind alle Rankings die er-
wähnte heiße Luft. Wie misst man, wer
der Größte ist? Spielen nur Umsätze
und Fallzahlen eine Rolle? Was ist mit
der Qualität? Und wie will man die mes-
sen? Gewinnt, wer die meisten Fälle hat
oder wer Gerichtsverfahren vermeidet,
weil er bereits im Vorfeld einen Vergleich
schließt beziehungsweise eine Lösung
aushandelt? Schwierig also für eine
Agentur, damit PR zu machen.

Mentalitätsgraben  

Ohnehin kommen viele Kanzleien gar
nicht erst auf die Idee, einen Dienstlei-
ster einzuschalten, der Pressemitteilun-
gen und Beiträge an Tageszeitungen

und Zeitschriften verbreitet. Denn das
hieße ja, dass sie letztlich für eine Veröf-
fentlichung ihrer Texte zahlen müssten,
während sie sonst für das Verbreiten ih-
rer Weisheiten Geld bekommen. Ein
weiterer Hinweis auf den tiefen Graben
zwischen PR und Anwälten.

Statt einen Kommunikationsetat einzu-
richten oder ihn aufzustocken, leisten
sich einige Kanzleien eine andere, wohl
weitaus teurere Maßnahme: Sie nehmen
kurzerhand einen Ex-Minister oder an-
deren prominenten Juristen auf. Das soll
das Image polieren und Mandanten
werben. 

Selbstverständlich haben die ehemali-
gen Politiker neben ihrem bekannten
Namen auch eine Aufgabe als Anwalt in
der jeweiligen Kanzlei. Aber viele
schweben nach langen Politikjahren
über den Dingen und sind für das tägli-

che Geschäft am
Boden nicht mehr
wirklich zu gebrau-
chen. Eine fragwür-
dige Investition in
den eigenen Ruf
also. 

Wenige 

positive Beispiele   

Nur einigen Anwäl-
ten und Kanzleien
gelingt es, das Be-
ste auf dem Gebiet
der Anwalts-PR zu
erreichen: eine Ko-
lumne in einer Ta-
geszeitung oder ei-
ner Zeitschrift. Oder
regelmäßige Erwäh-
nung als Spezialist
für ein Rechtsge-
biet. Oder sogar das
ersehnte Interview,
vielleicht sogar im
Fernsehen. Doch für
all das muss man
kurz und klar formu-
lieren, interessante
Themen bieten und
mit der Presse um-
gehen können.

Kein Kauderwelsch  

Dieselben Voraussetzungen braucht,
wer ein anderes Instrument nutzen
möchte: Vorträge halten und Bücher
schreiben – nicht für Juristen (dazu
genügt das juristische Kauderwelsch),
sondern für Normalmenschen. Miet-
recht für Mieter, Erbrecht für Erben, Fa-
milienrecht für Väter und Mütter, Bau-
recht für Architekten. Wer das schafft,
betreibt gute PR, denn – und damit
schließt sich der Kreis: Er ist bei den
Medien gefragt, weil er bewiesen hat,
dass er gut und zielgruppengerecht for-
mulieren kann.

Einige Anwälte haben sich dieses Wis-
sen auf Seminaren angeeignet und sich
damit gequält, ganz gegen ihre Natur
klar zu formulieren und sich auch sonst
auf die Bedürfnisse der Normalmen-
schen und der Medien einzustellen.
Doch es sind noch wenige, die sich –
aus anwaltlicher Sicht – „herablassen“,
ein Schreib- und PR-Seminar zu besu-
chen. Typische Haltung: „Das ist unter
meinem Niveau. Sollen Journalisten und
Leser sich doch anstrengen, mich zu
verstehen!“

Werbung gilt als unfein  

Viele Kanzleien kommen nicht einmal
auf die Idee, ganz einfach mit kleinen,
gezielten Anzeigen in den einschlägigen
Rubriken und Ratgeberseiten der Ta-
geszeitungen um ihre spezielle Klientel
zu werben. Selbst nach zehn Jahren
weitgehender Werbefreiheit empfinden
es manche Anwälte noch als unfein oder
unseriös, mit Anzeigen auf sich auf-
merksam zu machen. Das hat noch im-
mer den Ruf der Marketenderei. Und so
sieht man von den bundesweit rund
140.000 Anwälten erstaunlich selten
Kanzleiwerbung.

Das hat sogar der Deutsche Anwaltver-
ein (DAV) erkannt und vor gut einem
Jahr gemeinsam mit der Berliner Agen-
tur Goldfisch zwar keine PR-, aber eine
schöne Werbekampagne ins Leben ge-
rufen. Mit guten Texten und originellen
Motiven trommelt der DAV in Anzeigen
dafür, dass man sich in allen Lebensla-
gen Rechtsrat holen soll. Der Claim:
„Vertrauen ist gut – Anwalt ist besser“. 

Thema
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Abenteuer statt Wellness  

Dabei haben die Werbeleute endlich
einmal an die Zielgruppe der Kanzleien
gedacht: die potentiellen Mandanten.
Die Slogans lauten entsprechend: „Die
meisten Unfälle passieren am Schreib-
tisch“, „Ihre Unterschrift kann Sie reich
machen oder ruinieren“, „Wellness ge-
bucht, Abenteuer bekommen?“ oder
„Riecht Ihr Chagall nach Farbe?“. Die
Anzeigen werden in den passenden Ru-
briken der Tageszeitungen geschaltet.
Zielgruppenorientierte Werbung, wie sie
Anwälte sonst kaum kennen.

Obwohl es mit der eigenen PR selten
funktioniert, fühlen sich Anwaltskanz-
leien berufen, ihre Mandanten nicht nur
juristisch unter die Fittiche zu nehmen,
sondern auch in puncto Öffentlichkeits-
arbeit. Das gilt selbstverständlich vor al-
lem für die so genannte Litigation PR,
die verfahrensbegleitende Kommunika-
tion. 

Ratsamer wäre es, als Kanzlei PR-Fach-
leute zu Rate zu ziehen, und zwar sol-
che, die etwas von Juristerei verstehen.
Ein ungeschicktes Statement vor der
Presse, ein laienhaftes Interview oder
gar kein Statement können dem Man-
danten mehr schaden als der Prozess
als solcher. Prozess gewonnen, Image
kaputt – das kann übler sein als ein ver-
lorener Prozess mit gewonnenem
Image. Die bekannten Verfahren gegen
Manager wegen fragwürdig hoher Abfin-
dungen sind die besten Beispiele.

Auf Juristen verzichten  

Manche Anwaltskanzlei bietet ihren
Mandanten sogar Krisenkommunikation
an. Doch stecken dahinter nicht erfah-
rene und ausgebildete Kommunika-
tionsprofis, kann die vermeintliche Hilfe
die Krise sogar noch verstärken. Denn
gerade in schwierigen Zeiten zeigt sich
der Unterschied zwischen juristischen
Lösungen und PR-Möglichkeiten unter
dem Vergrößerungsglas. Und so kann
es in der Krise die beste Lösung sein,
auf juristische Mittel und Juristen ganz
zu verzichten.

Der Autor ist Journalist 
und Rechtsanwalt in Berlin

Zwölf Anwälte 
für Berlin

Die Vertreter der Rechtsanwaltskammer
Berlin in der 4. Satzungsversammlung
bei der Bundesrechtsanwaltskammer
stehen fest. Die Mitglieder der Rechts-
anwaltskammer Berlin haben folgende
Mitglieder der Satzungsversammlung
gewählt:

1.
RA 

Ulrich 

Schellenberg

692 Stimmen

2.
RAin 
Ulrike Zecher

671 Stimmen

3.
RA 

Bernd Häusler

662 Stimmen

4.
RA Dr. Hans-

Michael Giesen

546 Stimmen

5.
RAin Stefanie 

Brielmaier

526 Stimmen

6.
RAin 
Eva Pätzold

524 Stimmen

7.
RAin 
Edith Kiefer

499 Stimmen

8.
RAin 

Silvia Groppler

487 Stimmen

9.
RA 
Harald Remé

434 Stimmen

10.
RAin 

Monika Risch

429 Stimmen

11.
RA Hansgeorg

Birkhoff

379 Stimmen

11.
RA 

Jürgen Tribowski

379 Stimmen

Von 11.292 Wahlberechtigten haben
1.308 gewählt, das entspricht einer Pro-
zentzahl von 11,58%. Es wurden 36
ungültige Stimmabgaben gezählt. Die
Amtszeit der 4. Satzungsversammlung,
dem Parlament der Anwaltschaft, dauert
vom 01.07.2007 bis 30.06.2011. Die
Satzungsversammlung besteht aus den
gewählten Mitgliedern der Rechtsan-
waltskammern, dem Präsidenten der
BRAK und den Präsidenten der Rechts-
anwaltskammern. Aufgabe der Sat-
zungsversammlung ist es, die BORA
und die FAO zu gestalten. Ein erster Sit-
zungstermin der 4. Satzungsversamm-
lung steht noch nicht fest.

Pressemitteilung der RAK Berlin
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Der zweimeterfünfzig  hohe, zwölfein-
halb Kilometer lange und einige Millio-
nen schwere Sicherheitszaun rund um
das Gipfelhotel in Heiligendamm ist
längst wieder abgebaut, doch die Ein-
drücke von den Ereignissen in Rostock
im Vorfeld und während des Gipfels sind
uns noch in frischer Erinnerung.

Die Zahl der G8 Gegner war groß, wenn
auch ihre Motive nicht immer auf den er-
sten Blick erkennbar. Wer singen kann
und Karten hatte, nahm an dem von
Rockgrößen wie Herbert Grönemeyer
und U2-Sänger Bono organisierten
„Stimmen gegen Armut“-Konzert teil,
und konnte auf diese Weise seinen Pro-
test gegen die Globalisierung, die Kli-
mapolitik, Putin, Bush oder einfach nur
„gegen G8“ über den Zaun grölen. Wer
nicht singen kann (oder keine Karten
hatte), musste sich eben auf andere Art
und Weise Gehör verschaffen. Er wurde
jedoch von den Sicherheitsbehörden
und letztinstanzlich vom Bundesverfas-
sungsgericht daran gehindert. 

In einer Grundsatzentscheidung aus
dem Jahre 1985 (BVerfGE 69, 315
„Brokdorf“) hatte das BVerfG ausge-
führt, dass der Schutz des Art. 8 GG
nicht schon bei einem drohenden un-
friedlichen Verlauf einer Demonstration
entfällt, solange nicht zu befürchten
steht, dass der Veranstalter einen sol-
chen Verlauf anstrebt oder zumindest
billigt. Ausschreitungen und Gewalt-
tätigkeiten einzelner oder eines Teils der
Versammlungsteilnehmer nähmen der
Versammlung nicht ihren verfassungs-
mäßig verbürgten Schutz. Dies sei erst
dann der Fall, wenn ein „gewalttätiger
und aufrührerischer Verlauf“ der De-
monstration insgesamt durch „kollektive
Unfriedlichkeiten“ unmittelbar zu be-
fürchten sei.

Hätte sich das BVerfG strikt an die im
Brokdorf-Beschluss aufgestellten Maß-
stäbe gehalten, hätte es die das Verbot
bestätigende Entscheidung des OVG an
sich kassieren müssen. Von höchstens
2.000 gewaltbereiten Personen ging die
Polizei im Vorfeld aus, von denen sich

vermutlich nur ein Teil an dem auf etwa
geschätzte 11.000 Teilnehmer zählen-
den Sternmarsch beteiligen würde.

Lucky Punch in der letzten Runde

Die Entscheidung vom 6. Juni nimmt an
mehreren Stellen auf „Brokdorf“ Bezug
und betont das „Selbstbestimmungs-
recht des Veranstalters über Zeitpunkt
und Ort der Veranstaltung“. Auch haben
wir jetzt schriftlich, dass die „Empfind-
lichkeiten ausländischer Politiker“ ge-
genüber der verfassungsrechtlich ge-
schützten Meinungs- und Versamm-
lungsfreiheit zurückzustehen haben. 

Vor allem sei es verfassungsrechtlich
bedenklich gewesen, den Schutzraum
um den Gipfelort derart weit auszudeh-
nen und das allgemeine absolute Ver-
sammlungsverbot auch auf die äußere,
einige Kilometer vorgelagerte Verbots-
zone II zu erstrecken. Bedenklich sei
insbesondere, dass die Sicherheits-
behörden und auch das OVG sich hier-
bei allein auf ein – angeblich nicht ein-
mal schriftlich ausformuliertes (!) – Si-
cherheitskonzept stützten. In diesem
Konzept sei an keiner Stelle erkennbar
gewesen, dass auch das berechtigte
Anliegen friedlicher Demonstranten mit
inhaltlicher Stoßrichtung gegen den G8-
Gipfel berücksichtigt worden war. Die
Möglichkeit zum friedlichen, aber öffent-
lichkeitswirksamen Protest sei durch
das vorgelegte Konzept geradezu aus-
geschlossen worden.

Der Knock out für die Versammlung und
deren Freiheit kam buchstäblich in der
letzten Runde, wenn auch nicht unbe-
dingt überraschend. Dies alles, so die
Karlsruher Richter könne dahinstehen,
und zwar wegen der Ereignisse vom 2.
und 4. Juni in Rostock. Ob das vielfach
zu hörende Gerücht zutrifft, dass sich
unter den als besonders aggressiv auf-
gefallenen Aufrührern im Schwarzen
Block tatsächlich Polizeibeamte in zivil
befunden haben, die die Stimmung zu-
sätzlich anheizten, anstatt Straftaten zu
verhindern, mag man glauben oder
nicht. Jedenfalls wird man den Eindruck

nicht los, dass die Krawalle von Rostock
gerade recht kamen. So konnte das
BVerfG ja gar nicht mehr anders ent-
scheiden. Wie wäre die Entscheidung
wohl ausgefallen, wenn es nicht in Ro-
stock gebrannt hätte? 

Den Verfassungsrichtern gebührt zumin-
dest das Verdienst, in ihrer Entschei-
dung noch einmal auf den hohen Rang
des Demonstrationsgrundrechts hinge-
wiesen zu haben. Ob die nachträglich
„aktualisierte Einschätzung der Gefah-
renlage“ nun geeignet war, das verfas-
sungswidrige Verbot aufrecht zu erhal-
ten, wird man je nach Standpunkt unter-
schiedlich beurteilen.  § 15 VersG, die
Verbotsnorm des Versammlungsgeset-
zes ist nun einmal ein „Alles oder nichts“
- Paragraph, der nicht viel Raum für
Zwischentöne lässt. Es  muss aber be-
fremden, dass elementare Grundrechte
immer häufiger zunächst wortgewaltig
zur Vordertüre hereinkomplimentiert
werden, um am Ende mit einem achtlo-
sen und schlecht gezielten Tritt zur Hin-
tertüre hinausbefördert zu werden. 

Anwältinnen und Anwälte haben
während des G8-Gipfels gehandelt und
gemeinsam mit dem Rostocker Anwalt-
verein, dem Republikanischen Anwalt-
verein und dem StrafverteidigerInnen-
verein einen speziellen telefonischen
Notdienst eingerichtet. Außerdem
wurde ein „Legal Team“ gebildet, um in
Gewahrsam Genommenen oder sonst
von polizeilichen Präventiv- oder Re-
pressivmaßnahmen Betroffenen anwalt-
lichen Beistand und schnellen effektiven
Rechtsschutz zu gewährleisten. Dass
Anwälte dabei von der Polizei massiv in
ihrer Arbeit behindert worden sein sol-
len, fügt sich ins Bild.  Von ihren persön-
lichen in Rostock gemachten Erfahrun-
gen berichtet Kollegin Undine Weyers,
Strafverteidigerin aus Berlin, im Inter-
view in diesem Heft.

Thomas Vetter
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Die Berliner Strafrechtlerin Undine

Weyers war während des G8-Gipfels

in Rostock und berichtet über verwei-

gerten Zugang Inhaftierter zu anwalt-

lichem Beistand, unverhältnismäßige

Maßnahmen der Polizei und Haftfort-

dauer trotz richterlicher Anordnung

der unverzüglichen Freilassung.

BAB: Frau Weyers, Sie haben die
Proteste gegen den G8-Gipfel als
Mitglied des “Legal Teams” beglei-
tet. Wer hatte sich zu diesem Legal
Team zusammengeschlossen?

Rechtsanwältin Weyers: Das wa-
ren zunächst einmal Mitglieder des
Republikanischen Anwältinnen und
Anwälte Verein. Wir haben dann
aber auch Mitglieder der Strafvertei-
digervereinigung gefragt, und es
waren auch Kollegen aus Rostock
dabei.

BAB: Wie wurde das Legal Team
von den Demonstrierenden aufge-
nommen?

Rechtsanwältin Weyers: (Lacht.)
Nun, wir hatten ja diese gelben We-
sten an, die sahen genau so aus wie
die vom Anti-Konflikt-Team der Poli-
zei, nur mit einem anderen Auf-
druck. Deshalb waren die Leute
zunächst etwas misstrauisch. Aber
als sich das dann so in den Köpfen
festgesetzt hatte, da sagten die
Leute: “Super, dass ihr da seid! Gut,
dass Ihr da seid, wir fühlen uns da-
durch auch ein bisschen sicherer.”

BAB: Glauben Sie, dass die Tätig-
keit des Legal Teams Auswirkungen
auf das Ansehen der Anwaltschaft
insgesamt haben kann?

Rechtsanwältin Weyers: Das
kommt darauf an, was die Kollegen
jetzt daraus machen.

BAB: Die Ausschreitungen in Ro-
stock wurden ja als Begründung für
spätere Demonstrationsverbote her-
angezogen. Waren Sie selbst dort?

Rechtsanwältin Weyers: Ja.

BAB: Und: war es so schlimm? Wurde
mit Säure gespritzt?

Rechtsanwältin Weyers: Nein, es gab
keine Säure oder so etwas, das sind Lü-
gen. Hier wurde, ich würde sagen ge-
zielt, die Presse instrumentalisiert und
Desinformation verbreitet. Diese Veröf-
fentlichungen waren ja auch in auffallen-

der zeitlicher Nähe zu mehreren Ge-
richtsentscheidungen.

Auch in Lichtenhagen sollen am Montag
Steine geflogen sein. Da war ich selbst
dort, da sind keine Steine geflogen.

Auch die Polizei hat ein ganz verzerrtes
Bild von den Demonstrierenden gehabt,
z.B. viele gefährliche Waffen vermutet,

Aktuell

Berliner Anwaltsblatt 7-8/2007 245

Ich bin durch diese Erlebnisse sensibler geworden

AW 8-07 Umbruch 1  10.08.2007  13:48 Uhr  Seite 245



wo nur einzelne Zeltheringe und Ta-
schenmesser waren.

BAB: Haben Sie Mandanten, die in die-
sen Käfigen waren?

Rechtsanwältin Weyers: Ja. Eine Man-
dantin von mir hat ein besonders aus-
führliches Gedächtnisprotokoll ge-
macht. Sie wurde um 7:15 Uhr festge-
nommen. Ihr wurden die Hände gefes-
selt. Sie durfte zwar auf Toilette, aber
nur in Handfesseln. Die Abnahme der
Kabelbinder erfolgte erst um 17:30 Uhr. 

Auf Nachfrage: Das sind Handfesseln
aus dünnem Plastik. Viele hatten Verlet-
zungen an den Handgelenken.

Meiner Mandantin wurde der Kontakt zu
einem Rechtsanwalt verweigert. Sie
hatte immer wieder gefragt, ob sie einen
Anwalt konsultieren könne. Das könne
sie dann von der Gefangenensammel-
stelle Rostock aus tun, wurde ihr ge-
sagt.

Außerdem wurde meine Mandantin
nackt durchsucht. Das ist meiner An-
sicht nach unverhältnismäßig. Es wurde
ja nach Waffen gesucht. Da ist es unver-
hältnismäßig, wenn die Gefangenen sich
ganz ausziehen müssen.

Erst abends bekam sie dann etwas zu
trinken, und - ich glaube - auch zu es-
sen und eine Isomatte und eine Decke.
Um 20 Uhr wurde sie einem Haftrichter
vorgeführt.

BAB: War sie dabei anwaltlich vertre-
ten?

Rechtsanwältin Weyers: Ja. Der Rich-
ter hat dann ihre unverzügliche Freilas-

sung angeordnet.
Erst zwei Stunden
später wurde sie
entlassen. Das ist
sehr häufig vorge-
kommen, dass die
Richter die Freilas-
sung angeordnet
haben, und es den-
noch Stunden ge-
dauert hat bis zur
Entlassung. Nun ist
klar, dass da For-
malitäten erledigt
werden müssen,
und dass das nicht
sofort gehen kann,

aber dass es in so vielen Fällen so lange
gedauert hat, das ist meiner Meinung
nach Freiheitsberaubung.

BAB: Was können Sie zur Demonstra-
tion der Anwälte vor dem Gericht sa-
gen?

Rechtsanwältin Weyers: Der Zugang
der Anwälte zu den Gefangenen richtete
sich danach, wer gerade Dienst hatte
bei der Polizei. Die Rechtsanwälte konn-
ten sich nicht frei bewegen in der Gefan-
genensammelstelle. Sie bekamen nur
Zugang, wenn sie schon bevollmächtigt
waren. Dabei hat jeder Inhaftierte das
Recht auf ein Anbahnungsgespräch mit
einem Rechtsanwalt. Der Amtsgerichts-
präsident hat mehrmals gegen diese
Praxis entschieden, aber das wurde un-
terschiedlich gehandhabt, je nach dem,
welchen Einfluss die BAO Kavala [der
Polizeidirektion Rostock, Anm. d. Red.]
gerade hatte. Da dachten die Anwäe, sie
wollen nun auch einmal von ihrem De-
monstrationsrecht Gebrauch machen.
Es sollte öffentlich auf diese Missstände
aufmerksam gemacht werden.

Den Inhaftierten wurde gesagt, es seien
keine Rechtsanwälte da, oder wenn,
dann hätten sie keine Zeit. Sie wurden
belogen.

Ich habe keinen Anlass, an den Aussa-
gen der Betroffenen zu zweifeln, auch
wenn der Innenminister von Mecklen-
burg-Vorpommern uns jetzt Lügen vor-
wirft. Denn ich habe diese Sachen mas-
senhaft von vielen verschiedenen Leu-
ten gehört. Alle haben berichtet, dass
sie sich nackt ausziehen mussten. Zwei

Frauen berichten, dass sie im nackten
Zustand fotografiert wurden.

Ich selbst bin durch diese Erlebnisse
sensibler geworden. Ich mache ja sehr
viel Strafrecht, und man hat das öfter,
dass gegen die StPO verstoßen wird,
oder gegen das Polizeirecht. Durch
meine Erlebnisse in Rostock bin ich in
der Hinsicht sensibler geworden, dass
man das nicht einfach hinnehmen darf.

BAB: Vielen Dank für das Gespräch!

Das Gespräch führte 
Rechtsassessorin Petra Schanz

DAV begrüßt 
Reform des 

Versicherungs-
vertragsgesetzes

Der Deutsche Anwaltverein (DAV) be-
grüßt die vom Bundestag beschlossene
Reform des Versicherungsvertrags-
rechts. Damit wird auch eine lang erho-
bene Forderung des DAV, wie beispiels-
weise die Aufhebung des „Alles-oder-
Nichts-Prinzips“ bei dem Vorwurf der
groben Fahrlässigkeit, berücksichtigt.
Die Reform folgt nach Ansicht des DAV
der Rechtsentwicklung, die durch zahl-
reiche Entscheidungen der obersten
Gerichte geprägt worden ist. Insbeson-
dere haben die Gerichte die Rechte der
Verbraucher in der Vergangenheit ge-
stärkt. Diese Rechtsentwicklung wurde
nun in das Gesetz übernommen.

„In der Summe führt die Reform zu einer
Stärkung der Rechte der Versicherungs-
nehmer“, erläutert Dr. Dierk Mattik,
Hauptgeschäftsführer des Deutschen
Anwaltvereins. Erfreulich ist insbeson-
dere, dass künftig jemand nicht mehr
ganz leer ausgeht, wenn er sich bei-
spielsweise im Straßenverkehr grob
fahrlässig verhalten hat. Hier wird es zu
einer Quotelung kommen. Wichtig sei
auch, dass es mit der Reform zu stärke-
ren Aufklärungspflichten der Versiche-
rung gegenüber ihren Kunden komme.
Anfang des kommenden Jahres soll das
neue Versicherungsvertragsgesetz in
Kraft treten. 

Pressemitteilung des DAV

Aktuell

246 Berliner Anwaltsblatt 7-8/2007

AW 8-07 Umbruch 1  10.08.2007  13:48 Uhr  Seite 246



Mit Fortbildung
werben

Weiterbildungsnachweise von
BRAK und DAV

„Fortbildung kann man auch sehen -
und mit ihr werben.“ Unter diesem
Motto weist die Bundesrechtsanwalts-
kammer auf die Möglichkeit der Wer-
bung mit dem Fortbildungszertifikat der
BRAK hin. Die Bundesrechtsanwalts-

kammer will Anwälten die Möglichkeit
geben, mit einer Bestätigung ihrer Fort-
bildungsmaßnahmen bereits auf ihrem
Briefkopf, ihrer Visitenkarte oder in ihren
Kanzleiräumen zu werben. Für den
Nachweis regelmäßiger Fortbildung
über den Zeitraum von drei Jahren kann
der Antragsteller das Fortbildungszertifi-
kat “Qualität durch Fortbildung” erhal-
ten. Mit dem Zertifikat erwirbt er damit
auch das Recht, die Wort-/ Bildmarke
bzw. die Bildmarke des Zertifikats im
Rahmen seiner Anwaltstätigkeit zu ver-
wenden. Voraussetzung ist, dass die
Mindestpunktzahl von 360 Punkten er-
reicht wird. Das Zertifikat kann gegen
Nachweis der entsprechenden Voraus-
setzungen per Antragsformular, zu fin-
den unter www.brak.de, beantragt wer-
den. Für die Antragsbearbeitung wird
eine Aufwandsentschädigung von 75,-
Euro zzgl. MwSt fällig.

Der Deutsche Anwaltverein (DAV) hat
ebenfalls eine eigene DAV-Fortbildungs-
bescheinigung geschaffen, mit der die
Qualität anwaltlicher Dienstleistungen
sichtbar gemacht und das Fortbildungs-
engagement der Anwaltschaft weiter
gefördert werden soll. Die Bescheini-
gung kann denjenigen Mitgliedern aus-
gestellt werden, die sich regelmäßig
fortbilden. Neben der Urkunde, die auf-
zeigt, in welchem Bereich sich der
Rechtsanwalt fortgebildet hat, werden
die Inhaber der Fortbildungsbescheini-
gung in der Internet-Suchmaschine der

Deutschen Anwaltauskunft (www.an-
waltauskunft.de) besonders ausgewie-
sen. 

Der DAV hat im vergangenen Jahr eige-
nen Angaben zufolge etwa 10.000 Fort-
bildungsbescheinigungen ausgestellt.
Für das Jahr 2006 wurden bis Ende Fe-
bruar 2007 bereits mehr als 11.000 Ur-
kunden versandt. Wer bereits Inhaber
der Fortbildungsbescheinigung ist, kann
die Urkunde vom DAV auf Anfrage auch
als pdf-Datei erhalten.

Mitteilungen des DAV und der BRAK
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Neuer Rechts-
schutzversicherer 

gestartet
Im spezialisierten Bereich des Industrie-
rechtsschutzes gibt es einen neuen
Wettbewerber. Die Gesellschaft für
Straf- und Manager-Rechtsschutz mbH
(GSM) hat mit Hauptsitz in Köln ihr ope-
ratives Vermittlungsgeschäft im Seg-
ment des industriellen Rechtsschutzge-
schäftes aufgenommen. Das Team des
neuen Anbieters besteht aus vier selbst
ernannten Spezialisten auf dem Gebiet,
die komplett vom Versicherer Gerling
zur NRV Neue Rechtsschutz-Versiche-
rungsgesellschaft AG gewechselt sind:
Werner Dahnz, Geschäftsführer der
GSM, Ulrike Pretzlaff, Karsten Herrmann
und Bernd Rininsland. Alle vier sind seit
über 20 Jahren im industriellen Rechts-
schutzmarkt aktiv.

Die NRV Neue Rechtsschutz-Versiche-
rungsgesellschaft AG (NRV) mit Sitz in
Mannheim ist alleinige Gesellschafterin
der GSM. Die NRV, Rechtsschutzpart-
ner der Nürnberger Versicherungs-
gruppe, der Mannheimer AG Holding,
der VHV Gruppe sowie der Stuttgarter
Lebensversicherung a. G. ist seit über

50 Jahren als Rechtsschutzversicherer
am deutschen Markt aktiv.

Die GSM bietet eigenen Angaben zu-
folge die gesamte Palette an Versiche-
rungsprodukten für den industriellen
Rechtschutzbereich an, wie z.B. Straf-
und Manager-Rechtsschutz, Vermö-
gensschaden-Rechtsschutz oder auch
Firmen-Rechtsschutz.

Das Unternehmen verspricht sich ge-
rade vor dem Hintergrund der aktuellen
Berichterstattung zur Managerhaftung
gute Geschäfte. „Eine spannende Zeit
kommt auf uns zu”, kommentiert NRV-
Vorstandsmitglied Ralf Beißer den Start
des neuen Versicherers. 

Eike Böttcher

Verkehrsrechts-
schutzpolicen 

getestet
Autofahrer, die viel unterwegs sind, soll-
ten in jedem Fall eine Verkehrsrechts-
schutzversicherung haben, zumal diese
– mit Selbstbeteiligung von 150 Euro –
bereits für 39 Euro im Jahr zu haben ist.
Zu diesem Ergebnis kommt die Zeit-
schrift FINANZtest, die in ihrer aktuellen

Ausgabe Verkehrs-
rechtsschutzversi-
cherungen unter die
Lupe genommen
hat. 

Insgesamt 32 Rechts-
schutzversicherern
hat die Stiftung Wa-
rentest, die die Zeit-
schrift herausgibt, in
puncto Preis und
Leistung auf den
Zahn gefühlt. Unter-
sucht wurden Ver-
kehrsrechtsschutz-
tarife für Familien,
für ein im Versiche-
rungsschein be-
nanntes Fahrzeug
und für ein Fahrer
fremder Fahrzeuge.
Bei allen drei Tests-

zenarien betrug die Selbstbeteiligung
150,- Euro. 

Kriterien der Untersuchung waren zum
einen der Preis der Police, zum anderen
die Versicherungssumme und einge-
schlossene Versicherungsleistungen.
Auffällig hierbei war, dass bei Halte- und
Parkverstößen nur wenige Assekuran-
zen Versicherungsschutz gewähren.
Auch eine Befreiung von der Selbstbe-
teiligung, wenn der Fall nach der Erstbe-
ratung beim Anwalt erledigt ist, ge-
währen nur wenige Anbieter.

Beim Familientarif landete die HUK24
mit ihrem speziellen Internettarif auf
Platz 1, gefolgt vom Direktversicherer
Direct Line und der Konzernmutter
HUK-Coburg. Auch bei der fahrzeugbe-
zogenen Police landeten HUK24 und
HUK-Coburg ganz vorn (Plätze 2 und 3).
Sieger war hier die WGV, die auch die
Kategorie Fahrerrechtsschutz für Fahrer
fremder Fahrzeuge für sich entschied.
Auf den Plätzen folgten die Versicherer
Deurag und HUK-Coburg. 

Eike Böttcher

Symposium der
Deutsch-Kroatischen
Juristen-Vereinigung
Am 22. Juni 2007 fand in Berlin in den
Räumen der Kroatischen Botschaft ein
Symposium der Deutsch-Kroatischen
Juristen-Vereinigung zum Thema
“Grenzüberschreitender Rechtsver-

kehr zwischen Deutschland und

Kroatien aus anwaltlicher und sonsti-

ger Sicht” statt. Mitglieder, Referenten
und Gäste aus der ganzen Bundesrepu-
blik und aus Kroatien waren hierzu an-
gereist. Als Einführung stellte der stell-
vertretende Leiter der Kroatischen Bot-
schaft, Herr Novokmet, den aktuellen
Stand der Beitrittsverhandlungen Kroati-
ens zur EU und die wirtschaftliche Ent-
wicklung dar.

Die Vortragsreihe wurde eröffnet durch
ein Referat von Herrn Oberstaatsanwalt
Dr. Stefan Trunk, zugleich Lehrbeauf-
tragter der Universität Düsseldorf zum

Aktuell
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neuen europäischen Haftbefehlsgesetz.
Sodann berichtete Herr Prof. Dr. Alan
Uzelac aus Zagreb über schiedsgericht-
liche Verfahren in Kroatien und deren
besondere Bedeutung für Verträge zwi-
schen Parteien aus verschiedenen Län-
dern, die keine gemeinsame Rechtsord-
nung haben und keinem gemeinsamen
Gesetzesabkommen beigetreten sind
unter den Aspekten: Schnelligkeit, Qua-
lität und Vollstreckbarkeit. 

Herr Srdjan Simac, Präsident des Ober-
sten Handelsgerichts in Kroatien und
Richtermediator berichtete über Ergeb-
nisse und Erfolge von im Rahmen eines
Projektes durchgeführten gerichtsinter-
nen Mediationen, durch die ein beachtli-
cher Prozentsatz langwieriger Rechts-
streitigkeiten (durchschnittliche Dauer in
Kroatien zwei bis zehn Jahre) durch eine
Vereinbarung gelöst werden konnte.
Frau Rechtsanwältin Sandra Lisac aus
Zagreb trug zum Berufsbild und Stan-

desrecht der Rechtsanwälte in Kroatien
vor, u.a. über das dort herrschende
Werbeverbot für Anwälte, den Gang der
Juristenausbildung und über das Vergü-
tungssystem. 

Schließlich erläuterte Frau Rechtsanwäl-
tin Vlatka Vedris aus Zagreb Vorausset-
zungen, Genehmigungserfordernisse
und den Gang des Immobilienerwerbs
in Kroatien durch Ausländer. Jedem
Vortrag schlossen sich lebhafte und
spannende Diskussionen an. Beim ge-
meinsamen Abendessen am Kollwitz-

platz konnte der Erfahrungsaustausch
im entspannten und informellen Rah-
men fortgesetzt werden. 

Abgeschlossen wurde das Treffen am
Samstag mit einer Besichtigung des
Reichstages und der angrenzenden Re-
gierungsgebäude. 

Detaillierte Infos über die Referenten,
deren Vorträge und über die Deutsch-
Kroatische Juristen-Vereinigung sind
unter www.dkjv.de zu finden.

Dana Peic-Thiel 
Rechtsanwältin und Notarin
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Symposium zur 
Internationale Rechts-
hilfe im europäischen

Rechtsraum

Ein Bericht von Jessica Luongo

Am 05.07.2007 fand im Rahmen der
Lehrveranstaltung „Transnationales
Strafrecht“ von Prof. Dr. Florian Jeßber-
ger ein Symposium zum Europäischen
Haftbefehl in den Räumlichkeiten der
Berliner Humboldt-Universität statt. Die
Veranstaltung wurde unterstützt vom
Berliner Anwaltsverein e.V. - vertreten
durch dessen Geschäftsführer Herrn
Christian Christiani -, der freundlicher-
weise die Getränke bereitstellte, um die
bereits angenehme Atmosphäre noch
zu verbessern.

Prof. Jeßberger führte zunächst am Bei-
spiel des Europäischen Haftbefehls in
das Thema ein. In der Bundesrepublik
stehe das Strafrecht, das Kernbestand
der nationalen Souveränität ist, momen-
tan unter erheblichen Einfluss europäi-
scher Integrationsbemühungen. Im Rah-
men der „dritten Säule“ der Europäi-
schen Union fänden aktuell mittels
rechtsangleichender Rahmenbeschlüsse
die meisten Entscheidungen zur Einflus-
snahme auf nationales Recht statt. Ins-
besondere durch die zunehmende hohe

Mobilität innerhalb Europas sei auch die
staatenübergreifende Zusammenarbeit
in den vergangenen Jahren notwendiger
geworden. Ziel des Rahmenbeschlus-
ses über den Europäischen Haftbefehl
war zunächst die Schaffung eines eu-
ropäischen Haftbefehls und die Aner-
kennung justizieller Entscheidungen der
beteiligten Staaten im Hinblick auf die
Rechtshilfe. Von Beginn an gab es
starke Kritik an diesem neuen Haftbe-
fehl, begleitet von der Befürchtung, Eu-
ropa entwickle sich zu einem „Raum der
Unfreiheit“. Mittlerweile sind die Vorga-
ben des Rahmenbeschlusses auch in
der Bundesrepublik umgesetzt und fin-
den, nach der Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichts zum 1. Umset-
zungsgesetz, auch Anwendung in der
Praxis. 

Ministerialdirektor a.D. Peter Wilkitzki,
der zum Thema  „Die Umsetzung des
Rahmenbeschlusses über den Europäi-
schen Haftbefehl durch den deutschen

Gesetzgeber“ referierte, erläuterte ein-
gangs, dass die erstrebte Harmonisie-
rung innerhalb Europas nur gemäß der
so genannten „Zwei- Beine- Theorie“
herbeigeführt werden könne. Sinn-
gemäß kann hierbei immer nur ein
Schritt mit dem Rechten (Harmonisie-
rung) und ein Schritt mit dem linken
Bein (gegenseitige Anerkennung) ge-
macht werden, wenn von einem „har-
monischen Laufen“ als Leitgedanke
ausgegangen werden soll. Folglich
müsse sich ein stetiger Wechsel hin-
sichtlich der Anwendung dieser Prinzi-
pien vollziehen, damit effektiv ein ein-
heitlicher Rechtsraum geschaffen wer-
den kann. Er erklärte, wie der Rahmen-
beschluss zum Europäischen Haftbefehl
entstanden ist und wie jener bis jetzt in
der Bundesrepublik umgesetzt wurde.
Sodann stellte er das neue 2. Umset-
zungsgesetz vom 02.08.2006 vor. Kritik
äußerte er an den sog. „Katalogtaten“.
Darüber hinaus ermögliche der Europäi-
sche Haftbefehl von nun an auch eine
Auslieferung eigener Staatsangehöriger
und sehe nur eingeschränkte Ableh-
nungsgründe vor.  Er stellte in Aussicht,
dass auch das 2. Umsetzungsgesetz
wohl keinen Bestand haben werde. 

Dr. Sebastian Trautmann beleuchtete im
Anschluss den Europäischen Haftbefehl
aus der staatsanwaltschaftlichen Praxis
und erklärte im Einzelnen die Aufgaben
der Staatsanwaltschaft, indem er z.B.
den Studenten das Antragsformular
zum Europäischen Haftbefehl, auf dem
lediglich einige Kreuzchen gesetzt und
eine kurze Sachverhaltsdarstellung ge-
fertigt werden, vorstellte. Weiterhin er-
läuterte er das Zulässigkeitsverfahren
vor dem Haftrichter. Dieser prüft
zunächst die Ausschreibung der ergrif-
fenen Person, nimmt eine Identitätsü-
berprüfung vor und befragt den Inhaf-
tierten, ob jener der Auslieferung zu-
stimme. Daraus resultiert dann ein „ein-
faches Verfahren“, andernfalls ein
„langes Verfahren“ mit Prüfung des OLG
gemäß § 79 IRG. Hierbei handelt es sich
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BAV-Vorstandsmitglied RA Uwe Frey-
schmidt (3.v.l.) mit Symposiumsteilneh-
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um eine Ermessensüberprüfung, die zur
endgültigen Entscheidung führt. Positiv
erschien ihm, dass sich der formale Auf-
wand verringert hat. Nachteile entstün-
den nun jedoch in Fällen der Ausliefe-
rung von Ausländern, die in Deutschland
leben. Es träten zunehmend Sprachpro-
bleme bei der Kooperation mit anderen
europäischen Staaten auf und der Ge-
schäftsfall habe sich deutlich erhöht.
Außerdem kritisierte auch er den zu ge-
nerellen Deliktsgruppenkatalog.

Der dritte Referent, Rechtsanwalt Dr.
Heiko Ahlbrecht, brachte die „Erfahrun-
gen eines Strafverteidigers mit dem Eu-
ropäischen Haftbefehl“ in die Diskus-
sion ein. Er kritisierte aus Sicht des Ver-
teidigers, dass der Pflichtbeistand noch
nicht geregelt wurde. So erfolge die er-
ste Anhörung vor dem Haftrichter ohne
anwaltlichen Beistand, was für den „Er-
griffenen“ im späteren Verfahren zum
Nachteil werden kann, denn in dieser
Stufe des Verfahrens wird vom Haftrich-
ter lediglich die Zulässigkeit der Voll-
streckung überprüft. Die Beschuldigten,
die überwiegend überfordert von der Si-
tuation sind, neigten aber „naturgemäß“
dazu, sich schon in dieser Anhörung
zum Tatvorwurf zu äußern. Diese Aus-
sage wird dann vom Haftrichter in das
Protokoll aufgenommen und kann im
späteren Verfahren verwendet werden,
obwohl Äußerungen zum Tatvorwurf
erst vor dem OLG erfolgen sollen, wor-
auf ein Pflichtbeistand den Beschuldig-
ten aufmerksam gemacht hätte. Vor
dem OLG erfolge dann eine Schlüssig-
keitsprüfung unter die „Wahrung des
Verhältnismäßigkeitsprinzips vor dem
Hintergrund der Bundesverfassungsge-
richtsentscheidung vom 18.07.2005“.
Auch RA Ahlbrecht vermutete, dass das
2. Umsetzungsgesetz zum Europäi-
schen Haftbefehl demnächst zur Vor-
lage vor dem Europäischen Gerichtshof
gereicht wird.

Die Referenten standen den Studenten
im Anschluss der Veranstaltung noch
bereitwillig für Fragen und Diskussionen
zur Verfügung, was von den Studenten
auch ausgiebig genutzt wurde. 

Die Autorin ist Studentin 
der Rechtswissenschaften in Berlin

Was macht 
die Beratungstelle 
für Rechtsanwälte 

in finanziellen 
Schwierigkeiten?

Seit vier Jahren bietet der Berliner An-
waltsverein eine Beratungsstelle für An-
wälte in finanziellen Schwierigkeiten an.
Sie bietet all jenen einen ersten Anlauf-
punkt, die von Insolvenz bedroht sind
oder feststellen, dass ihre Kanzlei nicht
die erforderlichen Gewinne erzielt. Der
Berliner Anwaltsverein will damit auch
einen aktiven Beitrag zum Schutz der
rechtsuchenden Bürger leisten, indem
versucht wird, in einem sehr frühen Sta-
dium der wirtschaftlichen Krise einzu-
greifen und so dem Vermögensverfall
und der Gefährdung von Mandantenin-
teressen vorzubeugen. 

Häufige Themen der Beratungen: Ist
schon Insolvenz eingetreten? Welche
Perspektiven gibt es für die Fortführung
der Kanzlei? Welche Strategien zur Ge-
winnsteigerung bzw. Kostensenkung
sind zu ergreifen? Droht der Entzug der
Zulassung durch die Rechtsanwaltkam-
mer? Welche realistischen Ziele, Lö-
sungen und Spielräume gibt es in der
Verhandlung mit kreditgebenden Ban-
ken? Wie kann ein Kanzlei-Gründungs-
konzept in den ersten Jahren der Berufs-
tätigkeit optimiert werden?

Acht erfahrene und engagierte Kollegin-
nen und Kollegen aus der Insolvenz-
rechts- und
Schuldnerberatung
stehen für die Be-
ratung betroffener
Kolleginnen und
Kollegen zur Verfü-
gung. Die Gruppe
versteht sich
durchaus nicht nur
als Anlaufstelle in
Fällen der Insol-
venz. Auch wer er-
ste Anzeichen für
die Gefährdung der
Wirtschaftlichkeit
seiner Kanzlei aus-

macht, kann von der kostenlosen Bera-
tung profitieren. 

Besonderes betriebswirtschaftliches
Know-How bietet Jürgen Tech,
langjähriger Direktor der Deutschen
Bank in Berlin. Da Anwälte aus dem Stu-
dium nur selten Kenntnisse der Be-
triebswirtschaft, des Marketing und der
(Kanzlei-) Unternehmensgründung mit-
bringen, ist sein Credo: “Das Marketing
wird von vielen Anwälten völlig unter-
schätzt.” 

Die Anmeldung und Vereinbarung eines
Termins erfolgt über die Geschäftsstelle
des Berliner Anwaltsvereins. 

Christian Christiani, 
Geschäftsführer des BAV

BAVintern
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Veranstaltungen des Berliner Anwaltsvereins

Datum / Ort / Gebühr Referent Thema

Mittwoch, 8. August 2007

18:30 Uhr
DAV-Haus, Littenstr. 11
Arbeitskreis Mediation

RA’in 

Monika Birnbaum

RA Lars Anderson

Mediation und 

Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz

Montag, 20. August 2007

17:30 Uhr
DAV-Haus, Littenstr. 11
Arbeitskreis Sozialrecht

alle Teilnehmer Gesprächskreis zur Kostenpraxis der JobCenter /

SG Berlin und der Rechtspfleger in Beratungshilfe-

angelegenheiten

Montag, 3. September 2007

16:00 bis 19:00 Uhr
DAV-Haus, Littenstr. 11
Teilnahmegebühr:
40 € zzgl. USt Mitglieder BAV
90 € zzgl. USt Nichtmitglieder
FAO-Bescheinigung
BAV Anwaltsservice GmbH
Anmeldung: 
service@berliner-anwaltsverein.de

Mittwoch, 5. September 2007

19:00 Uhr
DAI-Haus, Voltairestr. 1
Teilnahme kostenlos
Anmeldung erbeten
bei der Rechtsanwaltskammer Berlin

Iris Sanchez

Richterin am 
Arbeitsgericht Berlin

Brigitte Zypries

Bundesjustiz-
ministerin

Arbeitnehmer-Überwachung - Teil I

Grundprobleme: Taschen- und Torkontrollen - Test-
käufe - Einsatz von Privatdetektiven - Videoaufnahmen
- Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats - Verwen-
dung von Beweismitteln bei verhaltensbedingten Kün-
digungen 

Anwälte, Terrorbekämpfung und eine moderne

Rechtspolitik

Vortrag mit anschließender Diskussion

Donnerstag, 6. September 2007

16:00 bis 19:00 Uhr 
DAV-Haus, Littenstr. 11
Teilnahmegebühr:
40 € zzgl. USt Mitglieder BAV
90 € zzgl. USt Nichtmitglieder
FAO-Bescheinigung
BAV Anwaltsservice GmbH
Anmeldung: 
service@berliner-anwaltsverein.de

Dienstag, 11. September 2007

16:00 bis 19:00 Uhr 
DAV-Haus, Littenstr. 11
Teilnahmegebühr:
40 € zzgl. USt Mitglieder BAV
90 € zzgl. USt Nichtmitglieder
FAO-Bescheinigung
BAV Anwaltsservice GmbH
Anmeldung: 
service@berliner-anwaltsverein.de

Martin Wenning-

Morgenthaler

Vorsitzender Richter
am Landesarbeitsge-
richt Berlin-Branden-
burg
EDV-Leiter der Berli-
ner Gerichte für Ar-
beitssachen

Karoline Noack

Richterin 
am Arbeitsgericht 

Arbeitnehmer-Überwachung - Teil II

Arbeitnehmerdatenschutz und BDSG - Informations-
pflichten des Arbeitgebers - EDV-Systeme zur Mitarbei-
terkontrolle - Personaldatenverarbeitung, Zeiterfas-
sung, Betriebsdatenerfassung - Privatnutzung von In-
ternet und Emails - Kontrolle und Datenschutz bei Inter-
net und Emails - Mitbestimmungsrechte des
Betriebsrats - Telefon- und Videoüberwachung

Befristung von Arbeitsverhältnissen

Aktuelle Rechtsprechung des BAG - Befristung und Ar-
beitnehmerüberlassung/ Anschlussverbot - Befristung
im gerichtlichen Vergleich: ungeahnte Möglichkeiten? -
Befristung nach dem Wissenschaftszeitvertragsgesetz
- Schriftform - Weiterbeschäftigung während eines
Kündigungsschutzprozesses - Befristung einer Arbeits-
zeiterhöhung und einzelner Arbeitsbedingungen - Al-
tersbefristung
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Veranstaltungen des Berliner Anwaltsvereins

Donnerstag, 13. September 2007

18:00 Uhr
DAV-Haus, Littenstr. 11
Arbeitskreis Verkehrssrecht

Mittwoch, 12.09.2007, 

15 - 18 Uhr SGB II
DAV Haus, Littenstr. 11, 
40 EUR für Mitglieder, 
90 EUR für Nichtmitglieder

SGB II - Aktuelle Praxis und Rechtsprechung

Erstattungsbescheide KdU. Leistungsausschlüsse, ins-
besondere für Ausländer - § 7 Abs. 4 a SGB II unter
Berücksichtigung der aktuellen Rechtsprechung - Aty-
pische Bedarfslagen - Problemfelder des Einstweiligen
Rechtsschutzes und der Vollstreckung - Gebühren im
Eil- und Beschwerdeverfahren - PKH - Vollstreckung
und Anrechnung bei Vorvertretung 

Montag, 17. September 2007

17:30 Uhr
DAV-Haus, Littenstr. 11
Arbeitskreis Sozialrecht

Donnerstag, 27. September 2007

15:00 - 19:00 Uhr
DAV-Haus, Littenstr. 11
FAO-Bescheinigung
Teilnahmegebühr:
70 € zzgl. USt Mitglieder BAV
140 € zzgl. USt Nichtmitglieder
BAV Anwaltsservice GmbH
Anmeldung: 
service@berliner-anwaltsverein.de

Dienstag, 09. Oktober 2007

16:00 - 19:00 Uhr
DAV-Haus, Littenstr. 11
FAO-Bescheinigung
Teilnahmegebühr:
40 € zzgl. US Mitglieder BAV
90 € zzgl. USt Nichtmitglieder
BAV Anwaltsservice GmbH
Anmeldung: 
service@berliner-anwaltsverein.de

Sachverständige

Hahn und Devrient

(vom Sachverständi-
genbüro Wanderer/
Hahn/Devrient)

Udo Geiger, Richter
am Sozialgericht Ber-
lin und Rechtsanwäl-
tin Regine Blasinski 

RA Hendrik Stula

RiAG 

Dr. Oliver Elzer

Alle Teilnehmer erhal-
ten ein Exemplar des
Buchs: “Das neue
WEG-Recht” von
Prof. Dr. Stefan Hü-
gel und Dr. Oliver El-
zer (C.H. Beck Verlag
2007, ca. 240 Seiten)

J. Stummeyer

Richter 
am Kammergericht

Unfallrekonstruktion – 

Voraussetzungen und Beispiele

Beitragsrecht in der Rentenversicherung

Das neue WEG-Recht

Rechtsänderungen durch die Reform des WEG - Ent-
scheidungen in der Eigentümergemeinschaft - Folgen
der Rechtsfähigkeit der Wohnungseigentümergemein-
schaft - Haftung für Forderungen gegen die Gemein-
schaft - Verfahrensrecht (ZPO) - u.a.

Aktuelle Rechtssprechung des BGH und des KG

zum Bauwerksvertrag- und Architektenrecht

Datum / Ort / Gebühr Referent Thema

Donnerstag, 11. Oktober 2007

18:00 Uhr
DAV-Haus, Littenstr. 11
Arbeitskreis Verkehrssrecht

Mittwoch, 10. Oktober 2007

18:30 Uhr
DAV-Haus, Littenstr. 11
Arbeitskreis Mediation

Prof. 

Dr. Andrea Budde

Toralf Darr

(reha-aktiv)

Implementierung der Mediation in den Betrieben

Personenschadensmanagement
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BAV Anwaltservice GmbH

Littenstraße 11
10719 Berlin
Fax 030/ 251 32 63

Stempel Seminartitel/ Datum:

Datum, Ort Unterschrift

Anmeldung für Veranstaltungen des BAV:

Freitag, 12. Oktober 2007

14:00 - 17:00 Uhr
DAV-Haus, Littenstr. 11
FAO-Bescheinigung
Teilnahmegebühr:
40 € zzgl. US Mitglieder BAV
90 € zzgl. USt Nichtmitglieder
BAV Anwaltsservice GmbH
Anmeldung: 
service@berliner-anwaltsverein.de

Montag, 15. Oktober 2007

17:30 Uhr
DAV-Haus, Littenstr. 11
Arbeitskreis Sozialrecht

Donnerstag, 22. November 2007

14:00 bis 18:00 Uhr 
DAV-Haus, Littenstr. 11
Teilnahmegebühr:
50 € zzgl. USt Mitglieder BAV
120 € zzgl. USt Nichtmitglieder
FAO-Bescheinigung
BAV Anwaltsservice GmbH
Anmeldung: 
service@berliner-anwaltsverein.de

Dipl.-Ing. 

Dieter Rachel

Sachverständiger für
Geschwindigkeits-
messungen im
Straßenverkehr

RA’in Pia Schößler

RA Wolfgang Ferner

Möglichkeiten der Überprüfung von Geschwindig-

keitsmessungen aus technischer sachverständiger

Sicht

Radarmessanlagen, ortsfeste Anlagen, Lichtschranken-
messungen

Die Vollstreckung im Sozialrecht

Aktuelles zum Fahrverbot

Datum / Ort / Gebühr Referent Thema

Freitag, 7. Dezember 2007

14:00 bis 18:00 Uhr 
DAV-Haus, Littenstr. 11
Teilnahmegebühr:
50 € zzgl. USt Mitglieder BAV
120 € zzgl. USt Nichtmitglieder
FAO-Bescheinigung
BAV Anwaltsservice GmbH
Anmeldung: 
service@berliner-anwaltsverein.de

Aktuelles zum InsolvenzrechtDr. 

Andreas Schmidt

Richter am Hambur-
ger Insolvenzgericht
Herausgeber des
Hamburger Kommen-
tars zum Insolvenz-
recht
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Terminkalender
Für weitere Informationen wenden Sie sich bitte an den jeweiligen Veranstalter

Datum Thema Referent Veranstalter

20.08. Geprächskreis zur Kostenpraxis der BAV

JobCenter / SG Berlin und der Rechts- www.berliner.anwaltsverein.de

pfleger in Beratungshilfeangelegenheiten

25.08. Arbeitsrecht-Personalwirtschaft Peter Meier RENO Berlin-Brandenburg
www.reno-berlinbrandenburg.de

28.08. Erben und Vererben: Allgemeine Fragen Heinz-Udo Armstätter Verein Humane Trennung und 
zum Erbrecht mit Steuerfragen Scheidung

www.vhts.de

29.08. Erbschaftsteuer: Notwendige Gestaltungen Gerd Brüggeman IFU-Institut
nach dem BVerfG-Urteil Karlheinz Müller (alt.) www.ifu-institut.de

29.08.-10.10. Englisch Kurs für Wiedereinsteiger Teil I Janet Kuhn RENO Berlin-Brandenburg
-Grundlagenkurs f. ReNo-Fachangestellte www.reno-berlinbrandenburg.de

31.08. – 01.09. Aktuelle Rechtsprechung zum Familienrecht Tamara Große Boymann RAK Brandenburg
unter besonderer Berücks. der Rsp. des www.rak-brb.de
Brb. OLG

03.09. Arbeitnehmer-Überwachung – Teil I Iris Sanchez BAV

www.berliner.anwaltsverein.de

03.09. Weiterbildung in Mediation – Familienmediation Frauke Decker Berliner Institut für Mediation
kostenloser Informationsabend www.mediation-bim.de

05.09. Anwälte, Terrorbekämpfung und eine Brigitte Zypries BAV

moderne Rechtspolitik – Bundesjustizministerin www.berliner.anwaltsverein.de

Vortrag mit anschließender Diskussion RAK Berlin 

www.rak-berlin.de

05.09. Das neue Antidiskriminierungsrecht – Jobst-Hubertus Bauer RAK Berlin

ein Jahr nach dem Inkrafttreten www.rak-berlin.de

05.09. Die große GmbH-Rechts-Reform 2008 Joachim Bauer IFU-Institut
www.ifu-institut.de

06.09. Arbeitnehmer-Überwachung – Teil II Martin BAV

Wenning-Morgenthaler www.berliner.anwaltsverein.de

07.09. Aktuelles aus dem Notariat – Rechtsänderun- Walter Böhringer RENO Berlin-Brandenburg
gen zum Wohnungseigentum www.reno-berlinbrandenburg.de

07.09. Vereinbarungen zwischen Familienange- Jörg H. Ottersbach Eiden Juristische Seminare
hörigen und ihre steuerlichen Folgen www.eiden-cooperation.de

07.-08.09. Upgrade Arbeitsrecht Hans Friedrich Eisemann RAK Brandenburg
www.rak-brb.de

07.-08.09. Strafverteidigung kompakt Matthias Doehring Eiden Juristische Seminare
www.eiden-cooperation.de

08.09. Aktuelles aus dem Notariat Walter Böhringer RENO Berlin-Brandenburg
-Überlassungsverträge in der Notarpraxis www.reno-berlinbrandenburg.de

10.09. Rechtsanwaltsvergütungsgesetz Peter Mock RAK Brandenburg
www.rak-brb.de

11.09. Befristung von Arbeitsverhältnissen Karoline Noack BAV

www.berliner.anwaltsverein.de
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11.09. Zwangsvollstreckungsrecht Peter Mock RAK Brandenburg
www.rak-brb.de

12.09. SGB II – Aktuelle Praxis und Udo Geiger BAV

Rechtsprechung Regine Blasinski www.berliner.anwaltsverein.de

12.09. Rechtsanwaltsvergütungsgesetz Peter Mock RAK Brandenburg
www.rak-brb.de

13.09. RVG Wichtige BGH-Rechtsprechung Horst-Reiner Enders RA-MICRO Berlin Mitte
www.ra-micro-berlin-mitte.de

13.09. Unfallrekonstruktion – Sachverständige BAV

Voraussetzungen und Beispiele Hahn/Devrient www.berliner.anwaltsverein.de

13.09. Zwangsvollstreckungsrecht Peter Mock RAK Brandenburg
www.rak-brb.de

14.09. RVG kompakt Norbert Schneider DeutscheAnwaltAkademie
www.anwaltakademie.de

14.09. Rechtsanwaltsvergütungsgesetz Peter Mock RAK Brandenburg
www.rak-brb.de

14.09. Neue Unterhaltsbeträge für Kinder Gisela Lindemann-Hinz Verein Humane Trennung und 
zum 01.07.2007 Scheidung  

www.vhts.de

14.-15.09. Vertragsrecht und Vertragsgestaltung Stuart G. Bugg DeutscheAnwaltAkademie
auf Englisch www.anwaltakademie.de

15.09. Zwangsvollstreckungsrecht Peter Mock RAK Brandenburg
www.rak-brb.de

15.09. Einführung ins RVG – Das RVG in seiner Sylvia Granata RENO Berlin-Brandenburg
praktischen Anwendung speziell für www.reno-berlinbrandenburg.de

Auszubildende, Berufsanfänger

15.09. Schnittstellen im Arbeits- und Sozialrecht Cornelius Kroeschell Eiden Juristische Seminare
www.eiden-cooperation.de

15.09. Unternehmensteuerreform 2008 Alexander Barth/ IFU-Institut
Mirco Heidrich/ www.ifu-institut.de

Siegfried Heidrich (alt.) 

17.09. Beitragsrecht in der Rentenversicherung Hendrik Stula BAV

www.berliner.anwaltsverein.de

17.09. Rechtsanwaltsvergütungsgesetz Peter Mock RAK Brandenburg
www.rak-brb.de

17.09. 24. Berliner Steuergespräch zum Thema 
„Abgeltungsteuer“ Rolf Eckhoff Berliner Steuergespräche

Friedrich Brusch www.berlinersteuergespraeche.de

17.- 22.09. Gesellschaftsrecht – Intensivkurs DeutscheAnwaltAkademie
www.anwaltakademie.de

Terminkalender
Für weitere Informationen wenden Sie sich bitte an den jeweiligen Veranstalter

Datum Thema Referent Veranstalter
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18.09. Zwangsvollstreckungsrecht Peter Mock RAK Brandenburg
www.rak-brb.de

18.09. Schutz vor Gewalt und Belästigung Dorothea Hecht Verein Humane Trennung und 
durch das Gewaltschutzgesetz Scheidung

www.vhts.de

19.09. Teilungsversteigerung Peter Mock RA-MICRO Berlin Mitte
www.ra-micro-berlin-mitte.de

19.09. Rechtsprechungsübersicht Haushaltsnahe Werner Kraske, Berliner Arbeitsgemeinschaft  
Dienstleistungen, Probleme bei der Hartmut Pitz-Paal, der Mietrechtspraktiker
Anrechnung der Geschäftsgebühr/ Ulf Senska www.mietrechtspraktiker.de
Verfahrensgebühr

20.09. Tipps und Taktik im Vollstreckungsrecht  Peter Mock RA-MICRO Berlin Mitte
I und II www.ra-micro-berlin-mitte.de

20.09. Supervisions-/Balint-Gruppenarbeit  Dr. med. Brigitte Leyendecker Dr. med. Brigitte Leyendecker
mit Anwältinnen/Anwälten Dr.Brigitte.Leyendecker@t-online.de

21.09. „Die Streitzeit ist vorbei – Antje Rabenalt EUCON-Institut
Berlin geht andere Wege“ www.media-consult.org

IHK Berlin  www.ihk-berlin24.de

21.09. Die professionelle Vergütungsabrechnung Herbert P. Schons RAK Berlin

nach dem RVG www.rak-berlin.de

21.09. Grundlagenseminar für Anwälte zum Jörn Hauß AG Familienrecht im DAV
Versorgungsausgleich www.familienrecht-dav.de

21.09. Sachverständigengutachten DeutscheAnwaltAkademie
aus Anwalts- und Arztsicht www.anwaltakademie.de

21.09. Selbständige und Gewerbetreibende im B. von Braunbehrens Eiden Juristische Seminare
Unterhalts und Zugewinnausgleichsverfahren www.eiden-cooperation.de

21.-22.09. Abnahme, Mängelansprüche und Sicher- Uwe Diehr RAK Brandenburg
heiten im Baurecht www.rak-brb.de

21.-22.09. Schau-Spiel Anwalt – Aufbaukurs DeutscheAnwaltAkademie
www.anwaltakademie.de

21.-22.09. Taktik im Arbeitsgerichtsprozess mit Daniel Dreher Eiden Juristische Seminare
Rechtsprechungsüberblick www.eiden-cooperation.de

22.09. Expertenseminar für Anwälte zum Jörn Hauß AG Familienrecht im DAV
Versorgungsausgleich www.familienrecht-dav.de

24.09. Weiterbildung in Mediation – Familienmediation Frauke Decker Berliner Institut für Mediation
kostenloser Informationsabend Joachim Hiersemann www.mediation-bim.de

27.09. Das neue WEG-Recht Oliver Elzer BAV

www.berliner.anwaltsverein.de

28.09. Neues Recht, neue Unterhaltsrichtlinien, Bernd Peter Gerhardt Eiden Juristische Seminare
neue Rspr. des BGH www.eiden-cooperation.de

28.09. Aktuelle Praxis des Wohnungseigentumsrechts Bernd Weise Eiden Juristische Seminare
www.eiden-cooperation.de

Terminkalender
Für weitere Informationen wenden Sie sich bitte an den jeweiligen Veranstalter

Datum Thema Referent Veranstalter
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28.-29.09. Intensivkurs Mietrecht DeutscheAnwaltAkademie
www.anwaltakademie.de

29.09. Gesetzesänderungen und höchstrichterliche Kristof Biehl Eiden Juristische Seminare
Rechtsprechung im Insolvenzrecht www.eiden-cooperation.de

29.09. Strategie der Verteidigung Bernd R. Eichholz Eiden Juristische Seminare
im Verkehrsstrafrecht www.eiden-cooperation.de

29.-29.09. 2. Deutscher Handels- und Gesellschafts- DeutscheAnwaltAkademie
rechtstag www.anwaltakademie.de

04.10. Liquidation und Insolvenz der GmbH Malte Passarge Eiden Juristische Seminare
www.eiden-cooperation.de

05.10. Weiterbildung in Mediation – Familienmediation Frauke Decker Berliner Institut für Mediation
Einführungsseminar www.mediation-bim.de

05.-06.10. Materielles Wettbewerbsrecht Dieter Jungeblut/ DeutscheAnwaltAkademie
Rolf Spannuth www.anwaltakademie.de

06.10. Die Rspr. des BGH zur Bewertung von Werner Schulz Eiden Juristische Seminare
Leibrente, Leibgedingen und Nießbrauch www.eiden-cooperation.de

09.10. Aktuelle Rechtssprechung des BGH und Joachim Stummeyer BAV

des KG zum Bau- und Architektenrecht www.berliner.anwaltsverein.de

10.10. Implementierung der Mediation Andrea Budde BAV

in den Betrieben www.berliner.anwaltsverein.de

11.10. Personenschadensmanagement Toralf Darr BAV

www.berliner.anwaltsverein.de

12.10. Möglichkeiten der Überprüfung von Dieter Rachel BAV

Geschwindigkeitsmessungen aus www.berliner.anwaltsverein.de

technischer sachverständiger Sicht

12.10. Betriebsübergang: Kein Buch mit 7 Siegeln Lothar Beseler IWW-Institut
www.iww.de 

12.-13.10. Einführung in das arbeitsrechtliche Mandat Rainer Hastenpflug Eiden Juristische Seminare
www.eiden-cooperation.de

15.10. Die Vollstreckung im Sozialrecht Pia Schößler BAV

www.berliner.anwaltsverein.de

16.10. Aktuelle Fragen zum Steuerrecht Wolfgang Wawro Verein Humane Trennung und 
Scheidung
www.vhts.de

19.10. Gläubiger- und Insolvenzanfechtung Hans-Peter Bopp Eiden Juristische Seminare
für den Notar www.eiden-cooperation.de

20.10. Verfügungen von Todes wegen und Nach- Jutta Lukoschek Eiden Juristische Seminare
folgeplanung bei bestimmten Interessenlagen www.eiden-cooperation.de

20.10. Sozialrechtliche Anspruchsgrundlagen mit Thomas Fertig Eiden Juristische Seminare
Schnittstellen zu anderen Rechtsgebieten www.eiden-cooperation.de

Terminkalender
Für weitere Informationen wenden Sie sich bitte an den jeweiligen Veranstalter

Datum Thema Referent Veranstalter
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20.10. Das Grundstück im Steuerrecht für den Notar Hans-Peter Bopp Eiden Juristische Seminare
www.eiden-cooperation.de

26.-28.10. Materielles Erbrecht: Gesetzliche Erbfolge, Erik Pauly Juristische Fachseminare
Gewillkürte Erbfolge, Erbengemeinschaft, Dr. Jens Rausch www.juristische-fachseminare.de
Vermächtnis

26.-28.10. Bauvertragsrecht I Dr. Bernhard von Kiedrowski Juristische Fachseminare
www.juristische-fachseminare.de

26.-28.10. Unterhaltsrecht RA Michael Klein Juristische Fachseminare
www.juristische-fachseminare.de

26.-28.10. Verkehrsstrafrecht / Grundzüge des Dr. Uwe Wirsching, Juristische Fachseminare
Personenversicherungsrechts Dr. Sven Marlow www.juristische-fachseminare.de

27.10. Familienrechtliche Veränderungen 2007/2008 Peter Finger Eiden Juristische Seminare
www.eiden-cooperation.de

27.10. Spezifische Fragestellungen zum allgemeinen Birgit Schröder Eiden Juristische Seminare
und besonderen Prüfungsrecht www.eiden-cooperation.de

31.10. Aktuelle Rechtsprechung RVG Heinz Hansens RA-MICRO Berlin Mitte
www.ra-micro-berlin-mitte.de

Datum Thema Referent Veranstalter

Erfolgreiches Paragraphenspiel

oder selbst ins Verhör?

Gerling Berufshaftpflicht für Rechtsanwälte.
Der persönliche Haftungsschutz im Mandat.

Als Anwalt erleben Sie oft, wie schnell sich im Leben
vieles ändert. Da fragt man sich, wie gut die berufliche
Existenz abgesichert ist. Auf die Gerling Berufshaftpflicht
ist Verlass – dank einer Haftungsanalyse, die auch spezielle
Risiken Ihrer Beratungstätigkeit berücksichtigt. Angehen-
de Rechtsanwälte profitieren von günstigen Konditionen.

Mehr Infos unter www.gerling.de, oder faxen Sie uns:

Fax +49 221 144-5155

Bitte um Rückruf wegen eines Beratungstermins

Vor- und Zuname

Straße, Hausnummer

Postleitzahl, Ort

Geburtsdatum

Tel./Fax privat

Tel./Fax gesch.
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1. Fortbildungsveranstaltungen in

Kooperation mit dem DAI

Das Deutsche Anwaltsinstitut veranstal-
tet für das Jahr 2007 in Kooperation mit
der Rechtsanwaltskammer des Landes
Brandenburg Fortbildungsveranstaltun-
gen. Für alle Veranstaltungen werden
Nachweise zur Vorlage nach § 15 FAO
ausgestellt.

1.1 Familienrecht

Thema: „Aktuelle Rechtsprechung

zum Familienrecht unter besonderer

Berücksichtigung der Rechtspre-

chung des 9., 10. und 15. Senates des

Brandenburgischen Oberlandesge-

richts“

Termin: 31.08. bis 01.09.2007

Uhrzeit: Fr. 14.00 - 19.00 Uhr
Sa.  9.00 - 16.00 Uhr

Tagungsort: Neuruppin, Sporthotel,
Trenckmannstr. 14

Referentin: RAin Dr. Tamara Große-
Boymann, Brandenburg

Kostenbeitrag:175.- €

Tg.-Nr.: 092049

1.2 Upgrade Arbeitsrecht

Termin: 07.09. bis 08.09.2007

Uhrzeit: Fr. 14.00 - 19.00 Uhr
Sa.  9.00 - 16.00 Uhr

Tagungsort: Brandenburg, 
Oberlandesgericht, 
Gertrud-Piter-Platz 11,
Saal 200

Referent: Dr. Hans Friedrich 
Eisemann, Präsident des
LAG Brandenburg

Kostenbeitrag:145,— €

Tg.-Nr. 012058

1.3 Baurecht

Thema: „Abnahme, Mängelan-

sprüche und Sicherhei-

ten im Baurecht“

Termin: 21.09. bis 22.09.2007

Uhrzeit: Fr. 14.00 - 19.00 Uhr
Sa.  9.00 - 16.00 Uhr

Tagungsort: Frankfurt (Oder), 
Ramada Hotel, Turmstr. 1

Referent: RA Dr. Uwe Diehr, 
FA für Bau- und Archi-
tektenrecht, Potsdam 

Kostenbeitrag:195.- €

Tg.-Nr.: 162013

1.4 Erbrecht

Thema: „Ausgewählte Fragen

des Erbrechts in der

anwaltlichen Praxis“

Termin: 09.11. bis 10.11.2007

Uhrzeit: Fr. 14.00 - 19.00 Uhr
Sa.  9.00 - 16.00 Uhr

Tagungsort: Brandenburg, 
Oberlandesgericht, 
Gertrud-Piter-Str. 11,
Saal 200

Referent: RA Ernst Sarres, 
FA für Familienrecht und
FA für Erbrecht, 
Düsseldorf

Kostenbeitrag:145.- €

Tg.-Nr.: 142016

1.5 Verkehrsrecht

Thema: „Verkehrsstrafrecht

und Verkehrsordnungs-

widrigkeitenrecht“

Termin: 23.11. bis 24.11.2007

Uhrzeit: Fr. 14.00 - 19.00 Uhr
Sa.  9.00 - 16.00 Uhr

Tagungsort: Potsdam, 
SEMINARIS Seehotel, 
An der Pirschheide 40

Referent: RA Wolfgang Ferner, 
FA für Strafrecht, 
Rommersheim

Kostenbeitrag:185.- €

Tg.-Nr.: 152012

2. Fortbildungsveranstaltungen mit

dem Rechtspfleger Peter Mock

2.1 Thema:

Rechtsanwaltsvergütungsgesetz

Termine: 10.09.2007 - Potsdam
12.09.2007 - Neuruppin 
14.09.2007 - Frankfurt/O.
17.09.2007 - Cottbus 

Uhrzeit: 9.00 - 16.00 Uhr

Kostenbeitrag:85.- €

Referent: Peter Mock, 
Rechtspfleger (Koblenz)

2.2 Thema:

Zwangsvollstreckungsrecht

Termine: 11.09.2007 - Potsdam
13.09.2007 - Neuruppin 
15.09.2007 - Frankfurt/O.
18.09.2007 - Cottbus 

Uhrzeit: 9.00 - 16.00 Uhr

Kostenbeitrag:85.- €

Referent: Peter Mock, 
Rechtspfleger (Koblenz)

Es wird gebeten, Teilnahmemeldungen
schriftlich an die Rechtsanwaltskammer
Brandenburg, Grillendamm 2, 14776
Brandenburg (Fax: 0 33 81 - 25 33 23,
Email: s.werwitz@rak-brb.de) zu richten.

3. Zulassungen 

im Land Brandenburg

Mandy Müller

Butzower Weg 21 a, 
14776 Brandenburg

Mareen Michaelis

c/o KSW RAe & StB
Bauhofstraße 52, 14776 Brandenburg

Mario Großmann

Thälmannstraße 86, 16348 Wandlitz

Anja Gärtner

Hauptstraße 34, 01945 Lindenau

Thomas Höhn

Bergstraße 12 A, 14476 Groß Glienicke

Jan Zielke

Molkenmarkt 19, 14776 Brandenburg

Markus Trietz

Große Oderstraße 24, 
15230 Frankfurt (Oder)

Moritz-Alexander von Kunow

Siedlung 1, 15837 Baruth / OT Petkus

Mitgeteilt
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Rechtsanwaltskammer
des Landes Brandenburg

Grillendamm 2, 14776 Brandenburg

Telefon (03381) 25 33-0
Telefax (03381) 25 33-23

Mitgeteilt
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Jaqueline Seele

c/o RAe Streitbörger & Speckmann
Hegelallee 4, 14467 Potsdam

Folker Schaumann

c/o RAe Goldenstein & Partner
Hegelallee 1, 14467 Potsdam

Oliver Kochan

c/o RA Dr. Jörg Pehnert & Partner
Gutenbergstraße 29, 14467 Potsdam

Karsten Hoof

Plantagenstraße 18, 14482 Potsdam

Thomas Hensel

Wiesenweg 26, 03130 Spremberg

Dr. Susanne Weber

Schmiedegasse 23, 14469 Potsdam

Theda Morgenstern

Kastanienallee 24, 14471 Potsdam

Gabriele Schindhelm

c/o RAe Thews-Schindhelm
August-Bebel-Str. 31, 
15517 Fürstenwalde

Dr. Alexander von Stechow

Fouqué-Platz 4, 14715 Nennhausen

Christoph Napiorkowski

c/o RAe Goldenstein & Partner
Hegelallee 1, 14467 Potsdam

Yvonne Winkler

Halbe Stadt 22, 15230 Frankfurt (Oder)

Anja Schmidt-Bohm

c/o RAe Schulte & Koll.
Klosterstraße 12, 15344 Strausberg

Jana Lange

Am Yachthafen 7, 16761 Hennigsdorf

Robert Blackert

c/o RAe Pätzold & Krumrey
Potsdamer Str. 55 A, 
14974 Ludwigsfelde

Gabriele Hofmann

Bahnhofstraße 30, 14712 Rathenow

Petra Sommer

c/o RAe Adam & Dakhli
Behlertstraße 28 a, 14469 Potsdam

Norman Geithner

Chausseestraße 55, 
15711 Königs Wusterhausen

Antje Krüger-Canepari

Geschwister-Scholl-Str. 10-11, 
14712 Rathenow

Hinrich Siebelds

Zum Springbruch 10, 14558 Nuthetal

Thomas Wulsten

Rudolf-Breitscheid-Str. 33, 
14482 Potsdam

Rüdiger Pogadl

Thaerstraße 13 A, 14469 Potsdam

Ines Reech

Fritz-Reuter-Str. 31, 
15732 Schulzendorf

Christian Baier

Bartschendorfer Str. 8, 16845 Dreetz

Mitgeteilt

Berliner Anwaltsblatt 7-8/2007 261

Fachanwaltslehrgänge 2007 / 2008

Strafrecht Verkehrsrecht

Erfurt 13. Sep 07 – 16. Feb 2008 Hannover 30. Aug – 16. Dez 2007
Berlin 17. Jan – 31. Mai 2008 Dortmund 24. Jan – 14. Jun 2008
Nürnberg 10. Apr – 02. Aug 2008 Erfurt 21. Feb – 05. Jul 2008
Hannover 21. Aug – 13. Dez 2008

Referenten StrafR u.a.:

Detlef Burhoff, Richter am OLG Hamm,  RA Klaus Gussmann, FA StrafR, München; RA Dr. David Herrmann, FA StrafR u. MedR,
Augsburg; Prof. Dr. Markus Jäger, RiBGH, 5. Strafsenat, Leipzig, RA Dr. Thorsten Junker,  FA StrafR, Augsburg; RAin Ines 
Kilian, FA´in StrafR, Dresden; Dr. Hartmut Schneider, OSTA BGH, Leipzig; Wolfgang Schwürzer, OSTA, Dresden; RA Michael
Stephan, FA StrafR, Dresden; 

Referenten VerkehrsR u.a.:

Detlef Burhoff, Richter am OLG Hamm; RA Rolf-Helmut Becker, FA VerkehrsR u. VerwR, Bergneustadt; RA Dietrich Freyberger,
FA VerkehrsR u. VersR, Bonn; RA Ralph Gübner, FA StrafR, Kiel;; RA Jan Christoph Nitsch, VAG Leasing, Hannover; Dr. Ulrich
Knappmann, VRiOLG a.D., Münster; RA Prof. Dr. Martin Notthoff, Hannover; RA Norbert Schneider, Neunkirchen

120 Std., 6 Bausteine (Do – Sa), 3 Klausuren á 5 Stunden
Gebühren: 1.650 € / 1.490 € / 1.020 € / Klausuren 200 €  / umsatzsteuerfrei

Fachlehrgänge  • Fortbildungsseminare  • Mitarbeiterschulungen

ZORN SEMINARE • Rechtsanwältin Rita Zorn • Tel. 0 72 24 – 655 822 • recht@zorn-seminare.de • www.zorn-seminare.de

ZORN
SEMINARE
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Vorsorgevollmachten 

Die Bundesnotarkammer weist darauf
hin, dass bei der Meldung von Vorsor-
gevollmachten zu dem von ihr geführten
Vorsorgeregister gerade Notare die Per-
son des Bevollmächtigten häufig nicht
mit angeben. 

Eine Registrierung der Person des Be-
vollmächtigten entspricht aber dem
Zweck des Zentralen Vorsorgeregisters,
Vorsorgevollmachten und die Person
des Bevollmächtigten im Betreuungsfall
einfach, schnell und sicher zu finden.
Damit sollen überflüssige Betreuungs-
verfahren vermieden werden. Deshalb
sollten die Notare, welche eine Vorsor-
gevollmacht beurkunden, eindringlich
darauf hinwirken, dass bei der Registrie-
rung der Vollmacht im Zentralen Vorsor-
geregister auch Angaben zur Person
des Bevollmächtigten erfolgen. 

Von großer Bedeutung für die vormund-
schaftsgerichtliche Praxis sind daneben
auch die Angaben zum Aufbewahrungs-
ort der Vollmacht. Nur wenn der Bevoll-
mächtigte eine Ausfertigung der Voll-
machtsurkunde in Besitz hat oder in Be-
sitz nehmen kann, kann von der Vorsor-
gevollmacht in der Rechtspraxis auch
tatsächlich Gebrauch gemacht werden.
Deshalb ist es auch wünschenswert,
dass bei der Anmeldung zur Registrie-
rung im Zentralen Vorsorgeregister auch
der Aufbewahrungsort der Vollmacht
angegeben wird.

Der Frage, ob wir uns auf dem Weg zu
einer Konvergenz des deutschen und
französischen Rechts befinden, wid-
mete sich das wissenschaftliche Kollo-
quium, das am 1. und 2. Juni 2007 ge-
meinsam von der Notarkammer Berlin,
der Association Capitant des Amis de la
Culture Juridique Française, der Cham-
bre Interdépartementale des Notaires
de Paris, der Caisse des Dépôts und
dem Instituts für Notarrecht der Hum-
boldt-Universität zu Berlin im Audimax
der Humboldt-Universität zu Berlin ver-
anstaltet wurde.

Das Auditorium bestand hauptsächlich
aus Notaren/innen und Rechtsanwäl-
ten/innen, aber es sind auch zahlreiche
Studenten/innen und Vertretern/innen
der Wissenschaft erschienen. Frank-
reich und Deutschland waren mit jeweils
ungefähr 60 Teilnehmern gleichrangig
vertreten. 

Im Verlauf der 2 Veranstaltungstage be-
leuchteten 23 hochkarätige Wissen-
schaftler und Notare aus beiden Län-
dern sechs für die notarielle Praxis be-
sonders bedeutsame Rechtsinstitute:
die Vermögensnachfolge, das Deutsch-
Französische Steuerabkommen, den
ehelichen Güterstand der Zugewinnge-
meinschaft, grenzüberschreitende Man-
date, die Treuhand und den kreditfinan-
zierten Immobilienerwerb. Zu den ein-
zelnen Themen wurden jeweils von fran-
zösischer und von deutscher Seite aus
zunächst die rechtlichen Grundlagen

und Hintergründe dargestellt und dann
die für die notarielle Praxis besonders
wichtigen Probleme und Gestaltungs-
möglichkeiten aufgezeigt. 

Im Anschluss an jeden Themenblock
fand eine angeregte Diskussion statt, in
der vor allem die Möglichkeit genutzt
wurde, aktuelle praktische Fragen zum
Recht der jeweils anderen Seite zu
klären.

Den Auftakt der Veranstaltung machten
Prof. Yvonne Flour, Paris, Notar Edwin
Colombina, Meudon, Prof. Dr. Christoph
Paulus, Berlin und Notarin Susanne
Frank, München mit dem Thema „Vor-
bereitung und Regelung der Vermö-
gensnachfolge“. Anschließend folgten
Notar Marc Cagniart, Paris, Prof. Dr.
Georg Crezelius, Bamberg, und Rechts-
anwalt Dr. Detlef Haritz, Berlin, mit dem
Thema „Deutsch-Französisches Steuer-
abkommen“. 

Nach einer Pause, in der die Teilnehmer
sich bei einem von der Chambre Inter-
départementale des Notaires de Paris
gestifteten üppigen Mittagsbüffet erfri-
schen konnten, begann der Nachmittag
mit dem Thema „Der eheliche Güter-
stand der Zugewinngemeinschaft“.  Re-
ferenten waren hier Prof. Michel Gri-
maldi, Paris, Notar Jean-Francoise Sa-
gaut, Paris, auf französischer und Herr
Professor Peter Winkler von Mohrenfels,
Rostock, und Herr Notar Till Franzmann,
Mindelheim, auf deutscher Seite. Letz-
tes Thema am ersten Veranstaltungstag
war „Ein Blick über die Grenze auf die
französischen bzw. deutschen Mandan-
ten“ mit den Notaren Vincent Rousell
und Catherine Sambale, Paris, zum
französischen und Frau Notarin Karin
Arnold, Berlin, zum deutschen Blickwin-
kel. 

Den Ausklang fand der erste Veranstal-
tungstag bei einem Diner im Swissôtel,
bei dem sich rund 100 der Teilnehmer

Mitgeteilt
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“Auf dem Weg zu einer Konvergenz des
deutschen und französischen Rechts?”

Deutsche und französische Notare und Juristen tagten in Berlin

Notarkammer Berlin
Littenstr. 10, 10179 Berlin
Telefon (030) 24 62 90 0

(030) 24 62 90 12 
(VRiLG a.D. Menzel)

Telefax (030) 24 62 90 25
info@notarkammer-berlin.de
www.notarkammer-berlin.de
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einfanden und den gegenseitigen Aus-
tausch in gelockerter Atmosphäre fort-
setzen.

Der zweite Veranstaltungstag startete
mit dem Thema „Das Rechtsinstitut der
Treuhand“, das Herr Prof. Rémy Libcha-
ber, Paris, Notar Francoise Carre, Vize-
präsident der Chambre Interdéparte-
mentale des Notaires de Paris, Prof. Dr.
Hans-Peter Benöhr, Berlin, und  Notar
Peter Marian Gläser, Geschäftsführer
der Notarkammer Berlin, beleuchteten.
Prof. Hugues Perinet-Marquet, Paris,
Notarin Stéfanie Sirot, Paris, Prof. Rai-
ner Schröder und Notarassessor Mat-
thias Bierhenke, Würzburg referierten
dann zu dem Thema „Kreditfinanzierter
Immobilienerwerb“. 

Den Abschluss der Veranstaltung bilde-
ten die Schlussworte von Prof. Camille
Jauffret-Spinosi, Paris, und Prof. Schrö-
der, in denen sie auf die auf der Tagung
aufgefunden Konvergenzen und Diver-
genzen des französischen und deut-
schen Rechts eingingen.

Die Tagung bot den Teilnehmern einmal
mehr eine Gelegenheit zur Erörterung
und Diskussion praxisrelevanter notari-
eller Themen. Abschließend bleibt fest-
zuhalten, dass das besondere an dieser
rundum gelungenen Veranstaltung der
lebhafte Austausch zwischen den fran-
zösischen und deutschen Teilnehmern
und das gegenseitige große Interesse
an dem anderen Rechtssystem war und

wie Prof. Camille Jauffret-Spinosi in
ihrem Schlusswort so schön formuliert
hat,  „für die im Prinzip gleichen Pro-
bleme angebotenen, sich oft ähnelnden
und doch in den Einzelheiten meist sehr
unterschiedlichen Lösungsmodelle“. 

Rechtsanwältin Susanne Fairlie,
Wissenschaftliche Mitarbeiterin 

am Institut für Notarecht

Personelle 
Besetzung des 

Notarsenats
Der Senat für Notarsachen am Kam-
mergericht wird künftig in folgender
personeller Besetzung zusammen-
treten: 

Vorsitzender:

VRiKG Guy Erich

Stellv. Vorsitzende:
VRi`inKG Andrea Scheer

Richterliche Beisitzer:

RiKG Christian Feskorn
RiKG Markus Frey
RiKG Ronny Müller

Beisitzende Notare:

Notar Dr. Walrab von Buttlar
Notarin Dr. Jutta Hoffmann
Notar Dr. Eckart Yersin

Mitgeteilt
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Neu: 
Bürgersprechstunde

der RAK Berlin

Rechtsanwaltskammer 

Berlin

Littenstraße 9, 10179 Berlin
Tel. 306 931 - 0

Fax: 306 931 -99
www.rak-berlin.de

E-Mail: info@rak-berlin.de

Zum ersten Mal gibt es in Deutschland
jetzt bei einer Rechtsanwaltskammer
eine Bürgersprechstunde. Die Rechts-
anwaltskammer Berlin bietet die
Sprechstunde seit 3. Juli 2007 jeden
Dienstag zwischen 14 und 16 Uhr in
ihren Räumen an. 

Die Bürgersprechstunde dient dazu,
dass sich die Bürger unmittelbar und
persönlich über den Gang und den Ver-
lauf etwaiger Beschwerdeverfahren er-
kundigen können. „Wir wollen mit der
Bürgersprechstunde mehr Transparenz
für die Verbraucher schaffen,“ sagt
Kammerpräsidentin Dr. Margarete v.
Galen. „Die Verbraucher können die
Sprechstunde auch dafür nutzen, eine
Beschwerde mündlich vorzutragen und
auf der Geschäftsstelle schriftlich pro-
tokollieren zu lassen.“

In einer Presseinformation vom
02.07.2007 hat die Rechtsanwaltskam-
mer darauf hingewiesen, dass sie nicht
Schadenersatzansprüche gegenüber
Rechtsanwälten durchsetzen kann, da
dies nicht zu ihren Aufgaben zählt.

TOP im...
Vorstandssitzung am

13.06.2007

Betrifft Briefpapier:

Zur Angabe der Zweigstelle

Das Gesetz zur Stärkung der Selbst-
verwaltung der Rechtsanwaltschaft ist
am 01.06.2007 in Kraft getreten. Darin
ist u.a. das Zweigstellenverbot aufge-
hoben worden. Rechtsanwältinnen
und Rechtsanwälte können also jetzt
Zweigstellen einrichten, müssen dies
aber der RAK unverzüglich anzeigen.
Zweigstellen können natürlich auf
Briefpapier, Visitenkarte, Website etc.
bekannt gemacht werden.

Der Vorstand der RAK Berlin hat in
seiner Sitzung am 13.06.2007 ent-
schieden, dass die neue Adresse
nicht ausdrücklich als "Zweigstelle"
bezeichnet werden muss.

Allerdings muss natürlich die Erreich-
barkeit der Anwältin bzw. des Anwalts
für die Mandanten genauso gewähr-
leistet sein wie bei jedem Kanzleisitz.

Zur Angabe von Zulassungen

Mit dem Gesetz ist weiterhin die Zu-
lassung bei bestimmten Gerichten
entfallen. 

Das Gesetz spricht nun in § 12 BRAO
von der „Zulassung zur Rechtsanwalt-
schaft“. Eine Angabe auf dem Brief-
kopf, die Anwältin oder der Anwalt sei
z.B. „beim Kammergericht“ oder „bei
allen Gerichten“ zugelassen, ist daher
unrichtig und somit unsachlich i.S.d. 
§ 43b BRAO und § 6 BORA. 

Der Vorstand weist daher diese Kolle-
gen auf die Notwendigkeit einer Ände-
rung des Briefpapiers (ebenso der Vi-
sitenkarten oder der Website) hin. Als
angemessene Aufbrauchfrist für vor-
handene Briefbögen wird der
31. Dezember 2007 angesehen.

Der Gesamtvorstand weist darauf hin,
dass die berufsrechtliche Aufbrauch-
frist nicht vor der wettbewerbsrechtli-
chen Inanspruchnahme schützt.

Vor der Erteilung einer Vollmacht und
vor Annahme eines Mandates müssen
Mandant und Anwalt viele Fragen des
Falles und auch Fragen der Vergütung
besprechen.

Das geschieht normalerweise in der
Kanzlei. Ist aber der Mandant in Unter-
suchungshaft, kann dieses „Anbah-
nungsgespräch“ nur in der Haftanstalt
stattfinden. Oft haben Verwandte oder
Freunde die Anwältin oder den Anwalt
gebeten, den Fall zu übernehmen.

Dann erteilt die Staatsanwaltschaft ei-
nen „Sprechschein“ und entscheidet,
ob dieses erste Gespräch von Wacht-
meistern inhaltlich überwacht wird. Ein
vertrauliches Gespräch  unter vier Au-
gen ist dann nicht möglich.

Das Präsidium der Rechtsanwaltskam-
mer hat dieses Problem auch beim An-
trittsbesuch von Justizsenatorin von der
Aue angesprochen.

Jetzt hat die Senatsverwaltung für Ju-
stiz in einem Schreiben an die Präsi-
dentin Dr. von Galen mitgeteilt, dass „in
der Regel von der Überwachung eines
Besuches abgesehen wird“. Der Lei-
tende Oberstaatsanwalt als Behörden-
leiter habe „sämtliche Dezernentinnen
und Dezernenten auf § 36 Abs.4 S.2
UVollzO hingewiesen, wonach in jedem
Einzelfall gesondert zu prüfen ist, ob ein
unüberwachter Besuch mit dem Zweck
der Untersuchungshaft vereinbar ist“.

Kammerpräsidentin Dr. von Galen: „Da-
mit ist das Regel - Ausnahmeverhältnis
klargestellt. Ich gehe davon aus, dass
nur in besonderen Ausnahmefällen, und
zwar bei einem konkreten auf den Ein-
zelfall bezogenen Hinweis darauf, dass
ohne Überwachung eine Gefährdung
des Untersuchungszweckes zu befürch-
ten ist, von der Regel eine Ausnahme
gemacht wird und diese Gründe vom
Staatsanwalt auch dokumentiert wer-
den.“ 

Anbahnungsgespräche
in der Regel ohne

Überwachung
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Über den offenen, unverschlüsselten E-
Mail-Verkehr entstand eine lebhafte Dis-
kussion. "Gehen Sie davon aus, dass
eine offene E-Mail wie eine offene Post-
karte von jedermann gelesen werden
kann, einschließlich CIA, Geheimdienst
in China oder neapolitanische Ca-
morra", lautete die Warnung der Daten-
schützer. Aufgrund diesbezüglicher Be-
denken hat die Präsidentin des Kam-
mergerichts in einer Dienstanweisung
vom 1. Februar 2007 für den Bereich der
ordentlichen Gerichtsbarkeit festge-
stellt: 

"Bei dem elektronischen Versand über
das Internet (E-Mail-Empfänger außer-
halb des Berliner Landesnetzes / Intra-
net) kann gegenwärtig die Vertraulich-
keit, Authentizität und Integrität nicht 
garantiert werden. Vertrauliche Informa-
tionen und Schriftstücke mit personen-
bezogenen Daten dürfen daher nicht per
E-Mail oder Internet versandt werden.
Solche Daten dürfen nur per Diskette /
CD / DVD (wo vorhanden auch USB-
Sticks) über die Datenaustauschstatio-
nen im- und exportiert werden."

Nach Wertung der Senatsverwaltung
soll allerdings auch die Mitteilung eines
Kurzrubrums jedenfalls dann zulässig
sein, wenn das betreffende Verfahren
öffentlich ist. Diese Daten seien dann
ohnehin Gegenstand der öffentlichen
Verhandlung, zu der nach § 169 GVG je-
dermann Zutritt habe. 

Von Teilnehmern der Veranstaltung
wurde berichtet, dass es oft gerade die
Mandanten, insbesondere aus dem IT-
Bereich seien, die auf einer Kommuni-
kation per E-Mail bestünden. Zusätzli-
che Infos für Schriftsätze oder deren
Entwurf lassen sich per E-Mail eben
schneller übermitteln als per Post. Beim
Fax sei das Risiko des Mitlesens im je-

weiligen Betrieb noch größer, wenn der
Empfänger keinen separaten FAX- An-
schluss habe.

Für den Anwalt stellt sich das Problem
der Schweigepflicht. Andere Diskutan-
ten gingen von einem stillschweigenden
Einverständnis des Mandanten aus,
wenn dieser den E-Mail-Verkehr wün-
sche oder zumindest erwidere. Hier
wurde aber seitens der Datenschützer
auf gesteigerte Aufklärungspflichten
aufgrund eines asymmetrischen Infor-
mationsgefälles verwiesen. Dem Anwalt
und der Anwältin muss das Risiko des
ungeschützten E-Mail-Verkehrs bewus-
ster sein als dem durchschnittlichen
Verbraucher. Man wird daher ohne eine
ausdrückliche Einverständniserklärung
unter einem Aufklärungsbogen wohl
nicht auskommen – vergleichbar der Ri-
sikoabsicherung des Arztes vor einer
OP.

Die Datenschützer wiesen darauf hin,
dass es Verschlüsselungs-
software für Private schon
kostenlos gäbe. Auch könne
man einen minimalen Schutz
durch Vereinbarung eines
Passwortes mit dem Man-
danten erreichen (Word-An-
hang über "Extras / Optio-
nen / Sicherheit / Kennwort
zum Öffnen" verschlüsseln).

In der Diskussion wurde al-
lerdings entgegengehalten,
dass auch "die gute alte
Briefpost" sensible Daten
offenbare, wenn als "Vertei-
digerpost" gekennzeichnete
Briefumschläge an stadtbe-
kannte Adressen von Haft-
anstalten gingen und damit
den Empfänger namentlich
als Häftling einer JVA brand-

marken. Den Datenschützern war dieses
Problem bisher nicht geläufig, so dass
man durchaus von wechselseitigem
Lernen bei dieser Veranstaltung spre-
chen kann. 

Inzwischen ist beim Vorstand der
Rechtsanwaltskammer die erste Be-
schwerde einer Bürgerin anhängig, die
eine Berufspflichtverletzung des An-
walts darin sieht, dass er trotz ihres Wi-
derspruchs weiterhin offene E-Mails zu
ihrem Fall schreibt. 

Der Vorstand wird die Frage einer mögli-
chen Berufsrechtsverletzung in eigener
Zuständigkeit prüfen. Vielleicht wirbt ja
bald die erste Anwaltskanzlei mit dem
Slogan: "Bei uns werden E-Mails ver-
schlüsselt". Und die Verschlüsselung
der E-Post wird so selbstverständlich
wie der Briefumschlag für die gute alte
Anwaltspost. 

RA Hans-Joachim Ehrig, Geschäftsfüh-
rer der Rechtsanwaltskammer Berlin

"Bieten Sie Verschlüsselung an!"
Über die Fortbildungsveranstaltung der Rechtsanwaltskammer Berlin 

zum Datenschutz in Anwaltskanzleien

Über Datenschutz in Anwaltskanzleien fand am 31. Mai 2007 eine gut besuchte Fortbildungsveranstaltung statt, auf der
Dr. Thomas Petri als Bereichsleiter Recht und Hanns-Wilhelm Heibey als Bereichsleiter Informatik des "Berliner Beauftrag-
ten für Datenschutz und Informationsfreiheit" per PowerPoint referierten. 
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Die Vizepräsidentin der Rechtsanwalts-
kammer Berlin, Rechtsanwältin Anke
Müller-Jacobsen (bis März 2007 Vorsit-
zende der Abteilung I) dankte in ihrer
Eröffnungsrede allen Kolleginnen und
Kollegen für ihr ehrenamtliches Engage-
ment; besonderen Applaus erhielten die
Kollegen Dr. Alexander Wiencke, Peter
Schmidt-Eych, Manfred Herz und Dr.
Rainer Geulen, die ihren Ausschüssen
bereits seit sehr langer Zeit angehören.

Die von Rechtsanwalt Wolfgang Betz,
dem Vorsitzenden der Abteilung I,
anschließend geleitete Diskussion (auf
dem Podium mit Rechtsanwalt Axel
Weimann und der Verfasserin weitere
Mitglieder der Abteilung I sowie von der
Rechtsanwaltskammer Rechtsanwältin
Antje Eisenschmidt, Referentin, und
Rechtsanwalt Dr. Andreas Linde, Ge-
schäftsführer) war lebhaft und von der-
art reger Beteiligung, dass die sorgsam
vorbereitete Tagesordnung unterzuge-
hen drohte. 

Den Schwerpunkt der Diskussion bilde-

ten die Anforderungen an
den Nachweis der prakti-
schen Erfahrungen (sic!)
der Antragsteller, die so-
genannten Falllisten; diese
sind hoch. Zum einen
muss die (anonymisierte)
Form der Darstellung der
Fälle mit dem Schwer-
punkt auf der Beschrei-
bung der anwaltlichen
Tätigkeit so präzise sein,
dass es dem Ausschuss
möglich ist, von der soge-
nannten Gewichtung (§ 5
letzter Satz FAO) über-
haupt Gebrauch machen
zu können; Muster ent-
sprechender Falllisten, die auf der Inter-
netseite der RAK Berlin abrufbar sind,
werden vorbereitet und von allen als
hilfreich erachtet. 

Die Zeiten, in denen – so berichtete die
Vorsitzende des Fachanwaltsausschus-
ses für Familienrecht, Rechtsanwältin

Frauke Reeckmann-Fied-
ler – Ausschussmitglieder
den Antragsteller in seiner
Kanzlei aufsuchten, um mit
ihm die Falllisten gemein-
sam zu verbessern, seien,
so die einhellige Meinung,
vorbei.

Darüber hinaus – aber da-
von zu trennen – sei der
Fallbegriff. Eine Legaldefi-
nition hierzu bietet die
Fachanwaltsordnung
(FAO) nicht. Die Frage
nach der Bewertung von

Verfahren, die durch mehrere Instanzen
geführt werden, „Massenverfahren“, te-
lefonische Auskünfte, Beratungsman-
date für Vereine und Verbände und Fälle
mit Auslandsbezug wurden erörtert, ab-
schließende Antworten überwiegend
gefunden. 

Die Neuregelung der Fortbildungspflicht
(§§ 4 Abs. 2, 16 Abs. 1 FAO) und sich
daraus ergebene (Übergangs-)Probleme
und Verfahrensfragen im allgemeinen
bildeten den Abschluss der (offiziellen)
Gesprächsrunde. 

Im Laufe der Veranstaltung als auch
beim anschließenden Empfang wurden
von allen Teilnehmern die neuen Ein-
sichten freudig begrüßt, die guten Ab-
sichten aber waren unverändert geblie-
ben.

RAin Nicole Weyde ist Vorstandsmit-
glied der Rechtsanwaltskammer Berlin

Die Zeiten der Hausbesuche sind vorbei
Diskussionsveranstaltung der Rechtsanwaltskammer Berlin mit den Mitgliedern der

Fachanwaltsausschüsse am 6. Juni 2007 / Von Nicole Weyde

„Erfahrung verbessert unsere Einsicht, ohne unsere Absichten zu verändern.“ – stellte Alfred Polgar, der österreichische

Schriftsteller (1873-1955) seinerzeit fest. 

Die Erfahrungen, die Kolleginnen und Kollegen im Laufe ihres Antragsverfahrens auf Verleihung eines (oder zwei) der der-

zeit möglichen Fachanwaltstitel machen, sind mannigfaltig; diejenigen der Mitglieder der Fachanwaltsausschüsse und der

Abteilung I der Rechtsanwaltskammer Berlin als für die Verleihung zuständige Abteilung sind es ebenso. Um die Einsicht

aller zu verbessern, lud die Rechtsanwaltskammer Berlin zu einem Erfahrungsaustausch die derzeit einhundert Mitglieder

aller Fachanwaltsausschüsse ein, der am 6. Juni 2007 in der Littenstraße stattfand – und fast alle kamen. 

Ein Großteil der Mitglieder der Fachanwaltsausschüsse
am 6. Juni 2007 in der Littenstraße.  Fotos: Schick

Auf dem Podium v.r.n.l.: RA Dr. Andreas Linde, 
RAin Nicole Weyde, RA Wolfgang Betz,

RA Axel Weimann und RAin Antje Eisenschmidt
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Kommunikationstraining
für Rechtsanwälte

Am Freitag, 05.10.2007, 14.30 - 18.30
Uhr, bietet die RAK Berlin erstmals ein
Seminar an, in dem es um Rhetorik  und
Kommunikation in der Anwaltskanzlei
geht. Referentin ist Simone Lang, Wirt-
schaftsmediatorin und Lehrbeauftragte
der Universität Frankfurt am Main. Ihr
geht es um die effiziente Kommunika-
tion mit den Mandanten. Anmeldung
auf S. 269 und unter www.rak-berlin.de

Newsletter der
Rechtsanwaltskammer 

Der Newsletter der RAK Berlin wird
einmal im Monat, zur Monatsmitte,
versandt. Wer den Newsletter erhal-
ten möchte, muss ihn abonnieren un-
ter www.rak-berlin.de unter Aktuel-
les/Newsletter.

Auslastung der
Anwaltszimmer

Der Kammervorstand hat sich dazu ent-
schlossen, die Auslastung der einzel-
nen Anwaltszimmer zu evaluieren,
nachdem er erfahren hatte, dass das
Anwaltszimmer im Kammergericht fast
gar nicht und auch einzelne andere An-
waltszimmer wenig genutzt werden.

Einige Rechtsanwälte haben sich dar-
aufhin mit einer Unterschriftenliste ge-
gen eine Schließung oder auch nur ge-
gen eine Einschränkung des Angebots
der Anwaltszimmer gewandt. 

Hauptgeschäftsführerin Marion Pie-
trusky hat in einem in den Anwaltszim-
mern ausgehängten Schreiben vom
27.06.2007 darauf hingewiesen, dass
sich der Vorstand angesichts eines
jährlichen Etats von 500.000,- Euro für
die Anwaltszimmer veranlasst sah, die
Efffekivität des Einsatzes der Mittel zu
überprüfen. 

Im Zweifel werde die nächste Kammer-
versammlung entscheiden.

Juristischer Vorbereitungsdienst:
Sozialabgaben auf „Hinzuverdienst“-

bei Rechtsanwälten
Einige Rechtsreferendare im öffentlich –
rechtlichen Ausbildungsverhältnis er-
halten während der Ableistung der in
der Ausbildungsordnung vorgeschrie-
benen Rechtsanwaltsstation neben der
Unterhaltsbeihilfe des Dienstherren eine
zusätzliche Vergütung vom ausbilden-
den Rechtsanwalt. 

Bei dieser Vergütung handelt es sich
um beitragspflichtiges Arbeitsentgelt,
für das Sozialversicherungsbeiträge ab-
zuführen sind.

Die Deutsche Rentenversicherung
Bund hat im Zuge einer sozialversiche-
rungsrechtlichen Überprüfung festge-
stellt, dass eine in Hamburg ansässige
Ausbildungskanzlei auf gezahlte Hinzu-
verdienste keine Sozialversicherungs-
beiträge abgeführt hat. Die insoweit
nicht entrichteten Beiträge macht die
Deutsche Rentenversicherung Bund bei
der Freien und Hansestadt Hamburg
geltend. Die Nachforderungen betreffen

Beiträge zur Kranken-, Pflege- und Ar-
beitslosenversicherung. 

Über die Rechtmäßigkeit der Nachfor-
derung hat nun das Sozialgericht Ham-
burg zu entscheiden, insbesondere hat
das Gericht zu klären, ob die Hanse-
stadt tatsächlich der richtige An-
spruchsgegner ist.

Nach Einschätzung der Präsidentin des
Kammergerichts trifft die sozialversi-
cherungsrechtlichen Abgabepflichten
die jeweilige Ausbildungsstelle, sofern
ein Stationsausbilder für Leistungen ei-
ner Referendarin oder eines Referen-
dars zusätzliche Stationsentgelte ent-
richtet. Steuern und Sozialabgaben
sind von den ausbildenden Rechtsan-
wältinnen und Rechtsanwälte in eigener
Zuständigkeit abzuführen.

Von RAin Marion Pietrusky, Hauptge-
schäftsführerin der Rechtsanwaltskam-
mer Berlin

Wer wird deutscher Fußballmeisterschafter der RAe?

Informationen über die erste deutsche
Fußballmeisterschaft der Anwälte und
über die Mundiavocat, die Fußweltmei-
sterschaft der Anwaltskammern in Spa-
nien, jeweils im Juni 2008, finden sich
unter www.rak-berlin.de, Aktuelles in
der Nachricht vom 02.08.2007. 

Dort findet sich auch ein Bericht von RA
Guido Broscheit über das Abschneiden
der Berliner Anwaltsmannschaft bei der
Fußball-EM in der Algarve/Portugal im
Mai 2007.

Mittwoch, 05.09.2007, 19.00 Uhr, im

Deutschen Anwaltsinstitut, Voltaire-

straße 1, 10179 Berlin im Erdgeschoss
des Gebäudes von RAK Berlin und
BRAK:

Brigitte Zypries stellt sich den Fragen
der Berliner Anwaltschaft.

Im Vortrag der Bundesjustizministerin
und in der anschließenden Diskussion
geht es um "Anwälte, Terrorbekämp-
fung und eine moderne Rechtspolitik".

Teilnahme kostenlos. Anmeldung er-

beten, vgl. S. 269

Über “Anwälte,Terrorbekämpfung 
und eine moderne Rechtspolitik”

Veranstaltung der Rechtsanwaltskammer und des Berliner Anwaltsvereins
mit Bundesjustizministerin Brigitte Zypries
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Die Gesetzgebung über die Rechtsberatung
in Großbritannien und Deutschland

Besuch der „The City of Westminster and Holborn Law Society“ am 15. Juni 2007 in Berlin / Von Gesine Reisert 

Beim Austausch zwischen der

Rechtsanwaltskammer Berlin und

der City of Westminster and Holborn

Law Society in diesem Jahr ging es

um die Pläne für ein neues Berufs-

recht in Großbritannien und um das

deutsche Prozesskostenhilfewesen.

Sara Chandler, die Präsidentin der

Law Society, und David Morgan, ehe-

maliger Präsident, sind hierfür Mitte

Juni nach Berlin gekommen. Hinter-

grund sind die seit 2004 auf europäi-

scher Ebene angestoßenen Entflech-

tungsbestrebungen Clementis zu ei-

ner – angeblich – größeren Verbrau-

cherfreundlichkeit. 

In Großbritannien ist eine Trias geplant,
mit der die Marktöffnung durch Ver-
braucherbeteiligung einerseits, die
größere Transparenz andererseits er-
reicht werden soll. Folgende Institutio-
nen sollen hierbei den Anliegen Rech-
nung tragen:

1) Solicitors Regulation Authority: Inner-
halb der Anwaltschaft das gesetzge-
bende Organ, zusammengesetzt aus 9
Anwälten und 7 Laien und mit Kontroll-
instrumenten ausgestattet.

2) Legal Services Board (LSB): Es soll
als Kontrollinstrument der Berufsauf-
sicht greifen, wenn die Berufsaufsicht
tatsächlich versagt hat. Es wird ernannt
durch einen unabhängigen Ausschuss.
Allerdings haben die Mitglieder nicht
notwendigerweise eine juristische Aus-
bildung. Welche Beteiligung dann der
Anwaltschaft zuerkannt werden soll, ist
offen.

3) Alternative Business Structures: Es
soll der Zusammenschluss verschiede-
ner Berufe ermöglicht werden, was bis-
lang noch nicht zulässig war. Fraglich
ist hierbei gerade für internationale
Kanzleiverbunde, ob und inwieweit ein
solcher Zusammenschluss als (berufs-
rechtlicher) Verstoß in anderen Ländern
betrachtet werden könnte. Besonders
kritisch empfinden die britischen Kolle-

1 Mit Ausnahme der Ansprüche, die vor dem
Small Claims Court geltend gemacht werden,
dort sind Anwälte ausgeschlossen.

gen, dass keine flankierenden Regelun-
gen geplant sind, die die Schweige-
pflicht berücksichtigen. 

Zwar werden die Ansätze der Legal Ser-
vices Bill grundsätzlich als Fortschritt
gegenüber dem jetzigen Zustand der
Regulierungswut empfunden. Allerdings
wird vieles von den noch zu diskutieren-
den Regelungen im Detail abhängen. So
ist bislang noch unklar, wann von einem
Versagen der Solicitors Regulation Aut-
hority ausgegangen werden kann, das
ein Eingreifen des Legal Services Board
rechtfertigt. 

Befürchtet werden auch Vorstöße von
Lebensmittelgroßmärkten und Banken,
die Rechtsberatung durch assoziierte
Anwälte im Paket mit eigenen Leistun-
gen anbieten wollen oder sich jedenfalls
an Anwaltskanzleien beteiligen und
diese steuern wollen. Denn der Wettbe-
werb unter den Kollegen jenseits des
Kanals ist offenbar erheblich: Es sind
etwa 126.000 Solicitors, etwa 10-12.000
Barrister zugelassen. Die Entwicklungen
der vergangenen Jahre hat zwar dazu
geführt, dass 65 % davon in großen An-
waltskanzleien tätig und 25 % der Solici-
tors firmenintern beschäftigt sind; aller-
dings ist u. a. der Bereich der Rechts-
streitigkeiten1, Grundstücksgeschäfte
und Nachlaßangelegenheiten der An-
waltschaft als Aufgabe vorbehalten. 

Ein weiteres Problem stellt auch der
Umstand dar, dass nicht lang zurücklie-
gende Gesetzesänderungen noch kei-
ner Evaluation unterworfen werden
konnten. So ist das Ombudsmannwe-
sen zwar erst unlängst eingeführt, aber
noch nicht hinlänglich erprobt worden.
Dennoch ist im Rahmen der eben dar-
gestellten Änderungen auch schon wie-
der die Abschaffung des - hierzulande
gerne als Heilsbringer gefeierten in
Großbritannien allerdings nicht positiv

aufgenommenen - Ombudsmannes
nicht ausgeschlossen. Die Reformen
sollen dann wohl zwischen 2008 und
2010 eingeführt und abgeschlossen
sein.

Eine lebhafte Diskussion wurde dann
auch bei dem hiesigen Vortrag zum
Thema Prozesskostenhilfe ausgelöst.
Denn die Bestrebungen des Gesetzge-
bers durch das “Prozesskostenhilfebe-
grenzungsgesetz” (allein das Wort führte
zu Heiterkeit bei den Besuchern, da es
so unendlich lang ist) die öffentlichen
Kosten zu senken, ist auch in England
bekannt. 

So werden die dortigen „Vertragsan-
wälte“, die sich für die Erteilung von
Rechtsrat und Prozessführung qualifi-
ziert haben, sukzessive weniger, weil
das Budget2 mit erheblichen Kürzungen
(2,1 Milliarden Pfund per anno ist den
Politikern zu hoch) auskommen muss.
Besonders der finanzielle Aufwand im
strafrechtlichen Bereich hat sich erheb-
lich erhöht.

Insgesamt war der Austausch zwischen
den Beteiligten sehr lehrreich für beide
Seiten. Denn wir profitieren von den Er-
fahrungen der Anwaltschaft in England
für die hiesige Diskussion bei der Ein-
führung neuer Gesetzesvorhaben durch
den internationalen Vergleich. Und
natürlich ergeben sich auch private
Brücken zwischen den Beteiligten. Ein
Gegenbesuch ist bereits ins Auge ge-
fasst. 

RAin Gesine Reisert ist Vizepräsidentin
der Rechtsanwaltskammer Berlin

2 In Deutschland werden folgende Beträge aufge-
wandt nach den Angaben der BRAK:
http://www.brak.de/seiten/pdf/Statistiken/Bera-
tungshilfe2004.pdf: „Die Kosten sind im Ver-
gleich zum Vorjahr (22.716.895,92 Euro) um
25,45 % auf 28.497.584,50 Euro gestiegen, wo-
bei 2003 vier Bundesländer, 2004 drei Bundes-
länder ihre Aufwendungen für die Beratungshilfe
nicht angegeben haben. Da die Beratungshilfe-
verfahren, die in das streitige Verfahren überge-
gangen sind, nicht mehr gesondert erfasst wer-
den, ergibt sich nicht, wie viele Prozesse die An-
waltschaft vermeiden konnte.”  
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Veranstaltungen der Rechtsanwaltskammer Berlin
Programm, Anmeldeunterlagen und Änderungen finden sich unter www.rak-berlin.de in Aktuelles/Termine. 

Veranstaltungsorte:  RAK ist angegeben, wenn das Seminar in der 4. Etage der Rechtsanwaltskammer Berlin in der 
Littenstr.9, 10179 Berlin, stattfindet. Das Fachinstitut für Steuerrecht (FI) liegt in der Littenstraße 10, 10179 Berlin.

Anmeldung 

Zur Fortbildung _____________________________________am_______________ melde
ich folgende ____ Person(en) an:

____________________________________________________________________

Die Anmeldung ist bei Gebührenpflicht erst verbindlich, wenn 8 Tage vor der

Veranstaltung die Teilnahmegebühr eingegangen ist.

Bitte überweisen Sie die Teilnahmegebühr auf das Konto der Rechtsanwaltskammer
Berlin bei der Deutschen Bank, BLZ 100 700 24, Konto-Nr. 1303 452 00, unter An-
gabe des oben jeweils für die Veranstaltung angegebenen Stichworts. 

Berlin, am ___________ Unterschrift:______________________________________

Stempel

Rechtsanwaltskammer Berlin
Fortbildung
Littenstraße 9

10179 Berlin
Fax-Nr. 306 931 - 99

Termin/ Ort/ Gebühr Dozent Thema

Freitag, 21.09.2007, 
13 - 18 Uhr,Fachinst. f.
SteuerR, Gebühr: 
50,- Euro, Überweisung: 
Vergütung 21.09.07

RAuN, FA VerkehrsR

Herbert P. Schons., 
I. Vizepräs. und Vors.
d. Gebührenabt. der
RAK Düsseldorf

Die professionelle Vergütungsabrechnung nach dem RVG unter besonde-
rer Berücksichtigung der Rechtslage ab 01.07.2006 und unter Einbeziehung
aktueller Rsprchg / Formulierungsvorschläge für Gebührenvereinbarungen /
Abrechnung nach der gesetzlichen Vergütung / Rsprchg zur Geschäftsgebühr
nach Nr.2300 VV / Die Vorteile der Terminsgebühr / Der sog. Mehrvergleich.

Mittwoch, 05.09.2007,
19 Uhr, im Deutschen
Anwaltsinstitut, Voltaire-
straße 1, 10179 Berlin 

Bundesjustizministe-

rin Brigitte Zypries

im Gespräch mit der 
Berliner Anwaltschaft

Über "Anwälte, Terrorbekämpfung und eine moderne Rechtspolitik"

Brigitte Zypries stellt sich auf einer gemeinsamen Veranstaltung von RAK Ber-
lin und BAV in den Räumen des Deutschen Anwaltsinstituts (DAI) in Berlin den
Fragen der Berliner Anwaltschaft. Teilnahme kostenlos, Anmeldung erbeten.

Das neue Antidiskriminierungsrecht - ein Jahr nach dem Inkrafttreten

Erste rechtliche und taktische Erfahrungen aus anwaltlicher Sicht, sei es als
Berater von Arbeitgebern oder Arbeitnehmern.

RA und FA für Ar-

beitsrecht Dr. Jobst-

Hubertus Bauer

Mittwoch, 05.09.2007,
15 - 19 Uhr, 50,- Euro, FI
Überwsg: 1 Jahr AGG

Freitag, 07.12.2007, 
15 - 19 Uhr, Fachinst. f.
SteuerR, Littenstr. 10,
Gebühr: 40,- Euro,
Überwsg: VVG-Reform 

Richter am LG

Udo Spuhl ist Co-
Autor eines Hand-
buchs über das VVG
(demn. in 2. Aufl.)

Aktuelle Fragen der Reform des Versicherungsvertragsgesetzes

Der Bundestag hat am 05.07.2007 das Gesetz zur Reform des Versicherungs-
vertragsrechts beschlossen, das am 01.01.2008 in Kraft treten wird. 

Donnerstag, 08.11.07,

15 - 18 Uhr, RAK Berlin,
30,- €, Überweisung:
Existenzgründung am
08.11.07

RAuN Wolfgang Gu-

stavus, Vizepräs. RAK,

Finanz-/ Wirtschafts-

ber. Jörg Schröder,

Stb. Frank Staenicke 

Die Existenzgründung als Rechtsanwalt 

Welche Voraussetzungen bestehen für eine Kanzleigründung in persönlicher
und sachlicher Hinsicht? Welches Kapital ist für die Gründung und den Betrieb
einer Anwaltspraxis notwendig? Wie muss eine Kanzlei organisiert sein, um ei-
nen Überblick über die Kosten, die Umsätze und den Gewinn zu erhalten?

Mittwoch, 23.01.2008,

15 - 20 Uhr, RAK Berlin,
40,- €, Überweisung:
Personalvertretungs-
recht 23.01.2008

Vorsitz. Richter am

VG Johann Weber,
Vorsitzender einer
Personalvertretungs-
kammer

Seminar Personalvertretungsrecht

In diesem Seminar soll ein einführender Überblick über das Personalvertre-
tungsrecht des Landes Berlin vermittelt werden. Soweit das Personalvertre-
tungsrecht des Bundes abweichende Regelungen trifft, wird darauf gesondert
eingegangen. Anhand von Streitfällen aus der gerichtlichen Praxis werden Pro-
bleme erörtert, die für die anwaltliche Beratung von Bedeutung sein können. 

Freitag, 05.10.2007,

14.30 - 18.30 Uhr, RAK
40,- €, Überwsg. Kom-
munikationstraining

Simone Lang, Wirt-

schaftsmediatorin,

Lehrbeauftr. Goethe-
Univers. Frankfurt
a.M.

Kommunikationstraining für Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte

Verbesserung der Rhetorik im Umgang mit Gesprächspartnern, insbesondere
Mandanten / Anwaltliche Gesprächssituationen unter Einbeziehung eigener Fälle
der Seminarteilnehmer / Umsetzung hilfreicher Verhaltensweisen in die Praxis /
Kundenorientierung und souveräner Umgang mit schwierigen Gesprächspartnern.

Buchführung und Steuern im  Anwaltsbüro 

Einführung in das Steuerrecht / Einkommenssteuer und Umsatzsteuerrecht/
Buchhaltung/ Gewinnermittlung aus der Buchhaltung / Erstellen der Steuerer-
klärungen.

Freitag, 16.11.2007,

9.30 - 18 Uhr, FI f. Steu-
erR, 40,- €, Überweisg.:
Buchführung 16.11.07

RA/ FA f. SteuerR v.
Buchprüfer
Kurt-Christoph 
Landsberg
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Reisen 
bildet Kosten II

Die Kosten eines „Rechtsanwalts am

dritten Ort“ sind für Unternehmen er-

stattungsfähig, wenn die Sache zuvor

unternehmensintern von einer Abtei-

lung „am dritten Ort“ bearbeitet

wurde. (Leitsatz des Bearbeiters)

In der Ausgabe 6/2007 des Berliner An-
waltsblattes wurde bereits eine Ent-
scheidung des Kammergerichts zur Ko-
stenerstattung für die Tätigkeit eines
auswärtigen Anwalts zitiert. Der Bun-
desgerichtshof hatte einen ähnlichen
Fall zu entscheiden. Klägerin war eine
international tätige Versicherungsgesell-
schaft mit Hauptsitz in Düsseldorf. Wei-
tere (Zweig-)Niederlassungen im
Rechtssinne hat die Gesellschaft in
Deutschland nicht. Sie verklagte ein Un-
ternehmen auf Schadenersatz aus über-
gegangenem Recht vor dem Landge-
richt Köln. Vertreten wurde sie von ei-
nem Hamburger Rechtsanwalt, da die
Sache zuvor unternehmensintern von
der Regressabteilung in Hamburg bear-
beitet wurde. Die Reisekosten und das
Abwesenheitsgeld des Anwalts wollten
die Vorinstanzen nicht als erstattungs-
fähige Kosten anerkennen. Der Bundes-
gerichtshof, vor dem die Sache schluss-
endlich landete, war anderer Auffas-
sung. Zutreffend sei zwar, dass bei ei-
nem Unternehmen ohne eigene
Rechtsabteilung die Beauftragung eines
ortsansässigen Rechtsanwalts für einen
auswärtigen Prozess nur dann nicht zur
zweckentsprechenden Rechtsverfol-
gung erforderlich ist, wenn bereits bei
Auftragserteilung feststeht, dass dafür

kein eingehendes Mandantengespräch
erforderlich sein wird. Im Grundsatz
ebenfalls zutreffend sei, dass die Reise-
kosten eines Rechtsanwalts am dritten
Ort regelmäßig nur bis zur Höhe der fik-
tiven Reisekosten eines am Wohn- oder
Geschäftsort der Partei ansässigen
Rechtsanwalts zu erstatten sind. Hier-
von sei aber bei Sachen abzuweichen,
deren vorangegangene unternehmens-
interne Bearbeitung an einem Ort erfolgt
ist, an dem das Unternehmen weder
seinen Hauptsitz noch eine Zweignie-
derlassung unterhält. Dann seien die
Kosten des auswärtigen Anwalts wie die
eines am Unternehmenssitz ansässigen
Anwalts zu erstatten. Es komme hier auf
die tatsächliche Organisation und nicht
darauf an, welche Organisation das Ge-
richt für zweckmäßig erachtet. 

Die Gefahr einer Unkalkulierbarkeit von
Prozesskosten, die die Vorinstanz noch
gesehen hatte, konnte der BGH eben-
falls nicht erkennen. Das Gesetz
schütze die Parteien auch sonst nicht
vor einem Risiko der Kostenerhöhung,
das sich etwa durch Anspruchsabtre-
tung oder Wohn- bzw. Geschäftssitz-
verlegung realisieren könne.

BGH, Beschluss vom 23.01.2007 - Az.:
I ZB 42/06

(Eike Böttcher)

Verwirrung um 49b
Die Verletzung der Hinweispflicht aus

§ 49 b Abs. 5 BRAO kann einen Scha-

denersatzanspruch des Mandanten

gegen den Rechtsanwalt gemäß §

280 Abs. 1 BGB begründen. (Leitsatz

des Bearbeiters)

Der Rechtsstreit um den Schadener-
satzanspruch eines Mandanten gegen
einen Rechtsanwalt wegen unterlasse-
nem Hinweis gemäß § 49 b Abs. 5
BRAO (siehe Berliner Anwaltsblatt, Heft
3/2007, Seite 93) passierte inzwischen
die Berufungsinstanz beim Landgericht
Berlin. In der Sache änderte sich am Er-
gebnis nichts, die Begründung des Ur-
teils lässt jedoch aufmerken. Zwar wies
das Landgericht die Berufung zurück,
betonte aber, dass die Verletzung der

Hinweispflicht sehr wohl einen Scha-
denersatzanspruch für den Mandanten
auslösen könne. 

Entgegen der Ansicht des Amtsgerichts,
so das LG, sei die Verletzung der in §
49b Abs. 5 BRAO normierten Hinweis-
pflicht grundsätzlich geeignet, einen
Schadensersatzanspruch gemäß § 280
Abs. 1 BGB wegen Verletzung einer
Aufklärungspflicht zu begründen. Rich-
tig sei, dass die Berufspflichten der
BRAO grundsätzlich nur disziplinar-
rechtlicher Natur seien. Dienen sie aber
dem Schutz von Individualinteressen,
kämen sie auch als Rechtsgrundlage für
Schadenersatzansprüche in Betracht. 
§ 49 b Abs. 5 BRAO diene solchen Inter-
essen, weswegen die sich aus dieser
Norm ergebende Hinweispflicht still-
schweigend vereinbarter Vertragsinhalt
zwischen Mandant und Anwalt würde.
Allerdings müsse ein kausaler Schaden
vorliegen, den das Landgericht in die-
sem Fall nicht sah. Die Pflicht des An-
walts beziehe sich ausschließlich dar-
auf, den Mandanten auf die Berech-
nungsart „Gegenstandswert“ hinzuwei-
sen. Über die konkrete Höhe der Kosten
müsse der Anwalt jedenfalls nicht
gemäß § 49 b Abs. 5 BRAO aufklären.
Eine diesbezügliche Pflicht bestünde
nur bei einer für den Anwalt erkennba-
ren offensichtlichen Fehlvorstellung des
Mandanten über die Höhe der Kosten.
Da der Mandant im Vorfeld außerge-
richtlich einen Mahnbescheid selbst be-
antragt hat und er erst nach außerge-
richtlicher Mahnung, aus der sich auch
die Art der Berechnung und die Kosten
ergaben, Klageauftrag erteilte, sei ihm
schon bekannt gewesen, dass sich die
Höhe auch der anwaltlichen Gebühren
nach dem Gegenstandswert richtet.
Zwischen dem unterlassenen Hinweis
des Anwalts und dem Schaden des
Mandanten sei deshalb kein Kausalzu-
sammenhang gegeben, da der Mandant
auch ohne Hinweis des Rechtsanwalts
Kenntnis von der Art der Berechnung
anwaltlicher Gebühren hatte.

Der Bundesgerichtshof hat erst kürzlich
in einem ähnlich gelagerten Fall ent-
schieden und auch hier einen Schaden-
ersatzanspruch wegen Verletzung der

Urteile
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Urteile
und andere 
Entscheidungen

Die Rubrik wird betreut 
von Eike Böttcher 
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Hinweispflicht aus § 49 b Abs. 5 BRAO
dem Grunde nach bejaht (Urteil von
07.05.2007 - Az.: IX ZR 89/06). Jedoch
scheiterte der Anspruch auch hier an
der nicht ausreichend dargelegten Kau-
salität zwischen Pflichtverletzung und
Schaden.

LG Berlin, Urteil vom 07.06.2007 – Az.:
51 S 42/07

(eingesandt von 
RA Oliver Wiehring, Berlin) 

Zwei Pauschalen
für’s Telefonieren

Bei einem Bußgeldverfahren vor der

Verwaltungsbehörde und einem sich

anschließenden Verfahren vor dem

Amtsgericht fällt für jedes Verfahren

eine gesonderte Pauschale nach Nr.

7002 VV RVG an. (Leitsatz des Bear-

beiters)

Ein Rechtsanwalt vertrat seinen Man-
danten in einem Bußgeldverfahren so-
wohl vor der Verwaltungsbehörde als
auch in dem sich daran anschließenden
Verfahren vor dem Amtsgericht. Nach
Abschluss dieser Angelegenheit bean-
tragte er die Festsetzung seiner Kosten.
In dem daraufhin ergangenen Kostenbe-
scheid wurde auch eine Pauschale für
Telekommunikationsdienstleistungen
berücksichtigt. Gleichwohl beantragte
der Rechtsanwalt die Festsetzung einer
zusätzlichen Post- und Telekommunika-
tionspauschale. Begründung hierfür: Die

Verfahren vor dem Amtsgericht und der
Bußgeldbehörde seien zwei unter-
schiedliche Angelegenheiten. Sein An-
trag wurde jedoch zurückgewiesen. Das
zuständige Amtsgericht hielt es für rech-
tens, beide Sachen als eine Angelegen-
heit zu betrachten. Die sofortige Erin-
nern verhalf dem Anwalt aber zu seiner
zweiten Telekommunikationspauschale.
Das RVG spricht im Gebührentatbe-
stand Nr. 7002 VV davon, dass die Pau-
schale „in jeder Angelegenheit“ gefor-
dert werden kann. Zwar gebe das Ge-
setz keine verlässliche Auskunft darü-
ber, ob die Verfahren vor der
Bußgeldbehörde und das sich ansch-
ließende Verfahren vor dem Amtsgericht
eigenständige Sachen seien. Nach An-
sicht des Amtsgerichts gibt es aber
genügend Anhaltspunkte dafür, beide
Verfahren als jeweils eine Angelegenheit
zu sehen. Im Vergütungsverzeichnis des
RVG seien beide Angelegenheit in un-
terschiedlichen Abschnitten aufgeführt.
§ 17 I RVG bestimme, dass u.a. Verwal-
tungsverfahren und Gerichtsverfahren
eigene Angelegenheiten seien. Zwar
gelte dies nicht ausdrücklich für das
Bußgeldverfahren. Gründe, die einer
Einbeziehung des Bußgeldverfahrens
entgegenstehen, seien aber nicht er-
sichtlich. Darüber hinaus sei die Sach-
lage hier anders als bei strafrechtlichen
Ermittlungsverfahren und Gerichtsver-
fahren. Dort seien beide Verfahren eine
Angelegenheit, da das strafrechtliche
Ermittlungsverfahren eine zwingende
Vorstufe zum Gerichtsverfahren ist. Im
Gegensatz dazu soll das Bußgeldver-

fahren vor der Verwaltungsbehörde die
Sache abschließen und nach Möglich-
keit ein Gerichtsverfahren ersparen.
Darüber hinaus könne aber nicht mit
§ 17 RVG argumentiert werden. Dort
sind die Verfahren, die als eine Angele-
genheit zu bewerten sind aufgezählt.
Hier seien abschließend nur Zweifels-
fälle aufgelistet worden. Dass das Buß-
geldverfahren hier fehlt, könne darauf
schließen lassen, das der Gesetzgeber
es unzweifelhaft als eine eigene Angele-
genheit angesehen habe. 

AG Nauen, Beschluss vom 10.05.2007 –
Az.: 34 OWi 481 Js 20950/05 (430/05)

(eingesandt von 
RA Gregor Samimi, Berlin)

Führerschein 
trotz mangelhafter 

Fahrschule 
Allein die Möglichkeit des Bestehens

erheblicher Defizite im Bereich des

theoretischen Wissens rechtfertigt

noch nicht die Entziehung der Fahrer-

laubnis. (Leitsatz des Bearbeiters)

Prüflinge einer bestimmten Berliner
Fahrschule bekommen seit einiger Zeit
Post von der zuständigen Verwaltungs-
behörde, die ihnen den Führerschein
entziehen will. Grund dafür sind straf-
rechtliche Ermittlungen wegen Manipu-
lationen bei der Erlangung des Führer-
scheins. Das Verwaltungsgericht Berlin
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hat jetzt in einem Verfahren des einst-
weiligen Rechtsschutzes eine erste Ent-
scheidung getroffen. In dem Fall ging es
um einen Prüfling, der in der besagten
Fahrschule vor rund drei Jahren seine
Fahrprüfung abgelegt hatte. Die Verwal-
tungsbehörde entzog ihm den Führer-
schein, da der Verkehrsteilnehmer der
Aufforderung, ein Gutachten eines
Sachverständigen über seine Befähi-
gung zum Führen eines Kfz vorzulegen,
nicht nachkam. Nach Darstellung des
Autofahrers tat er dies deshalb nicht,
weil seine Prüfung schon drei Jahre
zurück lag, die Vorwürfe über Manipula-
tionen in der Fahrschule aber erst später
aufkamen. Aus der Fahrschulakte eines
anderen verwaltungsgerichtlichen Ver-
fahrens ergaben sich jedoch Mängelbe-
richte der zuständigen Behörde über die
Fahrschule, die bereits aus dem Jahr
2001 stammen. Allerdings ergriff die
Behörde bis ins Jahr 2006 keine Maß-
nahmen gegen die Fahrschule. Im Ver-
fahren des einstweiligen Rechts-
schutzes stellte das Verwaltungsgericht
die aufschiebende Wirkung des einge-
legten Widerspruchs wieder her. Das
Gericht führte aus, dass nicht schon die
Möglichkeit des Bestehens erheblicher
Defizite im Bereich des theoretischen
Wissens die Entziehung der Fahrerlaub-
nis rechtfertige. Vielmehr müsse die
mangelnde Befähigung zum Führen ei-
nes Kfz „erwiesen“ sein. Gleichwohl
könne auf eine mangelnde Befähigung
geschlossen werden, wenn der Betrof-
fene zum Beispiel ein rechtmäßig ange-
fordertes Gutachten über seine Befähi-
gung nicht beibringt. Allerdings müssten

dann erst einmal Tatsachen vorliegen
bzw. aktenkundig sein, die die Anforde-
rung eines solchen Gutachtens rechtfer-
tigten. Die Vorgänge um die besagte
Fahrschule seien nicht offenkundig im
Sinne des § 291 ZPO, so dass sie weder
eines Beweises noch einer Aktennotiz
bedürften. Die Behörde habe im Verwal-
tungsverfahren nur ungenau mitgeteilt,
dass ihr im Zuge strafrechtlicher Ermitt-
lungen bekannt geworden sei, dass es
bei der Ausbildung in der Fahrschule
Mängel gebe. Dies reiche aber für die
Gutachtenanforderung mit der entspre-
chenden Konsequenz der Fahrerlaubni-
sentziehung nicht aus. Die Behörde
selbst habe zwar in der Fahrschulakte
Mängel bei der Ausbildung vermerkt, sei
aber nicht gegen die Fahrschule tätig
geworden. Die Ermittlungsergebnisse
der Staatsanwaltschaft seien dem Ge-
richt nicht bekannt. Im Übrigen habe der
Verkehrsteilnehmer auch die Probezeit
ohne Auffälligkeiten überstanden. Unter
all diesen Gesichtspunkten überwiege
sein Interesse an der aufschiebenden
Wirkung das Vollziehungsinteresse. Die
Verkehrssicherheit sei unter diesen Um-
ständen nicht stärker gefährdet als
durch andere Kraftfahrer.

VG Berlin, Beschluss vom 14.05.2007 –
Az.: VG 4 A 166.07

(eingesandt von 
RA Roman Becker, Berlin)

Anmerkung:

Das Verwaltungsgericht hat ganz klar
entschieden, dass die bloße Möglichkeit

der Fahrungeeig-
netheit für die aus-
gesprochenen
Maßnahmen nicht
ausreicht. Die ge-
setzliche Grund-
lage für die Maß-
nahmen der Füh-
rerscheinbehörde
setzt eine „erwie-
sene“ Ungeeignet-
heit aus, und nicht
nur die Möglichkeit
der Ungeeignet-
heit. Eine ähnliche
Entscheidung hat

die 11. Kammer des Verwaltungsge-
richts am 21. Mai 2007 getroffen (Az: VG
11 A 332.07). Dort wurde die Entziehung
der Fahrerlaubnis bei gleichgelagertem
Sachverhalt als „gegenwärtig“ rechts-
widrig angesehen. Der 11. Kammer lag –
anders als der 4. Kammer – die Ankla-
geschrift aus dem Strafverfahren gegen
den Fahrschulinhaber und den TÜV-
Prüfer F. vor. Diese bezog sich auf Ma-
nipulationen aus dem Zeitraum vom 31.
Mai 2005 bis zum 12. September 2006.
Dass es konkrete Manipulationen zwi-
schen der Fahrschule Mobil II (gleicher
Inhaber wie Fahrschule Firat) und Prü-
fern des TÜV in dem Zeitraum, in dem
die dortige Antragstellerin ihre Prüfung
ablegte, habe die Führerscheinbehörde
nicht nachgewiesen. Insoweit habe die
Behörde lediglich pauschal den Vorwurf
erhoben, in den Fahrschulen des Hasan
T.  habe zu keiner Zeit eine ordnungs-
gemäße Ausbildung von Fahrschülern
stattgefunden. Ebenfalls stellt das Ge-
richt darauf ab, dass die Antragstellerin
seit dem Erwerb der Fahrerlaubnis ver-
kehrsrechtlich nicht in Erscheinung ge-
treten ist, was möglicherweise Rück-
schlüsse auf ihre Eignung zugelassen
hätte.

Der Leiter des Referats Fahrerlaubnisse
teilte zu den Entscheidungen des VG
Berlin mit, dass die Behörde seit kurzem
Zugang zu den Asservaten des LKAs
habe und dort hinsichtlich des betroffe-
nen Personenkreises konkret nach Na-
men und Anhaltspunkten für Manipula-
tionen suchen könne. Im Fall der Ent-
scheidung der 4. Kammer sei man we-
nige Tage nach dem Beschluss fündig
geworden, so dass der Vorwurf der Ma-
nipulation belegt werden könne. Für die
weitere Verfahrenspraxis ergebe sich
Folgendes: Es werden auch weiterhin
alle Fahrerlaubnisinhaber, die in den be-
treffenden Fahrschulen ausgebildet
und/oder bei den betroffenen Prüfern
Prüfungen abgelegt haben, aufgefor-
dert, ein Gutachten zur Bestätigung ih-
rer Kraftfahreignung beizubringen. Wird
das Gutachten nicht vorgelegt, wird die
Behörde sodann mit den neu eröffneten
Möglichkeiten weiter prüfen, ob sich der
Manipulationsverdacht belegen lässt. Ist
dies nicht möglich, wird die Sache nicht
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weiterverfolgt. Andernfalls wird die Fah-
rerlaubnis entzogen. In den laufenden
Verfahren wird die Behörde ebenfalls
versuchen, die Manipulation nachzuwei-
sen. Sollte dies nicht möglich sein, wird
sie gegebenenfalls im Widerspruchsver-
fahren die Anordnung zurücknehmen.

Eine Hauptsachenentscheidung des VG
Berlin steht noch aus.

Rechtsanwalt Roman Becker, 
FA für Verkehrsrecht und Sprecher des

AK Verkehrsrecht des BAV

WEG-Novelle ist
zum 1. Juli 2007 in

Kraft getreten
Zum 1. Juli 2007 ist die Novelle des
Wohnungseigentumsgesetzes in Kraft
getreten. Das Gesetz soll die Verwal-
tung von Eigentumswohnungen verein-
fachen und verweist das Gerichtsver-
fahren in Wohnungseigentumssachen
jetzt an die Zivilgerichte. 

Im Einzelnen wurden folgende Neurege-
lungen getroffen: 

1. Zivilgerichte zuständig

Künftig richtet sich das Verfahren in
Wohnungseigentumssachen nach der
Zivilprozessordnung (ZPO) und nicht
mehr wie bisher nach dem Gesetz über
die freiwillige Gerichtsbarkeit (FGG). Das
FGG-Verfahren ist häufig aufwändiger
als das der ZPO. Die Zuweisung von
WEG-Sachen zur Freiwilligen Gerichts-
barkeit war nicht länger gerechtfertigt,
da sich der Gegenstand von dem eines
normalen Zivilprozesses nicht unter-
scheidet.

2. Mehrheitsenscheidungen möglich

Das neue Gesetz lässt verstärkt Mehr-
heitsentscheidungen der Wohnungsei-
gentümer zu:

Die Wohnungseigentümer können künf-
tig beispielsweise durch Mehrheitsent-
scheidung über die Verteilung von Be-
triebs- und Verwaltungskosten ent-
scheiden. Sie können dabei etwa einen
Maßstab zugrunde legen, der sich am
individuellen Verbrauch orientiert. Hat
das Haus z.B. einen Fahrstuhl, können
die Wohnungseigentümer über die Ver-
teilung der Kosten für Strom und War-
tung künftig mit einfacher Mehrheit der
(in der Wohneigentümerversammlung
anwesenden) Miteigentümer be-
schließen. Liegt etwa im 4. Stock eine
häufig besuchte Arztpraxis, können die
Miteigentümer das bei der Entschei-
dung über die Verteilung der Kosten
berücksichtigen. Bislang konnte eine
andere Kostenverteilung als nach Mitei-
gentumsanteilen
nur einstimmig
beschlossen wer-
den, es sei denn,
die Wohnungsei-
gentümer hatten
in der Gemein-
schaftsordnung
etwas anderes
vereinbart.

Die Wohnungsei-
gentümer können
ferner bei der Um-
lage von Kosten
für eine Instand-
haltungs- oder
Baumaßnahme in
einem konkreten
Fall (z.B. Sanie-
rung der Tiefga-
rage) von der ge-
setzlichen Vertei-
lung nach Mitei-
gentumsanteilen
bzw. der Rege-
lung der Gemein-
schaftsordnung
abweichen und
einen für diesen
Fall passenden
Maßstab wählen.

Dazu braucht es eine Mehrheit von min-
destens 3/4 aller stimmberechtigten Woh-
nungseigentümer, die mehr als 1/2 der
Miteigentumsanteile halten (doppelt
qualifizierte Mehrheit). Dies soll zu ge-
rechteren Ergebnissen führen, da es für
die Kostentragung künftig auf den Nut-
zen für die einzelnen Miteigentümer an-
kommt. Bislang konnten Kosten für In-
standhaltungsmaßnahmen nur nach
Miteigentumsanteilen bzw. nach dem
Maßstab der Gemeinschaftsordnung
verteilt werden. Die Kosten für Baumaß-
nahmen mussten nur diejenigen Mitei-
gentümer tragen, die der Maßnahme zu-
gestimmt hatten.

Qualifizierte Mehrheitsentscheidungen
sind auch möglich, wenn die Woh-
nungseigentümer ihr gemeinschaftli-
ches Eigentum modernisieren oder an
den Stand der Technik anpassen wol-
len, etwa durch den Einbau eines Fahr-
stuhls oder durch Maßnahmen zur Ener-
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gieeinsparung und Schadstoffreduzie-
rung. Auch für diese Modernisierungs-
maßnahmen war bisher in aller Regel
Einstimmigkeit erforderlich. Das hat ins-
besondere in älteren Wohnanlagen für
Unsicherheit gesorgt und häufig zu ei-
nem Modernisierungsstau geführt.

3. Bessere Information 

über Mitgliederbeschlüsse

Die Novelle verbessert die Informations-
möglichkeiten über den Inhalt der aktu-
ellen Beschlüsse der Gemeinschaft.
Dazu wird eine Beschluss-Sammlung
beim Verwalter eingeführt. Das kommt
insbesondere Erwerbern von Woh-
nungseigentum zu Gute, die sich besser
Klarheit darüber verschaffen können,
welche Rechte und Pflichten auf sie zu-
kommen.

4. Klare Rechtsverhältnisse 

nach innen und außen

Die rechtlichen Verhältnisse zwischen
der Gemeinschaft der Wohnungsei-
gentümer, den Wohnungseigentümern
und den Gläubigern der Gemeinschaft
werden klarer geregelt. Nach der neue-
sten Rechtsprechung des Bundesge-
richtshofs ist die Gemeinschaft der
Wohnungseigentümer im Rahmen der
Verwaltung des gemeinschaftlichen Ei-
gentums eine rechtsfähige GbR. Diese
Rechtsprechung hat in manchem Punkt
Klarheit geschaffen und einiges verein-
facht, aber auch eine Vielzahl von Folge-
problemen entstehen lassen. Die WEG-
Novelle trägt der Entscheidung des
Bundesgerichtshofs Rechnung und gibt
der Praxis gleichzeitig die nötige Klar-
heit. Das betrifft vor allem die Frage der
Haftung der einzelnen Wohnungsei-
gentümer für Forderungen gegen die
Gemeinschaft. Die Außenhaftung der
Wohnungseigentümer bleibt erhalten,
wird aber auf ihren Miteigentumsanteil
begrenzt. Damit zahlt jeder Miteigentü-
mer im Außenverhältnis das, was er im
Innenverhältnis auch den anderen Mitei-
gentümern schuldet. So bleibt die Höhe
der Außenhaftung für ihn berechenbar.
Beträgt zum Beispiel der Miteigen-
tumsanteil 1/10, so haftet dieser Ei-
gentümer bei einer Handwerkerrech-
nung von 1.000 EUR auf 100 EUR.

5. Vorrecht in der 

Zwangsversteigerung

Schließlich gibt es für sog. Hausgeldfor-
derungen der Wohnungseigentümer
künftig ein begrenztes Vorrecht vor
Grundpfandrechten in der Zwangsver-
steigerung. Dadurch wird die Stellung
der Wohnungseigentümer gestärkt,
wenn sie Forderungen gegenüber einem
zahlungsunfähigen oder –unwilligen
Wohnungseigentümer geltend machen. 

Am 27. September findet im DAV-Haus
in der Littenstraße 11 ein Seminar zum
Thema statt, welches die Rechtsände-
rungen durch die WEG-Reform im Ein-
zelnen vorstellen wird. Alle Teilnehmer
erhalten zudem ein Exemplar des Buchs
"Das neue WEG-Recht" von Prof. Dr.
Stefan Hügel und Dr. Oliver Elzer. An-
meldungen sind über den Berliner An-
waltsverein unter service@berliner-an-
waltsverein.de" möglich.

T. Vetter,  
mit Pressemitteilung des BMJ 

Welche 
Pflichtangaben sind
im elektronischen
Geschäftsverkehr

nötig?
Thomas Vetter

Am 22. Mai 2007
ist die neue Ge-
werbeordnung
in Kraft getreten.
Seitdem gelten
neue Vorschrif-
ten für die
Pflichtangaben
auf Geschäfts-
briefen für alle
Gewerbetrei-
benden, auf die die GewO anwendbar
ist. Danach ist auf allen Geschäftsbrie-
fen die Angabe des Familiennamens,
mindestens eines ausgeschriebenen
Vornamens und - insoweit neu -  einer
ladungsfähigen Anschrift erforderlich (§
15 b GewO). Bei Nichtbeachtung dro-

hen Bußgelder von bis zu 1.000 EUR (§
146 III GewO). Unwirksam wird eine Er-
klärung dadurch nicht, da es sich ledig-
lich um eine Ordnungs- und nicht um
eine Formvorschrift handelt. Entbehrlich
sind die Angaben, wenn es sich um
bloße Mitteilungen oder Nachrichten im
Rahmen von bestehenden Geschäfts-
beziehungen handelt, für die üblicher-
weise Vordrucke verwendet werden.
Dies gilt allerdings nicht für Bestell-
scheine. Auch die unternehmensinterne
Korrespondenz ist nicht betroffen, da
unter einem Geschäftsbrief nur eine
nach außen gerichtete geschäftliche
Mitteilung zu verstehen ist. 

Zwar erwähnt die Neuregelung ge-
schäftliche E-Mails nicht ausdrücklich,
doch herrscht Einigkeit, dass auch 
E-Mails zu den „Geschäftsbriefen“
zählen. Bestätigt wird diese Einschät-
zung auch durch die jüngste Änderung
der entsprechenden Vorschriften für
eingetragene Kaufleute und im Handels-
register eingetragene Unternehmen.
Denn bereits zum 1. Januar waren die
diesbezüglichen Normen des GmbHG,
des HGB und des AktG  durch das Ge-
setz über das elektronische Handelsre-
gister und Genossenschaftsregister so-
wie das Unternehmensregister (EHUG)
geändert worden. Durch die Einfügung
der Formulierung „gleichviel welcher
Form“ hinter „Geschäftsbriefen“ wurde
klargestellt, dass auch E-Mails als Ge-
schäftsbriefe anzusehen sind. Ernstlich
in Zweifel gezogen wurde dies aber
auch vor der gesetzgeberischen Klar-
stellung nicht. Vielmehr ging die herr-
schende Meinung auch bislang nahezu
einhellig davon aus, dass die E-Mail
ebenso wie ein klassischer Brief oder
ein Telefax als Geschäftsbrief anzuse-
hen ist. Die Gesetzesbegründung hat
die EU-Publizitätsrichtlinie deshalb zum
Anlass genommen, eine einheitliche Re-
gelung für Personen, Personengesell-
schaften und Kapitalgesellschaften zu
treffen und auf unterschiedliche Stan-
dards zu verzichten. 

Die erweiterten Informationspflichten
gelten somit für eingetragene Einzel-
kaufleute (§ 37 a HGB), eingetragene
Personengesellschaften nach dem HGB
(§§ 125a, 177a HGB), Kapitalgesell-
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schaften (§§ 35 a GmbHG, 80 AktG),
Partnerschaftsgesellschaften (§ 7 Abs. 5
PartGG), Genossenschaften (§ 25 a Ge-
nossenschaftsG) und seit Ende Mai nun
auch für (Einzel-) Unternehmer, auf wel-
che § 15 b GewO anzuwenden ist. Nicht
betroffen sind dagegen bislang Freibe-
rufler und BGB-Gesellschaften, soweit
nicht die GewO und damit § 15 b ein-
schlägig  ist. Dies ist insbesondere von
Bedeutung für freiberufliche Anwältin-
nen und Anwälte sowie Bürogemein-
schaften und Sozietäten in der Form der
Gesellschaft bürgerlichen Rechts, da für
Rechtsanwälte und Notare die GewO
nicht gilt (vgl. § 6 GewO). Doch gelten
hier besondere berufsrechtliche Rege-
lungen (z.B. § 10 BORA). Hinzu kommt,
dass in der anwaltlichen Korrespondenz
mit Mandant, Gegner und - soweit mög-
lich - Gericht, die jeweilige Mail nur ver-
schlüsselt versandt werden sollte (siehe
dazu den Beitrag von RA Ehrig im Kam-
merton).

Neben den Angaben zu Person und
Firma müssen E-Mails die jeweilige
Rechtsform, den Ort der Niederlassung
bzw. den Sitz der Gesellschaft, das zu-
ständige Registergericht sowie die Han-
delsregisternummer und je nach
Rechtsform Geschäftsführer, Vorstände
und Aufsichtsratsvorsitzende enthalten.
Lediglich Kleingewerbetreibende dürfen
sich mit Vor- und Familiennamen sowie
ladungsfähiger Anschrift begnügen. Die
Angabe einer Telefon- oder Faxnummer
ist nicht erforderlich.

Diese Angaben gehören grundsätzlich in
alle E-Mails, die „an einen bestimmten
Empfänger gerichtet“ sind. Entbehrlich
sind sie im Umkehrschluss bei solchen
Schreiben, die an einen unbestimmten
oder nur durch Gruppenmerkmale be-
stimmten Personenkreis gerichtet sind.
Umstritten ist, wie bei Newslettern, die
per E-Mail an einen i.d.R. großen Vertei-
ler gehen, zu verfahren ist. Denn eine E-
Mail ist - anders als etwa ein Rund-
schreiben - letztendlich immer an einen
bestimmten Adressaten gerichtet, sonst
kommt sie nicht an. Wer auf Nummer si-
cher gehen will, fügt die genannten An-
gaben bis zur endgültigen Klärung da-
her besser auch solchen Newsletter-
Mails bei. Und zwar nicht in Form einer

sog. „Visitenkarte“, die etwa als .vcf-Da-
tei in der Anlage angehängt wird, auch
nicht als Link auf die unternehmensei-
gene Website, sondern in die E-Mail-
Signatur am Ende der Mail. Denn es
muss sichergestellt sein, dass der Emp-
fänger die Angaben deutlich lesbar vor
Augen hat, was nicht der Fall ist, wenn
er z.B. die Anlage nicht öffnen kann. Bei
den gängigen E-Mail-Programmen wie
etwa Outlook ist die Einrichtung einer
solchen „Signatur“, die nichts mit der
„elektronischen Signatur“ gem. § 126 a
BGB zu tun hat, ohne großen Aufwand
möglich. Da ist die Änderung sämtlicher
Briefbögen, die bei vielen Anwälten spä-
testens zum Jahresende aus Anlass der
BRAO-Novelle ins Haus steht (Stich-
wort: Wegfall der KG Zulassung), schon
weitaus ärgerlicher.

Umstritten ist, ob die Nichtbefolgung
der Informationspflichten wettbewerbs-
rechtliche Abmahnungen oder Unterlas-
sungsansprüche rechtfertigt. Zwar han-
delt es sich bei den genannten Vor-
schriften wohl um solche mit marktver-
haltensregelnder Funktion i.S.v. § 4 Nr.
11 UWG, da sie dem jeweiligen Ge-
schäftspartner die Einholung von wichti-
gen Informationen, wie etwa Register-
auszügen (Handelsregisternummer),
Haftungsmasse (Rechtsform) oder Ge-
richtsstand (Sitz) ermöglichen soll.  Je-
doch wird es sich in den meisten Fällen
um einen Bagatellverstoß i.S.v. § 3
UWG handeln, wenn nicht gezielt Anga-
ben vorenthalten werden sollen, um an-
dere zu täuschen.

Die unternehmensseitig verwendeten
Signaturen sollten in regelmäßigen Ab-
ständen überprüft und ggfs. aktualisiert
werden, um Rechtsscheinstatbestände
(ausgeschiedener Geschäftsführer, feh-
lende Angabe der Geschäftsführung)
und mögliche Haftungsgefahren auszu-
schließen. Das allgemeine Bedürfnis
nach einer rechtssicheren Signatur zum
Schutz vor Abmahnungen (und sei es
unberechtigten) oder Buß- bzw. Zwangs-
geldern machen sich bereits einige
Kanzleien zunutze und bieten ihren (po-
tenziellen) Mandanten einen kostenlo-
sen „Pflichtangaben-Assistenten“ im In-
ternet an. Entsprechende Muster sind

aber auch über die Industrie- und Han-
delskammern zu erhalten.

Die E-Mail setzt sich in der geschäftli-
chen Korrespondenz wie im Rechtsver-
kehr immer mehr durch. Sie wird bald
das nonverbale Standardkommunikati-
onsmittel schlechthin darstellen. Dem
trägt die Ausweitung der Informations-
pflichten auf den E-Mail-Verkehr nun
Rechnung. Nicht mehr und nicht weni-
ger.

Der Autor ist Mitglied der Redaktion

Gebühren-
vereinbarungen mit 
der Rechtsschutz-

versicherung
Alexander Dauer

Gebührenverein-
barungen mit
Rechtsschutz-
versicherungen
sind eine feine
Sache. Im
Rechtsschutz-
versicherungs-
deutsch heißen
diese Vereinba-
rungen regel-
mäßig „Rationalisierungsvereinbarun-
gen“. Rational deswegen, weil man kein
RVG mehr braucht. Alles ist ganz ein-
fach, für Buß- und Strafsachen gibt es
übersichtliche Gebührentatbestände,
Alles wird zusammengefasst, der Ge-
bührenrahmen im außergerichtlichen Ver-
fahren auf 0,8-1,1 „eingefroren“, für eine
Beratung kann man schnell mal 60 €,
bei manchen Versicherern auch 80 €
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verdienen. Die Sache ist so schick, dass
der Anwalt das Gütesiegel „Vertrauens-
anwalt“ oder „Partneranwalt“ erhält. Da-
mit kann man beim Mandanten großen
Eindruck machen, denn man ist nicht
nur Fachanwalt sondern auch Vertrau-
ensanwalt der Versicherung. Außerdem
verspricht der Rechtsschutzversicherer
ganz fest, dass er an den Rationalisie-
rungsanwalt denkt. Man wird in Daten-
banken eingepflegt. Da liegt man nun
mit seiner Würde und wartet und wartet
… auf den Mandanten, der gerade bei
dieser Rechtsschutzversicherung versi-
chert ist. Bingo, werden Sie jetzt sagen. 

Das Sekretariat kündigt mir den
„Neuen“ als Rationalisierungsmandan-
ten an. Erwartungsvoll gehe ich in die
Besprechung, trotz Sommerhitze binde
ich mir sogar einen Schlips um. Die
Mandantendaten werden eingepflegt,
die Versicherungsnummer des Rationa-
lisierungsmandanten eingegeben und
es folgt die für mich spannende Frage:
Was hat Sie zu uns geführt? Was für
eine Frage, denke ich noch, ohne genau
auf die Antwort zu warten. Natürlich ist

er von der Rechtsschutzversicherung
geschickt worden. Fast taub, denn ich
befinde mich in einem Zustand höch-
sten Glücks, höre ich ganz aus der
Ferne die Worte:  Mein Kollege hat mir
gesagt, dass Sie ein guter Anwalt sind.
Kein Wort von Empfehlung der Rechts-
schutzversicherung. Mein Sekretariat
muss da was falsch verstanden haben
… 

So werden Monate zu Jahren. Die Ra-
tionalisierungsrechtsschutzversicherung
hat mir auch ein paar Rationalisierungs-
mandanten geschickt. Alle Mandate,
egal ob geschickt oder nicht geschickt
werden im Sinne des Versicherers nach
der Rationalisierungsvereinbarung ab-
gerechnet, sprich bis zu 60 % unterhalb
der Mittelgebühr. 

Kollege Dr. Hubert W. van Bühren, Vor-
sitzender der DAV-Arbeitsgemeinschaft
Versicherungsrecht, hat das Problem
sehr prägnant auf den Punkt gebracht:
„Der Anwalt sollte das Vertrauen seiner
Mandanten genießen und nicht das der
Rechtschutzversicherer“. Rückblickend
muss ich feststellen, dass die Rationali-
sierungsvereinbarungen praktisch aus-
schließlich zu Lasten des Anwaltes ge-
hen. Anwälte, die sowieso keine Man-
danten in ihren Räumen begrüßen kön-
nen, sollten die Vereinbarung
unterschreiben. Die Vereinbarung gibt
ungemein viel Halt, man kann wenig-
stens von der Hoffnung leben, dass viel-
leicht mal ein potentieller Mandant ge-
schickt wird. 

Ich habe die Vereinbarungen alle gekün-
digt, denn die Mandanten kommen so-
wieso. Es gibt auch ein Leben nach der
Rationalisierungsvereinbarung: Advo-
Card und LVM sind fair geblieben und
rechnen im Großen und Ganzen nach
der Mittelgebühr ab. Die ARAG rechnete
noch Monate nach der Kündigung nach
der Rationalisierungsvereinbarung ab.
Ein Hinweis auf der Rechnung, dass wir
nicht mehr nach der Vereinbarung ab-
rechnen, und die Vereinbarung gekün-
digt haben, wurde mit konsequenten
Nichtwissen ignoriert. Das Problem
habe ich zwischenzeitlich gelöst: Nur
soviel: Ich bin nicht mehr in der Daten-
bank. 

Die D.A.S./Hamburg-Mannheimer kürzt
meine Gebühren jetzt auf einem Niveau
unterhalb der Gebührenvereinbarung.
Ich werde das Problem demnächst lö-
sen – Wir haben unser Personal aufge-
stockt und arbeiten nach dem Motto:
Gebühren sind einzuziehen, wie sie ent-
stehen.  

Der Autor ist Fachanwalt für 
Verkehrsrecht in Potsdam und Sozius

der Kanzlei DW Partner Rechtsanwälte. 

Leserbriefe
Nochmal zu Herrn Menzel:

Mit großem Vergnügen hatte ich den
Beitrag von Herrn Menzel im Berliner
Anwaltsblatt 2007 S.94 zur Kenntnis ge-
nommen, sprach er mir als fanatischem
Papiersparer und Akten-dünn-Halter
doch aus tiefster Seele. Als ich nun aber
die Zeilen von Herrn RAuN Franke auf S.
181 aaO las, war ich etwas enttäuscht,
weil der Hintersinn in Herrn Menzels
Ausführungen offensichtlich nicht ange-
kommen war. Deswegen möchte ich
noch mal nachlegen:

Unser allseits hochgeschätzter Gesetz-
geber hat in einem Anfall von Weitsicht
im Jahre 1994 den § 24a in die GBV auf-
genommen. Da dieser auch nach nun-
mehr 13 Jahren noch immer in der
Mehrzahl der notariellen Köpfe nicht an-
gekommen ist, sei mir erlaubt, diesen je-
nen einmal dorthinzurufen:

Urkunden oder Abschriften, die nach
§ 10 der Grundbuchordnung bei den
Grundakten aufzubewahren sind,
sollen tunlichst doppelseitig be-
schrieben sein, nur die Eintragungs-
unterlagen enthalten und nur einmal
zu der betreffenden Grundakte ein-
gereicht werden. § 18 der Grund-
buchordnung findet insoweit keine
Anwendung. Das Bundesministe-
rium der Justiz gibt hierzu im Einver-
nehmen mit den Landesjustizverwal-
tungen und der Bundesnotarkammer
Empfehlungen heraus.

Wie Satz 2 der Vorschrift beweist hat
der Anfall von Weitsicht nicht weit ge-
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reicht: Die angekündigten Empfehlun-
gen sind bis heute nicht ergangen. Aber
im hier genannten Kontext genau des-
halb einige Bemerkungen von mir:

Es besteht Einigkeit darüber, dass im
Grundbuchverfahren das formelle Kon-
sensprinzip gilt und darüber hinausge-
hende vertragliche Vereinbarungen der
Parteien nicht zu prüfen sind. Genauso
Einigkeit besteht aber auch darüber,
dass das Grundbuchamt nicht sehen-
den Auges daran mitwirken darf, dass
das Grundbuch unrichtig wird.

Was soll ich als Grundbuchrechtspfle-
ger also tun wenn mir  ein dickes Ver-
tragswerk auf den Tisch flattert, in wel-
chem als einziger grundbuchlich rele-
vanter Vorgang die Bewilligung einer
Auflassungsvormerkung enthalten ist –
und auch nur dieser Antrag gestellt ist?:
Ich muss den ganzen Erguss lesen und
schauen, ob nicht vielleicht irgendwo er-
sichtlich ist, dass der zur Verdinglichung
beantragte Anspruch vielleicht nicht
entstanden ist bzw. entstehen kann,
denn: Legalitätsprinzip!... Und wenn ich
bösgläubig gemacht werde, darf ich –
trotz formellem Konsensprinzip – nicht
mehr eintragen!

Ich denke, mit einiger Fantasie können
Sie, geneigter Leser, den eingeschla-
genen Gedankenweg unschwer weiter
verfolgen und kommen hoffentlich – ge-
nau wie Herr Menzel und ich – zu dem
Ergebnis: wer nicht in das Risiko ge-
schubst wird, etwas übersehen zu ha-
ben, was ihn vielleicht bösgläubig hätte
machen müssen, kann zügiger arbeiten
– und alle wären`s zufrieden!

Und in diesem Sinne noch ein`s drauf:
Alles Lamentieren über pingelige
Rechtspfleger fällt auf die Lamenteure
zurück: Wenn nur eingereicht wird, was
das Grundbuchamt wirklich etwas an-
geht – wie in § 24a GVB normiert ist –
gibt es selten oder nie etwas zu bean-
standen und damit auch keinen Grund
mehr zu wehklagen…

Ach wär das schön!

Michael Glombitza
Grundbuchrechtspfleger beim 

AG Strausberg

Ratenzahlung für
Mandanten

Deutsche Anwaltliche 
Verrechnungsstelle finanziert

Anwaltshonorare 

Die Deutsche Anwaltliche Verrechungs-
stelle AG (AnwVS) bietet Anwälten bzw.
deren Mandanten ein Finanzierungsmo-
dell für das Anwaltshonorar an. Damit
können Mandanten die Anwaltskosten
in Raten abbezahlen. Nach Angaben
des Anbieters besteht auch die Mög-
lichkeit, die Finanzierung zinslos anzu-
bieten.

Mit dem Angebot einer Ratenzahlung
soll anwaltliche Beratung attraktiver und
erschwinglicher werden. Die anwaltliche
Dienstleistung soll damit den Mythos
des Mottos „Anwalt kann ich mir nicht
leisten“ verlieren. Das Honorar be-
kommt der Rechtsanwalt direkt vom An-
bieter der Finanzierung ausgezahlt. Ab-
wicklung und Beitreibung der Finanzie-
rung übernimmt die Verrechnungsstelle.

Die Finanzierung soll ab einer Summe
von 250 EUR möglich sein. Bei bis zu 36
Monatsraten ab 20 EUR beträgt der ef-
fektive Jahreszins für den Mandanten
8,9 Prozent. Für ausgewählte Kund-

schaft darf der Anwalt nach Auskunft
von AnwVS eine Finanzierung von 0,0 %
bei bis zu sechs Monaten Laufzeit und
2,9 % Zinsen bei zwölf Monaten Lauf-
zeit gewähren. 

Ob die Finanzierung jedem Kunden an-
geboten werden darf oder ob, ähnlich
wie bei der Rechtsschutzversicherung,
eine vorherige Deckungszusage erfor-
derlich ist, dürfte für die meisten
Rechtsanwälte von Interesse sein. Auf
der Website des Anbieters werden die
Werbeversprechen „Wir zahlen Ihr Ho-
norar sofort aus. Wir übernehmen das
volle Ausfallrisiko für Sie“ mit einem
Sternchen kommentiert: „*wenn keine
negative Bonität des Mandanten vor-
liegt.“

Eike Böttcher

Kartenzahlungs-
systeme 

für Anwälte
Überall kann man heute mittlerweile „mit
Karte zahlen“. Selbst die Praxisgebühr
ziehen viele Ärzte bargeldlos ein. Nun
sollen EC- und Kreditkarte auch in deut-
schen Anwaltskanzleien Einzug halten.
Die Hans Soldan GmbH bietet in Ko-
operation mit der Postbank Anwälten
ein Kartenzahlungssystem an. Damit
zahlt der Mandant direkt in der Kanzlei
entweder mit der EC-Karte oder mit ei-
ner anderen Kreditkarte. Die Zahlungen
erfolgen auf ein vorher definiertes
Konto. 

Zur Auswahl stehen zwei Pakete. Paket
1 umfasst die Zahlung per Electronic-
Cash (EC-Karte mit PIN) und per elek-
tronischem Lastschrift-Verfahren (EC-
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Karte ohne PIN). Die Laufzeit beträgt 48
Monate. Der Paket-Preis pro Monat liegt
bei 21,95 € plus 0,11 € je Transaktion
und der Abwicklungsgebühren der Kre-
ditinstitute. Bei Paket 2 kann der Man-
dant zusätzlich auch mit MasterCard,
VISA-Card oder American Express be-
zahlen. Die Vertragslaufzeit beträgt
ebenfalls 48 Monate und der Paketpreis
liegt bei 26,95 € pro Monat zuzüglich
Transaktionskosten und Servicegebühr
der Kreditkartenanbieter.

Dafür erhält der Anwalt den konfigurier-
ten Kartenzahlungsterminal Banksys
XENTA innerhalb von rund 10 Tagen
nach Antragstellung. Ebenfalls durch
den Paketpreis abgedeckt sind die Ko-
sten für die Depotwartung (Problemana-
lyse und -lösung durch die Service-Hot-
line), alle anfallenden Telefonkosten und
Verbindungsentgelte für die Transaktio-
nen sowie die Hardware-Miete und alle
Grundgebühren.

Eike Böttcher

Heidel, Thomas (Hrsg.)

Aktienrecht und Kapitalmarktrecht
2. Auflage 2007, 3090 Seiten. In Leinen, 
168 € 

Nomos Verlagsgesellschaft 
ISBN 3-8329-2024-2

Der anzuzeigende Titel in der ersten
Auflage noch als Anwaltkommentar Ak-
tienrecht im Anwaltverlag erschienen
präsentiert sich mit dem Zusatz Kapital-
marktrecht nunmehr als Nomoskom-
mentar im Verlag Nomos. Damit kommt
der mit dem Werk verfolgte Ansatz
deutlich zum Ausdruck, das Aktienrecht
umfassend verstanden als das Gesell-
schafts- und Kapitalmarktrecht der bör-

sennotierten Aktiengesellschaft in einem
Band zu behandeln.

Neben dem AktG werden so auch die
zentralen kapitalmarktrechtlichen Ge-
setze, das BörsG, das WpHG, das Wert-
papierprospektgesetz (WpPG), das
VerkProspG sowie das neue Kapitalan-
leger-Musterverfahrensgesetz (Kap-
MuG) und auf der Schnittstelle der
Rechtsgebiete das WpÜG kommentiert.
Weiter sind kurz kommentiert das Mit-
bestG sowie das SpruchG und Beiträge
führen in das Europäische Gesellschaft-
recht mit einer zusätzlichen Darstellung
der Europäischen Aktiengesellschaft –
Societas Europaea, das Registerrecht,
das Umwandlungsrecht und in einem
zweiten Teil zu Themen der Praxis ne-
ben wirtschaftswissenschaftlichen The-
men in das Kapitalanlagerecht inklusive
Prospekthaftung und die Besteuerung
der AG und der KGaA sowie ihrer Ge-
sellschafter ein.

Das Buch bietet so für den Praktiker
das, was es verspricht. Längst ist das
Kapitalmarktrecht in Deutschland aus
seinem jahrzehntelangen Dornröschen-
schlaf erwacht und zu einem integralen
Bestandteil des Rechts der Aktienge-
sellschaft geworden, eine kompetente
Beratung ohne Kenntnis dieser Materie
nicht mehr möglich. Hier ist der Heidel
sicherer Lotse, sorgt dafür, dass man al-
les in den Blick bekommt und behält.

Mit der ergänzenden Darstellung etwa
des Register- oder des Kapitalanlage-
rechts werden auch diejenigen versorgt,
die nicht primär die börsennotierte Akti-
engesellschaft im Focus haben, sondern
zunächst nur einen ergänzenden Infor-
mationsbedarf für Teilbereiche rund um
die Aktiengesellschaft haben. Das
Mehrangebot kann hier nicht schaden,
wird z.B. für die Frage nach den Sorg-
faltspflichten bei der Anlageberatung ein
sofortiger Zugriff auf die §§ 31f. WpHG
gewährleistet.

Allerdings ist dieser umfassenden Dar-
stellungsweise ein Risiko immanent, die
stetige Aktivität des Gesetzgebers, nicht
zuletzt um die immer neuen Vorgaben
aus Europa umzusetzen. So ist das
EHUG nur im Entwurfsstadium erwähnt

und die nächste Änderung des WpHG
steht auch bereits unmittelbar vor der
Tür. Dies ändert aber nichts daran, dass
der Ansatz des Heidel, umfassend das
gesamte Gesellschafts- und Kapital-
marktrecht in einem Band zu behandeln,
für den Praktiker ein großer Gewinn ist
und sich längst bewährt hat. Er sollte
deshalb auf dem Tisch jedes Aktien-
und Kapitalmarktrechtlers stehen.

Rechtsanwalt Sebastian Barta

Frieser/Sarres/Stückemann/

Tschichoflos (Hrsg.)

Handbuch des 
Fachanwalts Erbrecht – FA ErbR
2., überarbeitete Auflage 2006, 1.500 Seiten,
gebunden, 109,00 EUR

ISBN 978-3-472-06658-3

Mehr als nur ein Lehrbuch für die Fach-
lehrgangsteilnehmer:

Bereits knapp zwei Jahre nach der Ein-
führung des Fachanwalts für Erbrecht
erscheint in der bekannten Reihe der
Fachanwaltshandbücher bei Luchter-
hand das Handbuch in zweiter Auflage.
Es behandelt alle für den Fachanwalt
Erbrecht nachzuweisenden Kenntnisse
im Erbrecht nach § 14f. FAO. Das Werk
ist in der täglichen Praxis nicht nur un-
verzichtbar für Anwälte, die sich im Erb-
recht spezialisiert haben, sondern auch
für Notare, Richter und Rechtspfleger.
Damit steht vor allem dem Praktiker eine
detaillierte, praxis- und lösungsorien-
tierte Darstellung des Erbrechts mit Pra-
xis-Tipps, Musterformulierungen und
Checklisten zur Verfügung, die den
Fächerkanon der FAO komplett ab-
deckt. Es ist auch als Nachschlagewerk
gut geeignet. Behandelt werden u.a.:
Patientenverfügung; Vorsorge- und Pa-
tientenvollmacht mit Muster, Unterneh-
mensvorsorgevollmacht mit Checkliste,
Erbengemeinschaft, Verfügungen unter
Lebenden, Vermögensübergang durch
Testament und Erbvertrag, Verfahrens-
recht, Erbschaftssteuerrecht, Auswir-
kungen letztwilliger Verfügungen unter
Lebenden, Unternehmensnachfolge, In-
ternationales Erbrecht, Stiftungsrecht,
letztwillige Schiedsklauseln, Mediation
im Erbrecht, Steuerrechtliche Probleme
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der Erbauseinandersetzung, Verschwie-
genes Vermögen im Nachlass. Jedes
Kapitel wird abgerundet durch Praxis-
Tipps, Musterformulare und Checkli-
sten. Eine Besonderheit sind die Rich-
ter-Tipps, die aus Sicht des Nachlass-
richters bei der Vermeidung von Fehlern
in den Verfahren helfen. Eingearbeitet
sind neueste Rechtsprechung und Lite-
ratur sowie erweiterte Darstellungen
zum Thema Erbengemeinschaft.

Dr. Eckart Yersin
Rechtsanwalt und Notar

Stefan Hügel / Oliver Elzer

Das neue WEG-Recht
ISBN: 978-3-406-55286-1
Verlag C. H. Beck, 2007
Preis: 28,00 EUR

Zum 1. Juli 2007 trat eine grundlegende
Reform des Wohnungseigentumsrechts
(WEG und einschlägiges Verfahrens-
recht) in Kraft.

Das Werk erläutert mandats- und praxi-
sorientiert die wesentlichen Inhalte der
Reform, die Änderungen gegenüber der
bisherigen Rechtslage und deren kon-
krete Auswirkungen auf die anwaltliche
und notarielle Tätigkeit. Neben den ma-
teriell-rechtlichen Änderungen werden
auch die umfangreichen Neuerungen im
Verfahrensrecht eingehend behandelt.
Es finden sich umfangreiche Erläuterun-
gen zur neuen Beschlusskompetenz ge-
nauso wieder, wie eine genaue Ein-
führung und Darstellung des neuen Haf-
tungssystems. Auch werden die Ände-
rungen, die sich mit der Anwendung der
ZPO auf das Wohnungseigentumsrecht
ergeben, ausführlich dargestellt.

Checklisten und Formulierungsvor-
schläge veranschaulichen die komplexe
Thematik und bieten nützliche Arbeits-
hilfen. So kann sich der Anwalt sicher
sein, keine potentiellen Fehlerquellen zu
übersehen und die jeweils optimale Lö-
sung für seinen Mandanten zu erzielen.

Prof. Stefan Hügel ist Notar in Weimar,
Dr. Oliver Elzer ist als Richter am Kam-
mergericht tätig. Beide Autoren haben
bereits einschlägige Veröffentlichungen

vorzuweisen und garantieren Kompe-
tenz und Praxisbezug. 

Dr. Elzer wird zu diesem Thema in der
Fortbildungsveranstaltung des Berliner
Anwaltsvereins am 27. September 2007
referieren.

Der Band wendet sich an alle im Woh-
nungseigentumsrecht tätigen Rechtsan-
wälte und Notare sowie an Verwalter
und Justitiare.

Stephan Lofing
RA und FA für Miet- und WEG-Recht

Dr. Ulrich Tschöpe (Hrsg.)

Anwalts-Handbuch Arbeitsrecht

5. neu bearbeitete Auflage 2007, 
ISBN: 978-3-504-42037-6
Verlag Dr. Otto Schmidt, Köln
3 212 Seiten Lexikonformat, gbd. inkl.
CD, Preis: 129,00 EUR

Es liegt nunmehr bereits die 5. Auflage
des von Tschöpe herausgegebenen An-
walts-Handbuchs Arbeitsrecht vor. Her-
ausgeber und Autoren haben diese
Neuauflage zum Anlass genommen, die
grundsätzlich bewährte Struktur des
Handbuchs noch einmal zu überprüfen
und in einigen Bereichen Neuerungen
vorzunehmen. So hat beispielsweise die
AGB-Kontrolle von Arbeitsverträgen ih-
rer zunehmenden Bedeutung entspre-
chend eine eigenständige Darstellung
erhalten. Auch die Kapitel zur Teilzeit
und zur Befristung wurden systematisch
neu geordnet. Kleinere Umstellungen
und eine vollständige Neubearbeitung
des allgemeinen Kündigungsschutz-
rechts finden sich im Abschnitt zum
Kündigungsrecht.

Im Übrigen wurde an der bisherigen,
durchweg praxisorientierten Darstel-

lungsweise festgehalten, mit besonders
hervorgehobenen Beispielen, Hinweisen
für die Praxis, Checklisten und Formu-
lierungsmustern.

Die 5. Auflage bringt das Handbuch auf
den aktuellen Stand von Gesetzgebung,
Rechtsprechung und Literatur. Zwei
neue Kapitel zum Allgemeinen Gleich-
behandlungsgesetz sowie zur An-
hörungsrüge berücksichtigen die jüng-
sten gesetzgeberischen Aktivitäten.
Auch das RV-Altersgrenzenanpas-
sungsgesetz wurde im Entwurfstadium
bereits umfassend eingearbeitet, so
dass das Kapitel zum Rentenrecht auf-
grund seiner Aktualität für den Praktiker
von höchstem Nutzen ist.

Dem Werk beigefügt ist wiederum eine
CD, die nicht nur den Text des Hand-
buchs wiedergibt, sondern darüber hin-
aus eine Rechtsprechungsdatenbank
mit gut 6 000 Urteilen im Volltext sowie
den Bestand der wichtigsten arbeits-
rechtlichen Gesetze enthält. Auf Ge-
richtsurteile und Gesetzestexte kann so-
wohl direkt als auch per Link aus dem
Handbuchtext zugegriffen werden.

Wie auch die Vorauflagen ist dieses
Handbuch für Arbeitsrecht ein sehr
guter Begleiter für die tägliche Arbeit, in
dem die neueste Rechtsprechung und
Gesetzgebung im Arbeitsrecht anschau-
lich und ausführlich dargestellt wird.

Stephan Lofing
Rechtsanwalt
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Bürogemeinschaft gesucht
Rechtsanwalt sucht am Standort Potsdam im Rahmen 
einer Bürogemeinschaft zentral gelegenen Büroraum. 
Die Nutzung der Büroinfrastruktur sollte möglich sein. 

Tel. 0177 / 429 11 96

Münchener Rechtsanwaltskanzlei mit kleinem Berliner Büro
bietet jungem Kollegen oder Syndikus 

Domiziliation am Gendarmenmarkt.

Zuschriften unter Chiffre AW 7-8/2007-2 an
CB-Verlag Carl Boldt, Postfach 45 02 07, 12172 Berlin

Wir bieten Kollegen (m/w)

Büroraum

nebst Nutzung des gemeinsamen Besprechungsraums in
unseren repräsentativen Kanzleiräumen am Kurfürstendamm
in Bürogemeinschaft. Bei Bedarf kann die gesamte moderne
Infrastruktur mit genutzt werden. Wir streben eine fachliche
Zusammenarbeit und gegenseitige Unterstüzung an.

Wir freuen uns auf Ihr Interesse und sichern absolute Diskre-
tion bei Kontaktaufnahme zu.

Zuschriften unter Chiffre AW 7-8/2007-9 an
CB-Verlag Carl Boldt, Postfach 45 02 07, 12172 Berlin

Bieten kleineren teilmöblierten Kanzleiraum für nette/n
Kollegin/Kollegen in kollegialer Bürogemeinschaft in Berlin
Mitte, nähe Friedrichstraße. Die Mitbenutzung des Sekreta-
riats ist möglich. Tel. (030) 280 97 936

Zivilrechtlich ausgerichtete Anwaltskanzlei nahe Kurfürsten-
damm bietet ab sofort 1-2 schöne Zimmer (Stuckaltbau) 
zur Untervermietung für Kollegen/-in mit eigenem Mandanten-
stamm. Mitbenutzung von Kanzleieinrichtung und Personal mög-
lich. Telefon (030) 881 40 49

Erfahrener Rechtsanwalt aus westlichem Stadtbezirk
hat Interesse an Übernahme einer Rechtsanwalts-

kanzlei (auch zur Abwicklung). Tel.: (030) 889 27 285, 
Fax: (030) 889 27 286, Mobil: 0173 207 66 37

1 modern möbliertes Rechtsanwaltszimmer (ca. 25 qm)
in Kanzlei im Stuckaltbau-Gartenhaus in der Knesebeck-
straße (zwischen Ku’Damm und Savignyplatz) frei. Ausge-
stattet mit Schreibtisch, Besprechungstisch, Schrank, Tele-
fon und (auf Wunsch) EDV. Mitbenutzung der technischen
Infrastruktur und Telefondienst inkl. Sekretariatsplatz im Ge-
meinschaftsbereich möglich. Tel. (030) 30 10 45 0

Rechtsanwältin sucht freie Mitarbeit /

Teilzeittätigkeit im Sozialrecht / Arbeitsrecht

Telefon 0172 / 598 9468

Rechtsanwalt, Fachanwalt für Insolvenzrecht (47 J.) 
Schwerpunkt Insolvenzverwaltung/Insolvenzberatung sucht

wegen Auflösung der Sozietät Anschluss an 

Bürogemeinschaft / Partnerschaft
mit insolvenz- und wirtschaftsrechtlicher Ausrichtung.

Zuschriften unter Chiffre AW 7-8/2007-10 an
CB-Verlag Carl Boldt, Postfach 45 02 07, 12172 Berlin

Rechtsanwalt sucht Anbindung an bestehende
Kanzlei in Charlottenburg/Wilmersdorf unter 

Benutzung der Infrastruktur

Zuschriften unter Chiffre AW 7-8/2007-7 an
CB-Verlag Carl Boldt, Postfach 45 02 07, 12172 Berlin

Rechtsanwältin mit TSP Familienrecht 
bietet Kollegin/Kollegen in verkehrsgünstiger Lage in Berlin-
Friedenau schönen Büroraum (ca. 21 qm) unter Mitnut-
zung der Infrastruktur. Tel. (030) 707 90 412

Anwaltskanzlei in Pankow abzugeben

Rechtsanwalt will sich zum Jahresende aus Altersgründen
aus dem Berufsleben zurückziehen und gibt gut eingeführte
Kanzlei in Pankow, ca. 120 m2 Büroraum in günstiger Lage
mit Mobiliar, PC-Vernetzung, DSL, Telefonanlage, an Nach-
folger/Nachmieter ab.

Tel.  (030) 48 16 15 0 • Fax (030) 48 12 15 12
RA (35), Schwerpunkt SGB II (Hartz IV) 

sucht nette(n) Kollegin/Kollegen für den gem. 

Aufbau einer BG in Berlin Mitte.
Kontakt: 030 / 364 34 719

AAnnwwaallttsssseerrvviiccee  ffüürr  aallllee  FFäällllee
CChh..  SScchheelllleennbbeerrgg,,  TTeell..::  ((003300))  775577  6644  003333  ++  00115511//117777  7766  993399

Rechtsanwalt, 32, Berufsanfänger, befriedigende Examina,
sucht freie Mitarbeit oder Anstellung im zivilrechtlichen Bereich.

Zuschriften unter Chiffre AW 7-8/2007-5 an
CB-Verlag Carl Boldt, Postfach 45 02 07, 12172 Berlin

Biete Büroraum, ca. 50 m2 und Büroservice im 
NO Berlins in ausbaufähiger RA & Notar-Kanzlei 

– spätere Übernahme möglich –

Zuschriften unter Chiffre AW 2/2007-2 an
CB-Verlag Carl Boldt, Postfach 45 02 07, 12172 Berlin

Rechtsanwältin in Kreuzberg bietet Kollegin/Kollegen einen 

Büroraum für ca. 170,00 EUR
am Schlesischen Tor. 

Erfahrungsaustausch und gegenseitige Vertretung wäre nett.

Tel. (030) 399 31 898, E-Mail: kontakt@denizfirtina.com
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SCHMIDT, VON DER OSTEN & HUBER

gehört zu den TOP 50 Wirtschaftskanzleien in Deutschland (JUVE Handbuch). Am Standort Berlin hat SCHMIDT, VON DER OSTEN &
HUBER sich auf die Bereiche Arbeits- und Betriebsverfassungsrecht sowie Immobilienrecht spezialisiert und betreut namhafte
Unternehmen in Fragen des Allgemeinen Wirtschaftsrechts.

Wir wollen unser Berliner Büro vergrößern und uns im Berliner Markt weiter entwickeln. Ideal für uns wäre ein(e)

Berliner Rechtsanwältin / Rechtsanwalt, Dr. jur.,

welche(r) sich bereits mit einschlägigen Spezialkenntnissen im Bereich des unternehmerisch tätigen Mittelstandes Anerkennung
verschafft hat und sich hinsichtlich ihrer/seiner Wirkungsstätte verbessern möchte. Auch Berufsanfänger/innen aus Berlin, die
sich bewusst keiner Großkanzlei anschließen wollen, sind uns gleichermaßen willkommen. (Prädikatsexamen und Promotion
setzen wir voraus). Die Vergütung entspricht den hohen Anforderungen.

Bitte richten Sie Ihre schriftliche Bewerbung an

Herrn Dr. Jürgen Habich, SCHMIDT, VON DER OSTEN & HUBER

Kurfürstendamm 38/39, 10719 Berlin, Tel. (030) 88 44 90-0, Fax (030) 88 44 90 90

Für unsere neuen Kanzleiräume in der

Villa Holländer

Berlin-Grunewald, 

Hubertusallee 76 Ecke Berkaer Straße, 

und zur Erweiterung unserer Bürogemeinschaft suchen wir
Rechtsanwalts- und Notarkollegen.

Unsere Tätigkeitsschwerpunkte:
Notariat im Grundstücks-, Erb- und Familienrecht sowie an-
lässlich von freiwilligen Grundstücksauktionen.

Kontakt: Rechtsanwälte und Notare
Peter und Christine Greffin
Koenigsallee 36, 14193 Berlin
Telefon: 825 20 41 – Telefax: 895 02 390
E-Mail: christine@greffin.de

Rechtsanwalt sucht RA zwecks Bürogemeinschaft
in Berlin-Wilmersdorf, Hohenzollerndamm 196. Biete einen
sehr repräsentativen möblierten Raum (VH, 2. OG mit Fahr-
stuhl). Mitbenutzung von Infrastruktur ist möglich.

Tel. 0170 / 317 94 50

Großer Büroraum, ca. 34 qm, zu vermieten. 100 m
vom Hackeschen Markt entfernt. 1. OG, Altbau, hell, Parkett-
fußboden, Preis Verhandlungssache. Mitbenutzung eines
kleinen Sekretariats möglich. Vermietung auch an An-
gehörige anderer Berufsgruppen denkbar.

Kontakt: schuetze@forer-schuetze.de , Tel. 0177-896 69 98

Repräsentative Kanzleiräume, Nähe Kurfürsten-
damm, Stuckaltbau, 170 m2, mit Archivkeller, zu günstigen
Konditionen abzugeben. kanzlei@dr-esch.de

Kanzlei B & J GmbH Wirtschaftsberatung 
bietet ab 01.08 07  3 Räume ab 250 € Miete 
in Reinhardtstr. / Mitte an. Tel. (030) 398 397 82

Steuerberatersozietät bietet in Berlin-Lichterfelde
Büroetage im Souterain, ca. 100 m2 (4 Zimmer), Infrastruktur
vorhanden, Kollegiale Zusammenarbeit erwünscht. Teilge-
werbliche oder Nutzung zu Wohnzwecken auch möglich
(Kaltmiete € 600,00).
Kontaktaufnahme unter Tel. 030-319 80 35 35 

Kampa-Office übernimmt:
Selbständige Bearbeitung der Gebiete Mahn-, 
Kosten- und Vollstreckungswesen und Mehr

Tel.: 030/797 498 63 (Fax: -49949) GSM: 0162-7547168
service@kampa-office.de

Kanzlei zu verkaufen
Die Kanzlei befindet sich in Wilmersdorf, ist für eine Sozietät/
Anwaltsgemeinschaft von bis zu drei Rechtsanwälten/innen
optimal geeignet, voll ausgestattet und repräsentativ einge-
richtet. Günstiger Mietvertrag kann übernommen werden.
Zuschriften unter Chiffre AW 7-8/2007-8 an
CB-Verlag Carl Boldt, Postfach 45 02 07, 12172 Berlin

RA.u.Not. (nahe GBA Schöneberg/ über 23 jähriger Zu-
lassung) in repräsentativen Räumen mit zivilrechtlich ausge-
richteter Praxis sucht Kollegin/en mit Interesse am
Notariat; beruflicher Zusammenschluss nach Notarbestel-
lung wird angestrebt. Moderne Infrastruktur (RA-Micro) 
2 Räume, Mitbenutzung Konferenzraum

Zuschriften unter Chiffre AW 7-8/2007-6 an
CB-Verlag Carl Boldt, Postfach 45 02 07, 12172 Berlin
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Überörtliche Steuerberatungs- und 

Anwaltssozietät sucht Kanzlei in Berlin

City West zwecks Bürogemeinschaft

Wir suchen eine Kanzlei in Berlin City West, die einen Steu-
erberater und einen Rechtsanwalt in eine Bürogemeinschaft
aufnehmen möchten. Neben der gemeinschaftlichen Nut-
zung der Büroinfrastruktur sind wir an einem fachlichen Aus-
tausch im Beratungsbereich interessiert. Räumlichkeiten für
2 weitere in Teilzeit beschäftigte Mitarbeiter sollten vorhan-
den sein. 

Unsere Kontaktdaten:
Manewald, Dr. Miseré & Collegen 

Telefon: 030 8870488-0, info@manewald.de

Wir bieten am Kurfürstendamm 1-2 Büroräume nebst
Mitnutzung des gemeinsamen Besprechungszimmers an.
Die Büroräume sind für Existenzgründer ideal. Die gegensei-
tige fachliche Unterstützung wird erwünscht und eine beruf-
liche Zusammenarbeit angestrebt. Die Mitnutzung des 
Sekretariates etc. ist denkbar.

Anfragen behandeln wir streng vertraulich.

Zuschriften unter Chiffre AW 7-8/2007-1 an
CB-Verlag Carl Boldt, Postfach 45 02 07, 12172 Berlin

DBM Danckert Böx Meier suchen zivilrechtlich
orientierte(n) 

Rechtsanwältin / Rechtsanwalt.

Angestrebt wird eine langfristige, auf Karriere in der Sozietät
angelegte, Zusammenarbeit. Die (der) Kandidatin /Kandidat
sollte eine Vorstellung davon haben, dass und weshalb ein
erfolgreicher Anwalt mehr können muss, als Mandate gut zu
bearbeiten.

Kontakt: RA Dr. Joachim Tischendorf, 
Budapester Straße 40, 10787 Berlin, 
Telefon: (030) 25 45 91 40, Telefax: 25 45 91-48,
E-Mail: kontakt@advocati.de

Fachanwältin für Familienrecht 

sucht Kollegin oder Kollegen.

Wir suchen eine(n) Rechtsanwalt (m/w) mit Interesse für
Familienrecht für Teilzeittätigkeit (bis 20h wöchentlich).

Schriftliche Bewerbung bitte an:
Rechtsanwälte Geisler – Knebel & Partner z.Hd. Frau RAin
Martina Knebel, Johannisthaler Chaussee 333, 12351 Berlin,
m.knebel@geisler-knebel.de

Rechtsanwaltsfachangestellte, 33 J., ungekün-
digt, RA-Micro-Kenntnisse, Russisch als Muttersprache,
sucht in Berlin feste Einstellung in Kanzlei/Unternehmen.

Zuschriften unter Chiffre AW 7-8/2007-4 an
CB-Verlag Carl Boldt, Postfach 45 02 07, 12172 Berlin

Leasing-Vertrag über Computeranlage mit 
8 Rechnern incl. RA-Micro-Pflegevertrag wegen Kanzlei-
fusion günstig zu übertragen. kanzlei@dr-esch.de

Roggelin Witt Wurm Dieckert

Unsere Berliner Kanzlei hat sich auf das private Baurecht
spezialisiert. Als

Rechtsanwältin / Rechtsanwalt

verfügen Sie bereits über entsprechende Erfahrung oder
bringen als Berufsanfänger/in neben guten Noten (befriedi-
gend) und wirtschaftlich/technischem Verständnis auch die
Bereitschaft mit, dieses Rechtsgebiet zu Ihrem Tätigkeits-
schwerpunkt zu machen.

Ihre Bewerbung richten Sie bitte an: RWWD Berlin, Herrn 
RA Dr. Dieckert, Leipziger Platz 15, 10117 Berlin oder 
berlin@rwwd.de

Anwalts- und Notariatskanzlei mit Sitz am Kurfürstendamm
mit den Schwerpunkten Gesellschafts-, Immobilienwirt-
schafts- und Bankrecht sucht qualifizierte/n und enga-
gierte/n

Rechtsanwältin / Rechtsanwalt

mit mehrjähriger Berufserfahrung für die Bereiche Arbeits-
recht sowie öffentliches- und privates Baurecht.

Erwartet wird zumindest ein Prädikatsexamen. Promotion
oder andere wesentliche Qualifikation ist wünschenswert.

Zuschriften unter Chiffre AW 7-8/2007-3 an
CB-Verlag Carl Boldt, Postfach 45 02 07, 12172 Berlin

RA u. Not. Berlin-Lichterfelde, in repr. Villa sucht 
2 jüngere Kollegin/en mit Interesse am WEG, Mietrecht o.a.
Rechtsgebiete zur Gründung einer Bürogemeinschaft.

Büroräume ca. 100 m2, eigener Zugang, Tel.anlage vorhan-
den, sonstige Infrastruktur nach Absprache. 

Kontakt: RA-W.Mayr@t-online.de

Bürogemeinschaft in Berlin-Grünau bietet
Kollegin bzw. Steuerberaterin/Wirtschaftsprüferin (oder Her-
ren) 25 m2 Büroraum in saniertem Gründerzeitaltbau an
Hauptstraße zur Nutzung in Bürogemeinschaft. Mitbenut-
zung der Nebenräume inklusive. Ca. 350,00 €/Monat.

Tel.: 030 61504777

NOTARVERTRETUNG
NOTARIATSVERWALTUNG (ABWICKLUNG) 

VON RECHTSANWALT GESUCHT!!!
Eine weitere Zusammenarbeit und gegenseitige

Kooperation ist erwünscht.
Zuschriften unter Chiffre AW 7-8/2007-11 an

CB-Verlag Carl Boldt, Postfach 45 02 07, 12172 Berlin
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Wagensonner Luhmann Breitfeld Helm

Rechtsanwälte

Wir sind eine insbesondere im Bereich der Immobilienwirtschaft tätige Sozietät mit derzeit 25 Rechtsanwälten an
den Standorten München und Berlin. Als Mandanten betreuen wir nationale größere und kleinere Unternehmen,
Körperschaften des öffentlichen Rechts sowie Privatpersonen.

Für unser Berliner Büro suchen wir eine/n Rechtsanwältin/Rechtsanwalt auf dem Gebiet des Immobilienrechts,

insbesondere Gewerbemiet- und WEG-Recht.

Wir legen Wert auf sorgfältige, methodisch einwandfreie juristische Arbeit sowie ein fachlich wie sprachlich hohes
Niveau in gerichtlichen Schriftsätzen und Mandantenschreiben und erwarten vollbefriedigende Examina. 

Ihre Bewerbung richten Sie bitte (bevorzugt per E-Mail) an unser Berliner Büro, z. H. Hr. Dr. Nikolai Lück (E-Mail:
ditt@wagensonner.com).

Rechtsanwälte
WAGENSONNER LUHMANN BREITFELD HELM

Meinekestraße 13, 10719 Berlin

EU-weit tätige, mittelständisch geprägte und wirtschafts-
rechtlich beratende Sozietät mit Standorten in Berlin, BBG
und NRW, sucht für die Vervollständigung ihres Berliner
Partnerkreises (GesR, SteuerR, InsR, Priv BauR, UWG/UrhR)
eine erfahrene Rechtsanwältin oder einen erfahrenen
Rechtsanwalt mit mehrjähriger Spezialisierung im

Arbeitsrecht

mit eigenem Mandatsbestand. 

Interessenbekundungen, Rückfragen werden erbeten unter

arbeitsrecht_partner@gmx.de.

Vertrauliche Behandlung wird zugesichert.”

Steuerberater suchen Wirtschaftskanzlei

in Berlin zwecks Bürogemeinschaft

Wir suchen eine wirtschaftsrechtlich ausgerichtete Rechts-
anwaltskanzlei  in Berlin, die mit 2 Steuerberatern eine Büro-
gemeinschaft bilden möchten.  Neben der gemeinschaftli-
chen Nutzung der Büroinfrastruktur sind wir an einem inter-
disziplinären Austausch und Synergieeffekten im Beratungs-
bereich interessiert.  Wir haben derzeit keine Angestellte, es
sollten  jedoch die räumlichen Möglichkeiten für 1-2 Mitar-
beiter gegeben sein. 

Erste Kontaktaufnahme bitte unter
steuerberaterberlin@email.de.

Schöne Altbauräume
(Parkett, Stuck) zwischen Kudamm und Savignyplatz zur 
Untermiete: rund 15 m2 ca 200 €, rund 20 m2 ca 260 €, rund
30 m2 ca 375 €. Mit Anschluss an Kanzleiinfrastruktur. 
Zusammenarbeit im Zivilrecht und öffentlichen Recht er-
wünscht aber nicht Bedingung. 

Tel: 030/280095-0

RA-Micro Lizenz, gebraucht, zum käuflichen 
Erwerb aus Kanzleiauflösung wegen

Umzugs/Kanzleizusammenlegung etc. sucht 

Rechtsanwalt 0173-132 1539

Rechtsanwalt und Notar in Wilmersdorf, Prager Straße

nahe Prager Platz, bietet Kollegin/Kollegen 

Raum (ca. 25 qm)
in modern eingerichtetem Büro zur Miete. Telefonanlage und
Besprechungszimmer vorhanden. Gemeinsame Computer-
nutzung möglich. Gegenseitige Vertretung und gegenseitiger
Gedankenaustausch erwünscht. Tel. (030) 85 99 57 30
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Terminsvertretungen
Anzeigen für Terminsvertretungen:

CB-Verlag Carl Boldt • Postfach 45 02 07 • 12172 Berlin
Telefon (030) 833 70 87 • Fax (030) 833 91 25 • mail: cb-verlag@t-online.de

MIT EINER ANZEIGE IN DER RUBRIK

„TERMINSVERTRETUNGEN“  
SIND SIE BEI ÜBER14.000 RECHTSANWÄLTEN IN BERLIN, 

BRANDENBURG UND MECKLENBURG-VORPOMMERN PRÄSENT.
ANZEIGENSCHLUSS JEWEILS AM 25. DES VORMONATS

CB-VERLAG CARL BOLDT
TELEFON (030) 833 70 87 | FA X (030) 833 91 25 | CB-VERLAG@T-ONLINE.DE | W W W.CB-VERLAG.DE

Buschmühlenweg 9 Ebräerstrasse 8 Karl-Marx-Str. 35c Friedrich-Engels-Str. 8 Wilhelmstr. 3
15230 Frankfurt (Oder) 14467 Potsdam 15890 Eisenhüttenstadt 15517 Fürstenwalde 16269 Wriezen
FON 0335-56607-0 FON 0331-505897-0 FON 03364-452552 FON 03361-7765-0 FON 033456-71466
buero-ffo@kbz24.com buero-pdm@kbz24.com buero-ehst@kbz24.com buero-fw@kbz24.com buero-wrz@kbz24.com

Termins- und Prozeßvertretungen für alle Gerichte
in LG Bezirken Potsdam, Frankfurt (Oder) und 
Berlin sowie vor dem OLG Brandenburg

Rechtsanwälte
Steuerberaterkbz.

Raum Braunschweig / Hildesheim / Hannover
Terminsvertretungen an allen Gerichten durch Fachanwälte
für Miet- und Wohnungseigentums-, Versicherungs-, Bau-
u. Architekten-, Familien-, Medizin-, Arbeits-, Verwaltungs-,
Sozial- und Strafrecht

Rechtsanwälte Homann, Uhde, Staats
Postfach 2522, 38015 Braunschweig,
Lange Str. 1, 38100 Braunschweig,

Telefon (0531) 24 25 30, Telefax (0531) 24 25 34 0
www.kanzlei-homann-uhde.de

München/Bayern
Rechtsanwaltskanzlei in München übernimmt Termins-

und Prozessvertretungen aller Art.

CLLB-Rechtsanwälte Tel. (089) 552 999 50
Liebigstr. 21 Fax: (089) 552 999 90
80538 München mail: kanzlei@cllb.de

www.cllb.de

Anzeigenschluss 
jeweils am 25. des Vormonats

Stuttgart/Ulm: Terminsvertretungen
AAGG,,  LLGG,,  OOLLGG,,  AArrbbGG,,

Rechtsanwaltskanzlei Jochen Waldenmaier,
Robert-Bosch-Str. 8 • 73117 Wangen

Tel.: (07161) 956 521 • Fax: (07161) 956 522

Hamburg + Umland
Termins- und Prozessvertretungen

RAe/StB Mertin PartG Tel. 040 - 22 74 72 - 0
Ansprechpartner Fax  040 - 22 74 72 - 70 
RA Oliver Herbst

Hartwicusstraße 3 contact@kanzlei-mertin.de
22087 Hamburg www.kanzlei-mertin.de
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